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Vorwort | Blick hinter die Kulissen

Vorwort -
Blick hinter die Kulissen

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

mit der nunmehr 7. Auflage stehen die Inklusionsamter der Landschaftsverbande Rheinland und
Westfalen-Lippe mit diesen aktualisierten Handlungsempfehlungen den Betrieben und Dienst-
stellen und deren betrieblichen Akteuren mit Rat und Tat zur Seite.

Wir - das LVR-Inklusionsamt in K&In und das LWL-Inklusionsamt Arbeit in Mlnster — haben uns
zum Ziel gesetzt, Betriebe und Dienststellen bei der Einfilhrung und Durchfiihrung des BEM zu
unterstitzen und zu begleiten. Seit Inkrafttreten des § 84 Absatz SGB IX in 2004 (jetzt § 167
SGB IX neuer Fassung) ist das Thema und gesetzliche Anliegen - die Beschaftigungsfahigkeit
und Beschaftigungsmdoglichkeit von Beschéftigten zu erhalten — vor dem Hintergrund des de-
mografischen Wandels und des Wandels der Arbeit hochaktuell.

Allerdings kann es nicht flir alle Betriebe und Dienststellen ein einheitliches Vorgehen geben,
wie sie ein Betriebliches Eingliederungsmanagement erarbeiten, einfiihren und leben kénnen.
Dafilir sind die Betriebe und Dienststellen zu unterschiedlich — kleines Unternehmen, groBer
Konzern, unterschiedliche Strukturen, unterschiedliche Unternehmenskulturen et cetera.

Es gibt aber einige grundsatzlich zu berlicksichtigende Hinweise und Handreichungen, die wir
Ihnen mit diesen Handlungsempfehlungen geben kénnen, damit ein BEM in Ihrem Betrieb
gelingt.

Die Handlungsempfehlungen wurden mit Arbeitgebern, Schwerbehindertenvertretungen und Be-
triebs- und Personalraten erarbeitet, die die praventive und positive Bedeutung des Betrieblichen
Eingliederungsmanagements kennen und schatzen gelernt haben. So entwickelte sich auch die
neue Uberarbeitung iiber den Austausch mit denjenigen, die die Handlungsempfehlungen letzten
Endes in ihrem Betrieb/ihrer Dienststelle anwenden. Hierzu fiihrt das LVR-Inklusionsamt regelma-
Big BEM-Praxistage durch. Das LWL-Inklusionsamt Arbeit bietet hierzu im Rahmen von Schulun-
gen fur BEM-Teams den Austausch untereinander und mit dem Inklusionsamt an.

Die aktuelle Rechtsprechung, die in der Zwischenzeit ergangenen Gesetze, Urteile und gericht-
lichen Entscheidungen sind bei der Uberarbeitung der h&ufig gestellten Fragen eingeflossen —
auch bei dem Thema Datenschutz durch die europaische Datenschutzgrundverordnung
(EU DSGVO), welches im BEM eine zentrale Bedeutung hat.

Bei unseren Kontakten mit den Betrieben und Dienststellen stellen wir vermehrt fest, dass Praven-
tion und BEM einen immer gréBeren Stellenwert bekommen und zum Thema werden.

Wir wiinschen Ihnen und Ihrem Betrieb beziehungsweise Ihrer Dienststelle eine gewinnbringen-
de Lektire fir ein erfolgreiches Betriebliches Eingliederungsmanagement.

Koln, Mlinster im November 2018

Prof. Dr. Angela Faber Matthias Miinning
LVR-Dezernentin Schulen, LWL-Sozialdezernent
Inklusionsamt, Soziale Entschadigung LWL-Inklusionsamt Arbeit

LVR-Inklusionsamt
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Auf einen Blick In diesem Kapitel

e BEM - Ziele und Nutzen
* BEM nach ,Schema F"?

BEM - Ziele und Nutzen

Mit den Regelungen rund um die Pravention (§ 167 Absatz 1 und Absatz 2 SGB IX - § 84
Absatz 1 und 2 SGB IX alte Fassung) Ubertragt der Gesetzgeber einen Teil der Verantwor-
tung fir die Gesundheit der Beschaftigten dem Betrieb beziehungsweise der Dienststelle.
Auf den Einzelfall angewendet soll das BEM helfen, die Arbeitsunféhigkeit zu tiberwinden,
erneuter Arbeitsunfahigkeit vorzubeugen, den Arbeitsplatz zu erhalten. Die Idee des BEM
geht aber weiter: Es geht auch darum, eine Systematik fir die Vorgehensweise im Betrieb/
der Dienststelle zu entwickeln, die transparent ist und alle Beteiligten bei der Umsetzung
im Einzelfall unterstiitzt. So tragt das BEM letztlich dazu bei, die Gesundheit der Beleg-
schaft zu schitzen, zu erhalten oder schnellstmdglich wiederherzustellen.

Daflir muss man sich zunachst einmal vor Augen fiihren, wie viele Stunden des Tages die
Beschaftigten an ihrem Arbeitsplatz verbringen, und dass sie hier ihre geistigen und
korperlichen Fahigkeiten einsetzen. Von daher ist es fast zwingend, Beschaftigte mit Fra-
gen der Gesundheit nicht allein zu lassen, sondern ihnen konkrete praventive betriebliche
Angebote zur Gesundheit zu unterbreiten.

Gesundheit, Leistungsféhigkeit, Belastbarkeit, Motivation, Zufriedenheit der Belegschaft
sind ZielgroBen des Eingliederungsmanagements. Betrieben und Dienststellen, die darauf
ein besonderes Augenmerk legen, kommen die positiven Auswirkungen wiederum zugute.
Gesunde und zufriedene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind motivierter und leis-
tungsfdhiger und haben weniger Fehlzeiten. Rein betriebswirtschaftlich gesehen kosten
Zeiten der Arbeitsunfahigkeit den Arbeitgeber Geld - eine Senkung der Fehlzeiten ist in

seinem eigenen Interesse.

BEM nach ,,Schema F"'?

Nein, eben nicht. Ein fiir alle Arbeitgeber vorgeschriebenes Konzept, ein fertiges Schema zum
Abarbeiten gibt es nicht. Gerade der Zusatz ,betrieblich” driickt aus, dass es um ein méglichst
betriebsbezogenes Vorgehen geht. Das BEM wird in einem GroBkonzern anders aussehen als
in einem mittelstandischen Betrieb und in einem kleinen Handwerksbetrieb noch einmal an-
ders. Wo im GroBbetrieb zum Beispiel die Einsetzung eines regelmaBigen ,Runden Tisches”
sinnvoll ist, besteht in einem kleinen Betrieb daflir keine Notwendigkeit, wenn die Losungs-
findung im Einzelfall auf ,dem kleinen Dienstweg” zu erreichen ist. Wichtig ist, dass eine auf
die Gegebenheiten des Betriebes/der Dienststelle abgestimmte Vorgehensweise entwickelt
wird, die in jedem Einzelfall Anwendung findet, und dass dieses Vorgehen den Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern im jeweiligen Unternehmen bekannt und transparent gemacht wird.
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BEM - individuell

BEM - individuell und dynamisch

BEM ist also immer ein individuelles betriebliches Verfahren, das genauso viele Prozess-

schritte umfasst, wie erforderlich sind, um im Einzelfall die Ziele zu erreichen. Das heiBt,

mal reichen wenige Schritte mit wenigen Akteuren aus, mal ist der Prozess aufwendiger
und erfordert die Hinzuziehung mehrerer betrieblicher und auBerbetriebli-
cher Akteure. Entscheidend ist in erster Linie das Ergebnis.

Als System betrachtet ist das BEM ein dynamisches Instrument. Wichtig

und dynam’SCh ist, mit dem Instrument auch tatsachlich zu arbeiten; das heiBt Erfahrun-

gen sammeln und es aufgrund der Erfahrungen kontinuierlich weiterent-
wickeln. Ein bis ins letzte Detail ausgereiftes Konzept nutzt niemandem,
wenn es nicht gelebt wird. Fir den Anfang ist es sicher besser, mit weniger Regelungen
auszukommen und zu starten, als so lange am Konzept zu feilen, dass es fur die Praxis

zu kompliziert ist, eher abschreckt als hilfreich ist — und in der Schublade landet.

Dialog und Konsens

Das BEM setzt auf Dialog und Konsens. Die beiden ,Herren des Verfahrens” sind der
Arbeitgeber und die betroffene Arbeitnehmerin oder der betroffene Arbeitnehmer. Zwar
verpflichtet die Vorschrift den Arbeitgeber zum Handeln, wenn die Voraussetzungen ge-
geben sind. Die Vorschrift sagt aber auch, dass fir alles, was dann an HilfemaBnahmen
erfolgt, die Zustimmung der oder des Betroffenen erforderlich ist. Das heiBt, liegt keine
Einwilligung der betroffenen Arbeitnehmerin oder des betroffenen Arbeitnehmers vor,
kann es keine weitere Aktivitit des Arbeitgebers zur Uberwindung oder Verringerung der
Arbeitsunfahigkeitszeiten im BEM-Verfahren geben.

Zum anderen werden die einzuleitenden MaBnahmen gemeinsam mit der betroffenen
Arbeitnehmerin oder dem betroffenen Arbeitnehmer entwickelt — im Dialog. Wirken die
Beschaftigten nicht mit, entwickelt sich kein Dialog.

Dieses Dialog- und Konsensprinzip gilt schlieBlich auch fir die Mitwirkung der weiteren
internen und externen Akteure. Sie sollen mit ihrem Sachverstand den Arbeitgeber und
die Betroffene/den Betroffenen beraten, ihre Vorschlage einbringen und das Verfahren

unterstutzen.

Betriebliches

Eingliederungsmanagement
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Die Beschiftigten im Mittelpunkt

Die freiwillige Teilnahme der oder des Beschaftigten ist eines der wesentlichen Leitprinzi-
pien des BEM-Verfahrens. Sie oder er entscheidet selbst, ob sie oder er teilnehmen mdch-
te oder nicht. Zu beachten ist, dass die Beschaftigten ein Selbstbestimmungsrecht Gber
ihre gesundheitlichen Daten haben. Um die Freiwilligkeit zu gewahrleisten, bedarf es einer
entsprechenden Information durch den Arbeitgeber, die so gestaltet ist, dass die oder der
Beschaftigte selbstbestimmt Uber die Teilnahme am BEM-Verfahren entscheiden kann.
Diese Information kann in einem persdnlichen Gespréach und/oder in einem Informations-
beziehungsweise Einladungsschreiben gegeben werden. Welche Daten die oder der
Beschaftigte offenlegen mdéchte, ist explizit von ihr oder ihm schriftlich darzulegen.

Entscheidend fiur die Akzeptanz der Beschéftigten flir das BEM ist, dass sie erkennen

kdénnen, dass BEM zur praventiven Unterstlitzung und nicht zur Vorbereitung ei-
ner eventuellen Kiindigung angeboten wird. Insoweit kommt der Einfiihrung
des BEM im Betrieb sowie der ersten Kontaktaufnahme mit dem Betroffenen

besondere Bedeutung zu.

Aus den Erfahrungen lernen

Das BEM geht vom Einzelfall aus. Die Umsetzung der Vorschrift soll aber
nicht beim jeweiligen Einzelfall stecken bleiben. Die Arbeitsunfahigkeits-
zeiten eines einzelnen Mitarbeiters kdnnen betriebliche Ursachen haben, die
bei Kollegen wiederum zu Fehlzeiten flihren kénnen. Eine rechtzeitige Behebung
der betrieblichen Schwachstelle hilft, dies zu vermeiden.

Das heiBt, wenn die Erfahrungen aus dem Einzelfall ausgewertet werden, lassen sich
daraus wertvolle allgemeine Erkenntnisse fiir den Betrieb/die Dienststelle ableiten, zum
Beispiel im Hinblick auf eine allgemeine Gesundheitsforderung im Betrieb oder auf effek-

tive Helferstrukturen.
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In diesem Kapitel:

* Gesundheitsférderung
als Betriebskultur

» Die gesetzliche Regelung
des § 167 Absatz 2 SGB
IX im Uberblick

e BEM - letztlich ein
Gewinn fir alle Beteiligten

» Haufig gestellte Fragen

* Hinweise zur Handhabung
des Datenschutzes

* Regelungsempfehlung
bei Kollektivverein-
barungen - zum Beispiel
bei der BEM-Vereinbarung

Grundlagen des BEM

Gesundheitsforderung als Betriebskultur

Gesundheitsforderung als Unternehmensstrategie zielt auf das Wohlbefinden der Be-
schaftigten. Menschen, die mit ihrer Arbeitssituation zufrieden sind, sind produktiv und
seltener krank. Geringe krankheitsbedingte Fehlzeiten senken die Kosten. Betriebliche
Gesundheitsférderung dient aber genauso den Beschaftigten, schlieBlich geht es um ihre
Gesundheit. In der Arbeitswelt ist zu beobachten, wie die Anforderungen und die Arbeits-
dichte immer mehr zunehmen. Aussagen wie: ,Immer weniger Beschaftigte missen im-
mer mehr leisten” sind langst keine leeren Behauptungen mehr. Der steigende Arbeits-
druck bleibt nicht ohne Auswirkungen auf die Gesundheit der Beschaftigten. So steht
sicherlich auch die Zunahme psychischer und seelischer Erkrankungen in einem unmittel-
baren Zusammenhang mit dieser Entwicklung.

Eine weitere Beobachtung gilt der demografischen Entwicklung: Im Jahr 2005 gab es in
Deutschlands Betrieben und Dienststellen erstmals mehr Mitarbeiter, die Gber 50 Jahre alt
sind als unter 30. Und im Jahr 2018 ist bereits mehr als jeder dritte Beschaftigte in
Deutschland é&lter als 50 Jahre. Verknlpft man die demografische Entwicklung mit der
steigenden Arbeitsbelastung fiir den Einzelnen, so bedeutet dies, dass die Belegschaften
altern und gleichzeitig ihre Arbeitskraft intensiver genutzt wird.

Vor diesem Hintergrund wird die Erhaltung der Arbeitsfahigkeit der Beschdaftigten nur ge-
lingen, wenn auf die Ressourcen Gesundheit, Arbeitsfahigkeit und Erwerbsfahigkeit bes-
ser geachtet wird als bisher. Pravention im Sinne einer Gesundheitsférderung ist in den
letzten Jahren zum integralen Bestandteil des Geschehens in vielen Betrieben und Dienst-

stellen geworden. Die Gesundheitsférderung als Unternehmensstrategie

Der steigende Arbeits- ist ein umfassender Ansatz. Sie beinhaltet die Verbesserung der Arbeits-

druck bleibt nicht bedingungen in Betrieb und Dienststelle, den Arbeitsschutz, das heiBt die

ohne Auswirkungen Vermeidung von Arbeitsunféllen und Berufskrankheiten, geht aber auch

auf die Gesundheit der
Beschéftigten

Uber diese ,klassischen” MaBnahmen zur Gesunderhaltung der Beleg-
schaft hinaus.

Psychische Erkrankungen der Beschéftigten treten immer haufiger auf. Ein
wichtiger Bestandteil der Gesundheitsvorsorge und -flirsorge in Betrieb
und Dienststelle ist die betriebliche Suchtpravention flr alkoholabhangige und -gefdahrde-
te Beschaftigte, aber auch flr andere Suchtformen wie Medikamentenabhangigkeit, Kon-
sum illegaler Drogen und Spielsucht. All dies kann Ausfluss von Belastungen im Betrieb
oder in der Dienststelle sein.

Gesundheitsforderung als Unternehmensstrategie nimmt zum Beispiel auch das
Fihrungsverhalten der Vorgesetzten in den Blick, um psychische Stressoren und , Krank-
macher” zu vermeiden. Durch Informationen, Aktionswochen und Ahnliches férdert der

Betrieb/die Dienststelle ferner eine gesunde Lebensflihrung der Beschaftigten, auch im
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privaten Bereich. Damit verbunden ist die berechtigte Erwartung, dass sich jeder Beschaf-
tigte eigenverantwortlich um seine Gesundheit bemiht.

Betriebliche Pravention als Teil der Gesundheitsforderung umfasst alle Anstrengungen,
die dazu beitragen, Arbeitsunfdlle, Berufskrankheiten und arbeitsbedingte Gesundheits-
gefahren zu vermeiden. Wenn gesundheitliche Schwierigkeiten bereits aufgetreten sind,
geht es bei der Pravention darum, durch geeignete MaBnahmen diese zu beseitigen oder
zumindest eine Verschlimmerung zu verhindern. In diese umfassenden Ansatze von be-
trieblicher Gesundheitsférderung und Pravention ist das BEM eingebettet. Es befasst sich
mit der Reaktion auf Arbeitsunfahigkeitszeiten von einiger Haufigkeit oder Dauer und den
Méglichkeiten zu ihrer Uberwindung sowie kiinftigen Verringerung. Das BEM ist somit Be-

standteil der Gesundheit als Betriebskultur.

Die gesetzliche Regelung B
des § 167 Absatz 2 SGB IX im Uberblick

Mit der Novellierung des SGB IX durch das Gesetz zur Férderung der Ausbildung und Be-
schaftigung schwerbehinderter Menschen ist das BEM 2004 gesetzlich eingeflihrt worden.
Das BEM hat seinen Standort in dem mit der amtlichen Uberschrift ,Prédvention” versehe-

nen § 167 SGB IX (§ 84 SGB IX alter Fassung). Dessen Absatz 2 Satz 1 bestimmt wort-

lich: ,Sind Beschéftigte innerhalb eines Jahres langer als sechs Wochen ununterbrochen

oder wiederholt arbeitsunfahig, klart der Arbeitgeber mit der zustandigen Interessenver-

tretung im Sinne des § 176, bei schwerbehinderten Menschen auBerdem mit der Schwer-
behindertenvertretung, mit Zustimmung und Beteiligung der betroffenen

Person die Mdglichkeiten, wie die Arbeitsunfahigkeit moglichst iberwun-

den werden und mit welchen Leistungen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfa- BEM ist im SGB IX
higkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann (BEM).” gesetz/ich verankert
BEM verfolgt also das Ziel, im Betrieb mit den dort vorhandenen Akteuren worden.

und Strukturen sowie unter Nutzung der dort gegebenen oder herstellba-

ren spezifischen Potenziale, Beschaftigte gesund und arbeitsfahig zu hal-

ten beziehungsweise deren Arbeitsfahigkeit wieder (vollsténdig) herzustellen.

Die gesetzliche Verpflichtung zum BEM in § 167 Absatz 2 Satz 1 SGB IX zielt darauf ab,

durch geeignete Gesundheitspravention das Arbeitsverhéltnis im Einzelfall méglichst dau-

erhaft zu sichern. Dieser einzelfallbezogene Ansatz sollte aus der Sicht der Inklusionsam-

ter erganzt werden um ein gemeinsam im Betrieb/in der Dienststelle vereinbartes syste-

matisches Vorgehen zur Sicherstellung eines erfolgreichen BEM.

Ziel des BEM
Das Ziel des BEM ist es, den Ursachen von Arbeitsunféhigkeitszeiten einer/eines Beschaftig-
ten gemeinsam nachzugehen, nach Mdglichkeiten zu suchen, kinftige Arbeitsunfahigkeits-

zeiten zu vermeiden oder zumindest zu verringern, Rehabilitationsbedarfe zur Sicherung der
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Erwerbsfahigkeit der Beschaftigten friihzeitig zu erkennen und entsprechende Rehabilitati-
onsmaBnahmen rechtzeitig einzuleiten. Das BEM nutzt somit sowohl dem einzelnen Beschaf-

tigten als auch seinem Arbeitgeber und den Sozialversicherungssystemen.

Beteiligte Personen und Stellen
Am BEM sind mehrere Personen beziehungsweise Stellen innerhalb und auBerhalb des

Betriebs/der Dienststelle beteiligt:

Der Arbeitgeber
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, das BEM durchzuflihren. Er hat zundchst die Aufgabe,
e zu Uberpriifen, ob im Einzelfall die Voraussetzungen, die einen BEM-Prozess gemaf
§ 167 Absatz 2 Satz 1 SGB IX ausldsen, gegeben sind (Dauer der Arbeitsunfahigkeits-
zeiten bezogen auf die letzten zwdlf Monate), um dann
e das BEM-Verfahren durch eine erste Kontaktaufnahme mit der/dem Beschaftigten zu
starten.
Der Arbeitgeber bleibt fiir den gesamten Ablauf des BEM-Prozesses (letzt-)verantwortlich,
auch wenn er innerbetrieblich eine Einzelperson (den BEM-Beauftragten), ein BEM-Team,
den Betriebsarzt oder vielleicht die Schwerbehindertenvertretung mit der Durchflihrung
der weiteren Verfahrensschritte, der Veranlassung von MaBnahmen (zum Beispiel arztliche

Untersuchungen, Einschaltung des Technischen Beratungsdienstes des Inklusionsamts)

beauftragt. Er kann das Verfahren auch einer externen persdnlichen oder juristischen
Person Ubertragen. Geklart sein muss aber stets, dass der Arbeitgeber die Verantwortung
fur das ordnungsgemaBe Verfahren und die Umsetzung von konkreten Schritten als Ergeb-
nis aus dem BEM behalt. Auch die datenschutzrechtlichen Fragen bei der Einbindung eines

externen Dritten mussen geldst werden.

Die Beschiftigten

Beim BEM handelt es sich um eine MaBnahme zugunsten der beschaftigten Person. Das
BEM dient der Uberwindung beziehungsweise der Vorbeugung von Arbeitsunfihigkeit und
soll den Arbeitsplatz der oder des Beschaftigten sichern helfen.

Eine Mitwirkungspflicht der Beschéftigten im BEM-Verfahren besteht nicht. Im Gegenteil
ist das gesamte Verfahren durch das Prinzip der Freiwilligkeit der Teilnahme gepragt.
Die freiwillige Teilnahme der oder des Beschaftigten ist eines der wesentlichen Leitprinzi-
pien des BEM-Verfahrens. Sie oder er entscheidet selbst, ob er teilnehmen mdchte oder
nicht. Zu beachten ist, dass die Beschaftigten ein Selbstbestimmungsrecht lGber ihre ge-
sundheitlichen Daten haben. Um die Freiwilligkeit zu gewahrleisten, bedarf es einer ent-
sprechenden Information durch den Arbeitgeber, die so gestaltet ist, dass die oder der
Beschaftigte selbstbestimmt (ber die Teilnahme am BEM-Verfahren entscheiden kann.
Entscheidend fiir die Akzeptanz der Beschéftigten flir das BEM ist, dass sie erkennen kdn-
nen, das BEM zur praventiven Unterstiitzung und nicht zur Vorbereitung einer eventuellen
Klindigung angeboten wird. Insoweit kommt der ersten Kontaktaufnahme mit der oder

dem Betroffenen besondere Bedeutung zu.
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Ohne die Einwilligung der oder des Beschaftigten kann kein BEM-Verfahren
durchgefiihrt werden. Das Erfordernis der Einwilligung bezieht sich dabei Datenschutz ist wich tig
auf alle Verfahrensschritte des BEM sowie auf alle beteiligten Personen. (U €ine vertrauensvolle
Datenschutzrechtliche Aspekte sind zwingend zu beachten. Liegt die Ein- Mitwirkung
willigung der oder des Beschaftigten nicht vor, kann es seitens des Arbeit-

gebers keine weiteren Aktivitdten zur Uberwindung oder Verringerung der
Arbeitsunfahigkeitszeiten im BEM-Verfahren geben. Die Beschaftigten sind am gesamten
BEM-Prozess zu beteiligen. Dies geschieht zum Beispiel durch die Einbeziehung in einzel-

ne MaBnahmen, etwa eine Arbeitsplatzbegehung oder eine Teilnahme an Beratungsge-
sprachen.

Ist die oder der Beschaftigte mit dem BEM-Verfahren einverstanden, sollte sie oder er
dann auch am Verfahren aktiv mitwirken. Sie oder er sollte zum Beispiel Auskunft geben

Uber besondere Belastungen am Arbeitsplatz (betriebliche Ursachen der Arbeitsunfahig-

keit) und mithelfen, Auswirkungen gesundheitlicher Probleme auf die berufliche Leis-
tungsfahigkeit aufzuklaren.

Die Preisgabe der auBerst sensiblen gesundheitlichen Daten beziehungsweise der Daten

Uber Behinderungen und deren Folgen kann Beschaftigten nur dann zugemutet werden,
wenn der Schutz dieser personenbezogenen Daten wahrend des gesamten BEM-Verfah-

rens gewahrleistet ist.

Das heif3t flir den Arbeitgeber, dass die Zahl derjenigen, die von diesen sensiblen Daten

Kenntnis erlangen, auf das unumgénglich Notwendige zu beschrénken ist. Die Beschaf-
tigten sind auch darlber aufzuklaren, wer welche Daten erhalt, wo diese gespeichert
werden, wie diese berichtigt werden kénnen und wann diese geléscht werden.

Fir die Beschaftigten bedeutet es, dass die Entscheidung zur Mitteilung von Krankheits-
daten ihnen selbst Uiberlassen bleibt. Es wird empfohlen, sensible Daten nur dann und nur
insoweit zu offenbaren, wie sie fiir die Sachverhaltsermittlung im Verfahren von Bedeu-
tung sind.

Die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen durch den Arbeitgeber und alle Gbrigen
Beteiligten des BEM-Prozesses ist von ausschlaggebender Bedeutung flir die vertrau-
ensvolle Mitwirkung der Beschaftigten beim BEM und flr die Gewissheit der Beschaftig-
ten, dass das Verfahren tatsachlich in ihrem Interesse und nicht zur Vorbereitung einer
Kindigung durchgefiihrt wird. Erteilt die/der Beschaftigte ihre/seine Zustimmung zur
Einleitung des BEM-Verfahrens nicht oder zieht sie/er diese Zustimmung spater zurtick
oder beteiligt sich im weiteren Ablauf des BEM-Prozesses nicht mehr an den erforderli-
chen MaBnahmen, so endet das BEM-Verfahren an dieser Stelle. Der Arbeitgeber ist in
diesem Fall nicht mehr zu einer Durchfihrung von MaBnahmen im Rahmen des BEM ver-
pflichtet.

Die Frage, ob sensible gesundheitliche Daten fiir das BEM-Verfahren genutzt werden kon-
nen, hangt auch davon ab, ob diese fiir die Umsetzung des Verfahrens ,zwingend erfor-
derlich” sind. Hierlber ist die betroffene Person in geeigneter Weise unter Hinweis darauf
aufzuklaren, dass sich die Frage nach einer gegebenenfalls freiwilligen Preisgabe von

Krankheitsangaben nur dann stellen kdnnte, wenn sie nach einer Erérterung der sonsti-
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gen belastenden Gesichtspunkte und infrage kommender Hilfsangebote unabweisbar er-
scheint.

Dabei ist allerdings zu beachten, dass die oder der Beschdftigte es — nach entsprechender
datenschutzrechtlicher Zustimmung - nicht hinnehmen muss, ihre/seine medizinischen Da-
ten Uber Inhalt, Umfang und Details der Erkrankung vor medizinischen Laien auszubreiten.
In der Regel kommt daher allenfalls in Betracht, dass diese Daten dem in § 167 Absatz 2
Satz 2 SGB IX genannten Betriebsarzt mitgeteilt werden. Ist kein Werks- oder Betriebsarzt
vorhanden, so kommt auch die Hinzuziehung eines arbeitsmedizinischen Dienstes in Be-
tracht. Der Arzt Ubernimmt es, die medizinischen Erkenntnisse den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern des BEM in dem Erst- und gegebenenfalls den Folgegesprdchen in ihren Aus-
wirkungen auf den konkreten Arbeitsplatz zu verdeutlichen. Entsprechend den Grundsatzen
fur die Begutachtung der Arbeitsfahigkeit kommt es dabei in der Regel nicht auf die medi-

zinischen Details an, wie etwa die Anamnese oder die (genaue) Diagnose.

Die Schwerbehindertenvertretung, Betriebs-/Personalrat

Weitere Akteure des BEM-Prozesses sind die Schwerbehindertenvertretung (bei schwer-
behinderten Beschdftigten) sowie der Betriebs- oder Personalrat. Sie dirfen von sich aus
die Einleitung eines BEM beim Arbeitgeber anstoBen (siehe dazu § 178 Absatz 1 Satz 2
SGB IX fir die Schwerbehindertenvertretung, § 80 Absatz 1 Nummern 1, 2, 4, 6, 8 und
9 BetrVG fiir die Betriebsrate und die §§ 68 Absatz 1 Nummern 1, 3 und 4 BPersVG, 64

Nummern 1, 4-6 LPVG NW fiir die Personalrate). Die Beschéftigtenvertretungen unter-
stiitzen den BEM-Prozess, sie bringen eigene Vorschldage ein und férdern das Verfahren
durch Unterstlitzung der oder des einzelnen Beschaftigten im Rahmen ihrer Aufgabenstel-
lung nach dem Schwerbehinderten-, Betriebsverfassungs- beziehungsweise Personalver-
tretungsrecht. Die Schwerbehindertenvertretung, aber auch ein Betriebs- oder Personal-
ratsmitglied kann Teilaufgaben des BEM-Prozesses im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber
Ubernehmen. Im Betrieb oder in der Dienststelle kann ein BEM-Team gebildet werden, das
beispielsweise aus der Schwerbehindertenvertretung, einem Betriebs- und Personalrats-
mitglied sowie weiteren innerbetrieblichen Akteuren wie dem Betriebsarzt und der
Arbeitssicherheitsfachkraft bestehen kann. Diesem BEM- oder Integrationsteam kann der
Arbeitgeber, nachdem er den Erstkontakt zu der oder dem betroffenen Be-

BEM braucht zuverldssige  schaftigten hergestellt und deren oder dessen Zustimmung zum BEM-Ver-
Partner und wechsel-  fahren eingeholt hat, die weitere Durchfihrung des BEM-Prozesses im Be-
seitiges Vertrauen trieb/in der Dienststelle Gbertragen. Wichtig ist in diesem Zusammenhang,

dass die Absprachen, die gemeinsam vom Beschéftigten, dem Arbeitgeber

(Vertreter), der Schwerbehindertenvertretung und dem Betriebs-/Personalratsmitglied im
Rahmen des BEM-Verfahrens getroffen worden sind, danach auch gemeinsam getragen
und umgesetzt werden. Das muss auch fiir eventuell notwendige betriebsverfassungs-
beziehungsweise personalvertretungsrechtliche Mitbestimmungsverfahren gelten, in de-
nen es um die im BEM abgesprochene (Personal-)MaBnahme geht. Das BEM ist in § 167
Absatz 2 SGB IX als Kooperationsprozess angelegt. Ein erfolgreiches BEM braucht deshalb

zuverlassige Partner und wechselseitiges Vertrauen in das Worthalten aller Beteiligten.
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Der BEM-Verantwortliche im Klein- oder Mittelbetrieb:

zum Beispiel der Betriebsarzt

Fehlt insbesondere in Klein- oder Mittelbetrieben eine Beschaftigtenvertretung oder
kommt es nicht zur Bildung eines Integrationsteams, so hat der Arbeitgeber zum Beispiel
die Mdoglichkeit, den Betriebsarzt mit der Durchflihrung der einzelnen BEM-Verfahren zu

beauftragen.

Externe Partner

Als externe Beteiligte und Ansprechpartner fiir Rehabilitationsleistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben und flr Leistungen zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben nach dem Schwer-
behindertenrecht nennt § 167 Absatz 2 SGB IX die Rehabilitationstrager (Krankenkasse,
Rentenversicherung, Agentur fir Arbeit, Unfallversicherung) sowie die Inklusionsamter
bei schwerbehinderten Menschen. Sie sind dadurch unmittelbar in das BEM eingebunden.
Ihre Einbindung ist fiir den Arbeitgeber verpflichtend. So hat der Arbeitgeber bereits bei
der Einleitung eines BEM-Verfahrens die Hinweispflicht gegenliiber dem oder der Beschéf-
tigten, dass von ihm die zustdndigen Rehabilitationstrager oder die Inklusionsamter
hinzugezogen werden, sofern Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeits-
leben in Betracht kommen (Hessisches Landesarbeitsgericht, Urteil vom 13. August 2018
- 16 Sa 1466/17). Die Beteiligung der gesetzlich daflir vorgesehenen Stellen ist

Mindeststandard eines BEM.

Diese externen Beteiligten haben ihre Leistungen zur Erhaltung der Erwerbsfahigkeit, zur
ergonomischen Arbeitsplatzgestaltung, zur beruflichen Qualifizierung und zur Gewéahrleis-
tung des Unfallschutzes und der Arbeitssicherheit in den BEM-Prozess einzubringen. Ihre
Beteiligung empfiehlt sich erst dann, wenn die Sachverhaltsermittlung und die Gesprache
wahrend des innerbetrieblich durchgefiihrten einzelnen BEM-Verfahrens konkret nahele-
gen, dass MaBnahmen zur Teilhabe beziehungsweise zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben
sinnvoll erscheinen. Die Rehabilitationstrager und die Inklusionsamter haben dann darauf
hinzuweisen, dass die erforderlichen Leistungen oder Hilfen unverziglich beantragt und

innerhalb einer Frist des § 14 Absatz 2 Satz 2 SGB IX erbracht werden.

BEM - letztlich ein Gewinn fir alle Beteiligten

Die Sicht der Arbeitgeber

Anfangs sahen viele Arbeitgeber mit der in § 167 Absatz 2 Satz 1 SGB IX verankerten
Pflicht zur Durchfiihrung eines BEM nur mehr Birokratie, mehr personellen Aufwand, das
heiBt mehr Kosten auf sich zukommen. Dies hat sich gewandelt und hangt eng mit dem
demografischen Wandel zusammen. Die Erhaltung der Arbeitsféhigkeit des Beschéaftigten
und das Achten auf die Ressourcen Gesundheit, Arbeitsfahigkeit und Erwerbsféhigkeit
wird heute besser geachtet als bisher. Das BEM ist heute weitgehend etabliert. So ist die

Gesundheitsférderung als Unternehmensstrategie inzwischen ein umfassender Ansatz
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und beinhaltet auch den Arbeitsschutz und die Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Bei

der Gesunderhaltung der Belegschaft geht es auch um Pravention, um durch geeignete

MaBnahmen Schwierigkeiten zu beseitigen oder zumindest eine Verschlimmerung zu ver-

hindern. BEM ist zum Bestandteil der Gesundheit als Betriebskultur geworden. Die Vor-

teile erfolgreicher Eingliederungsbemihungen bestehen in

e einer Verringerung klnftiger Fehlzeiten bei der oder dem einzelnen betroffenen
Beschaftigten, aber mdglicherweise auch der Fehlzeiten anderer Beschéftigter, indem
Erkenntnisse bezliglich krankmachender Faktoren im Betrieb, die in einem Einzelfall
gewonnen worden sind, zur Verbesserung der fraglichen Arbeitsbedingungen genutzt
werden. Eine Verringerung der Arbeitsunfahigkeitszeiten bedeutet, je nach Umfang

dieser Verringerung, eine entsprechende Kostenersparnis.

einem Instrument, um in Zeiten alternder Belegschaften erfahrene Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sowie Wissenstragerinnen und Wissenstrager durch friihzeitiges
Erkennen eines Rehabilitationsbedarfes sowie durch friihzeitige Einleitung von Rehabi-
litationsmaBnahmen gesundheitlich zu stabilisieren, damit sie dem Betrieb langer zur

Verfligung stehen kénnen.

einer Verbesserung des Betriebsklimas und des Images des Arbeitgebers. Auch die
zundachst nicht von einem BEM direkt betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
achten darauf, wie ein Unternehmen mit dlteren und gesundheitlich beeintrachtigten

Kolleginnen und Kollegen umgeht. BEM macht den Betrieb fair und vorbildlich im

Umgang mit dlteren und gesundheitlich beeintrachtigten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern. Dies fordert ihre Identifikation mit dem Betrieb/der Dienststelle. AuBer-
dem zeigt sich der Arbeitgeber mit der Einfihrung eines BEM sozial kompetent und
weitblickend in der Personalarbeit. Dies ist ein nicht zu unterschatzender Imagefaktor,
auch bei Kunden und bei der Rekrutierung neuer - vor allem auch jlingerer — Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter.

Fazit: Die Vorteile fiir die Arbeitgeber iiberwiegen!

Die Sicht der Beschiftigten

~Krankheitszeiten, Krankheitsdiagnosen, die Gesundheit insgesamt sind Privatsache.
Deshalb stehen in einer Arbeitsunféhigkeitsbescheinigung des behandelnden Arztes auch
keine Krankheitsdiagnosen, sondern nur die Dauer der Arbeitsunfahigkeit. BEM macht aus
dieser Privatsache eine betriebséffentliche Angelegenheit. Was ist, wenn das BEM-Verfah-
ren keinen Erfolg hat und weitere Arbeitsunfahigkeitszeiten zu befiirchten sind? Habe ich
dann nicht an der Vorbereitung meiner krankheitsbedingten Kiindigung mitgewirkt?”
Arbeitsunfahigkeitszeiten sind nie Privatsache gewesen. Sie belasten den Betrieb/die
Dienststelle mit Lohnfortzahlungskosten, Kolleginnen/Kollegen miissen die Arbeit zusatz-
lich ibernehmen. Die Solidargemeinschaft der Versicherten wird ebenfalls mit Kosten
belastet (zum Beispiel mit Krankengeld oder den Kosten von medizinischen Rehabilitati-

onsmaBnahmen). Wichtiger aber ist, dass das BEM zur persénlichen Gesunderhaltung
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der/des einzelnen Beschéftigten wesentlich beitragen kann. Betrieblichen Ursachen von
Arbeitsunfahigkeitszeiten wird nachgegangen. Einer méglicherweise drohenden Chronifi-
zierung von Krankheiten kann vorgebeugt werden, wenn man den Ursachen der Krankheit
auf den Grund geht. Der arbeitende Mensch verbringt — jedenfalls wenn er in Vollzeit be-
schaftigt ist — wahrend der Zeit seiner Erwerbstatigkeit ein Drittel des Tages am Arbeits-
platz. Arbeitszeit ist Lebenszeit. Erkenntnisse aus BEM-Verfahren, die beispielsweise zu
belastungsmindernden Veranderungen in der Arbeitsorganisation, zu einer ergonomi-
schen Arbeitsplatzgestaltung oder zur Reduzierung psychischer Stressfaktoren (unter an-
derem auch im Verhalten von Fihrungskréaften) fihren, aber auch die stufenweise Wie-
dereingliederung nach ldangerer Krankheit besitzen vor diesem Hintergrund erhebliche

Bedeutung fir die Gesundheit jeder/jedes Beschaftigten.

Fazit: Die Vorteile fiir die Beschdftigten tiberwiegen!

Aus der Sicht der Schwerbehindertenvertretung,

der Betriebs- und Personalrite

~Das BEM ist ein Verfahren, in dem sich die Interessen und Rechte des einzelnen (schwer-
behinderten) Beschéftigten, des Arbeitgebers, der Belegschaft und der Interessenvertre-

tungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vermischen. Die klare Rollenaufteilung und

Arbeitsteilung - hier Arbeitgeber, dort die Beschaftigtenvertretungen, die an der Seite der
einzelnen Mitarbeiterin/des einzelnen Mitarbeiters stehen - geht uns verloren. Eventuell
muassen wir uns im Einzelfall auf Wunsch der/des Beschaftigten auf Kompromisse einlas-
sen, die mit unseren grundsatzlichen Anschauungen als Arbeitnehmervertretungen nicht
in Einklang stehen. Indem wir uns an BEM-Verfahren intensiv beteiligen, nehmen wir dem
Arbeitgeber ein Gutteil seiner Verantwortung ab und missen uns bei misslungenem BEM

sogar noch vor der/dem Beschaftigten rechtfertigen.”

Fazit: Die Vorteile fiir die Schwerbehindertenvertretungen,
Betriebs- und Personalrite iiberwiegen!

Diese Sichtweise ist nicht zutreffend. Die meisten Beschaftigtenvertretungen haben die
erheblichen Vorteile eines vernilinftig gestalteten BEM-Verfahrens im Betrieb/in der Dienst-
stelle erfahren. Sie gewinnen einen systematischen Ansatz fiir die betriebliche Gesund-
heitsforderung im Interesse der Beschaftigten. Ein BEM-Verfahren, das zu einer
systematischen Auswertung der betrieblichen Gesundheitsgefahrdungspotenziale und
~krankmachender” innerbetrieblicher Faktoren einschlieBlich des Flihrungsverhaltens von
Vorgesetzten flihrt, bietet den Beschaftigtenvertretungen Ansédtze, um ihrerseits Initiati-
ven zur gesundheitsfordernden Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu ergreifen. Die
Betriebsrate kénnen damit ihren entsprechenden Aufgaben nach den §§ 89 und 92a Be-
trVG zur Verbesserung der Beschaftigungssituation und nach § 90 Absatz 2 BetrVG zur

menschengerechten Gestaltung der Arbeitsbedingungen, die Personalrate ihren ver-
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gleichbaren Aufgaben nach § 75 Absatz 3 Nummern 11 und 16 BPersVG beziehungsweise
§ 72 Absatz 3 Nummer 5 und Absatz 4 Nummern 7 und 10 LPVG NW effektiv und kom-
petent nachkommen. Nach § 64 Nummer 4 LPVG NW haben die Personalrate in Nord-

rhein-Westfalen daneben eine eigenstandige , Zustandigkeit fir Pravention” erhalten.

Haufig gestelilte Fragen

Die Regelung des § 167 Absatz 2 SGB IX wirft viele Fragen auf. Arbeits- und verwaltungs-
gerichtliche Entscheidungen geben Hinweise zur Interpretation und Auslegung der Vor-
schrift. Die nachfolgenden Fragen und Antworten zum BEM spiegeln die Auffassung der
Inklusionsédmter der Landschaftsverbdnde Rheinland und Westfalen-Lippe auf der Grund-
lage der Literatur und der Rechtsprechung wider.

Die Fragen und ihre Antworten gliedern sich in die Themenbldcke:

1. Anwendungsbereich des § 167 Absatz 2 SGB IX

2. Die Beteiligung der betroffenen Person

3. Folgen eines fehlenden BEM flir den Arbeitgeber

4. Umsetzung des BEM

1. Anwendungsbereich des § 167 Absatz 2 SGB IX

Gilt § 167 Absatz 2 SGB IX nur fiir schwerbehinderte und gleichgestelite
behinderte Menschen oder fiir alle Beschiftigten?

§ 167 Absatz 2 SGB IX gilt fir alle Beschaftigten. Dies ergibt sich aus dem Wortlaut der
Vorschrift. In ihrem Text ist der Adressatenkreis genannt (,Sind Beschaftigte...”) und wei-
ter geregelt, dass die notwendigen MaBnahmen immer mit der Interessenvertretung im

Sinne des § 176 SGB IX, aber nur bei schwerbehinderten und gleichgestellten behinder-

ten Menschen auch mit der Schwerbehindertenvertretung abzuklaren sind (LAG Hamm,
Urteil vom 24. Januar 2007 - 2 Sa 991/06; BAG, Urteil vom 12. Juli 2007 - 2 AZR 716/06,
br 2008, 77).

Gibt es Ausnahmen fiir befristet eingestellte Aushilfskréfte, Teilzeitkrédfte oder
in der Probezeit?

Grundsatzlich gilt die Vorschrift fur alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in einem re-
gularen Beschaftigungsverhaltnis stehen. Daher gilt sie selbstverstandlich auch flr alle
Teilzeitkrafte unabhangig von der wdchentlichen Stundenzahl. Der Arbeitsplatzbegriff des
§ 156 SGB IX (§73 SGB IX alte Fassung) mit seinen Ausnahmen findet hier keine Anwen-
dung, da allein auf die Beschaftigte/den Beschéftigten abzustellen ist. Insofern gilt die
Vorschrift auch fir Aushilfskrafte, wobei zu beriicksichtigen ist, dass natlrlich auch alle
Pflichten des Arbeitgebers mit dem Ende des Arbeitsverhaltnisses enden. Eine Ausnahme
hiervon besteht insoweit, als vor einer Kiindigung innerhalb der Probezeit ein Praventi-

onsverfahren nach § 167 Absatz 1 SGB IX nicht durchgefiihrt werden muss. Die Recht-
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sprechung begriindet dies damit, dass in Fallen, in denen das Arbeitsverhaltnis noch kei-
ne sechs Monate gedauert hat, der Arbeitnehmerin/dem Arbeitnehmer weder der
allgemeine Kiindigungsschutz (§ 1 KSchG) noch der Sonderkiindigungsschutz nach § 168
SGB IX (8§85 SGB IX alte Fassung) zusteht (BAG, Urteil vom 28. Juni 2007 - 6 AZR
750/06). Die Ausfiihrungen sind auf § 167 Absatz 2 SGB IX Ubertragbar, zumal nach der
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts das BEM eine Auspragung des Verhaltnisma-

Bigkeitsprinzips ist, welches erst im Anwendungsbereich des KSchG zur Geltung kommt.

Gilt § 167 Absatz 2 SGB IX auch fiir Beamte?

Selbstverstandlich gilt § 167 Absatz 2 SGB IX auch fir Beamte. Dass diese ,Beschéftigte”
sind, ist bei § 164 (§81 SGB IX alte Fassung) Absatz 2 SGB IX unstreitig und gilt auch bei
§ 167 SGB IX. Auch der Begriff des , Arbeitgebers” beruht auf der gesetzlichen Begriffsbe-
stimmung fiir das SGB IX in § 154 Absatz 1 SGB IX (§71 SGB IX alte Fassung), wonach
Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes alle privaten und 6ffentlichen Arbeitgeber sind, auch
wenn es einzelne - immer weitergehende - Regelungen fir 6ffentliche Arbeitgeber gibt. Die
Pflicht zur Durchfiihrung eines BEM erstreckt sich auf alle Beamten mit einer krankheitsbe-
dingten Fehlzeit von mehr als sechs Wochen innerhalb eines Jahreszeitraumes (BVerwG,

Beschluss vom 4. September 2012 - 6 P 5.11 sowie Urteil vom 5. Juni 2014 - 2 C 22.13).

Was bedeutet ,,innerhalb eines Jahres”?

Bei der Jahresfrist ist nicht auf das Kalenderjahr, sondern darauf abzustellen, ob die be-
troffene Person in den letzten zwdIf Monaten insgesamt langer als sechs Wochen unun-
terbrochen oder wiederholt arbeitsunfahig war. Nur diese Berechnung ist mit dem Ziel des
BEM, der Gesundheitspravention am Arbeitsplatz, vereinbar. Eine sinnvolle Gesundheits-
pravention hat keinen Bezug zu dem jeweiligen Kalenderjahr, sondern muss allein darauf
abstellen, dass bei einem Beschéftigten Uber einen bestimmten Zeitraum gehaufte oder

langerfristige Erkrankungen vorliegen (Vergleiche LAG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 10. Ja-

nuar 2017 - 8 Sa 259/16). Zur praktischen Handhabung wahlen vor allem gréBere Arbeit-
geber Stichtagsregelungen flr die Erhebung der Daten. Dies ist akzeptabel, soweit die

Stichtage nicht zu weit auseinander liegen (bis zu 3 Monate).

Wie berechnet sich die Frist von sechs Wochen?

Bei dieser Frage ist zu unterscheiden, ob die Erkrankung lénger als sechs Wochen ununter-
brochen besteht oder die Frist von sechs Wochen durch mehrere Perioden von Arbeitsunfa-
higkeit erreicht wird. Die erste Frist ist leicht zu bestimmen. Eine Erkrankung Uber sechs Wo-
chen - 42 Tage - erfillt die Voraussetzungen. Bei mehreren Erkrankungen ist abzustellen auf
die Zahl der Arbeitstage und die Frist dann unter Berlicksichtigung der Ublichen Arbeitswoche
zu berechnen. Arbeitet die betroffene Person in der Flinftagewoche, liegen die gesetzlichen
Voraussetzungen nach 30 Arbeitstagen mit Arbeitsunféhigkeitsmeldung vor. In der Sechsta-
gewoche sind 36 Arbeitstage mit Arbeitsunfahigkeitsmeldung erforderlich. Da der Gesetzge-
ber lediglich vorschreibt, dass es auf die Dauer der gesundheitlichen Beeintrachtigung an-

kommt und daraus abgeleitet wird, dass auch die arbeitsfreien Tage mit einzubeziehen sind,
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kann alternativ unabhangig von der vertraglichen wochentlichen Arbeitszeit und unabhangig
von der Anwesenheit am Arbeitsplatz wie folgt berechnet werden: Alle Zeiten der Arbeitsun-
fahigkeit werden zusammengerechnet und durch sieben geteilt (1 Woche = 7 Tage). Die
Sechswochenfrist ist erflllt, wenn am Ende eine , 6" oder eine héhere Zahl steht (vergleiche
,Die Ermittlung des Zeitpunkts fiir die Einleitung eines BEM nach § 84 Absatz 2 SGB IX"” von
Anja Hillmann und Dr. Alexander Gagel, IQPR Diskussionsforum B, Schwerbehindertenrecht
und betriebliches Gesundheitsmanagement, Diskussionsbeitrag Nummer 1/2009, www.igpr.

de). Diese Alternative bietet sich insbesondere bei Beschaftigten im Schichtdienst an.

Muss fiir die zu zdhlenden Tage eine AU-Bescheinigung vorliegen?
Nein! Grundsatzlich muss erst ab dem dritten Tag einer Erkrankung eine arztliche Arbeits-
unfahigkeitsbescheinigung vorgelegt werden. Bei den beiden ersten Tagen liegt jedoch be-

reits eine Arbeitsunfahigkeit vor, sodass selbstverstandlich beide Tage mitzuzahlen sind.

Zahlen nur ,echte” Krankheitszeiten oder auch Arbeitsunfihigkeitszeiten
wegen Kuren, Reha-MaBnahmen?

In die Berechnung der Sechswochenfrist flieBen alle Zeiten der Arbeitsunfahigkeit mit ein.
Flr den Begriff der Arbeitsunfahigkeit ist eine vom Arzt nach objektiven MaBstaben vorzu-
nehmende Bewertung des Gesundheitszustandes maBgebend (vergleiche Richtlinie des
Gemeinsamen Bundesausschusses Uber die Beurteilung der Arbeitsunfahigkeit und die
MaBnahmen zur stufenlosen Wiedereingliederung nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7
SGB V vom 14. November 2013, zuletzt geandert durch Beschluss vom 17. Dezember
2015, BAnzeiger AT 16. Mdrz 2016 B2). Die Arbeitsunfahigkeit beurteilt sich nach der vom
Arbeitnehmer arbeitsvertraglich geschuldeten Leistung, wie sie der Arbeitgeber ohne die
Arbeitsunfahigkeit als vertragsgemaB annehmen muss. Arbeitsunféhigkeit liegt vor, wenn
der Arbeitnehmer seine vertraglich geschuldete Tatigkeit nicht mehr ausiiben kann oder
nicht mehr ausiiben sollte, weil die Heilung der Krankheit nach arztlicher Prognose verhin-

dert oder verzogert wiirde (BAG, Urteil vom 23. Januar 2008 - 5 AZR 393/07 - Randnum-

mer 19). Auch Kuren (gegebenenfalls abweichend bei Beamten) und Reha-MaBnahmen
gehen oft mit Arbeitsunfahigkeit einher. AuBerdem ist es unerheblich, ob - falls bekannt
- dieselbe oder verschiedene Krankheitsursachen vorliegen. Die Berlicksichtigung der
Griinde fir krankheitsbedingte Fehlzeiten erfolgt erst im weiteren Verlauf des BEM, in der

Regel bereits beim Erstgesprach.

Was bedeutet ,,wiederholt arbeitsunféahig”?

Es ist ausschlieBlich auf die zeitliche Komponente der wiederholten Arbeitsunfahigkeit ab-
zustellen (insgesamt sechs Wochen). Die Art der Erkrankung muss die betroffene Person
nicht offenbaren. Es kommt weder darauf an, ob berufliche oder private Ursachen zu der
Arbeitsunfahigkeit gefiihrt haben, noch, ob immer die gleiche oder ganz unterschiedliche
Erkrankungen vorliegen. Einerseits kdnnen ganz unterschiedliche Symptome eine ge-
meinsame physische oder psychische Ursache haben. Andererseits ist der Arbeitgeber

nicht immer Uber die Art der Erkrankung informiert. Aber auch dann, wenn alle Erkran-
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kungen bekannt sein sollten, lohnt es sich, einen Blick auf die wirklichen Ursachen zu wer-
fen und gemeinsam mit der betroffenen Person zu Uberlegen, wie die Arbeitsunfahigkeit

Uberwunden und erneuter Arbeitsunfahigkeit vorgebeugt werden kann.

Muss jeder Arbeitgeber ein BEM durchfiihren?

Das Gesetz trifft keine Differenzierungen etwa nach der GroBe des Unternehmens oder
der Beschéftigungspflicht nach dem SGB IX. Deshalb sind grundsatzlich alle Arbeitgeber
verpflichtet, BEM mit ihren Beschaftigten durchzufiihren. Insofern gilt § 167 Absatz 2
SGB IX auch in einem Betrieb ohne Betriebsrat und Schwerbehindertenvertretung und
auch im Kleinbetrieb, ist also nicht abhdngig von einer bestimmten Anzahl von Arbeitneh-
merinnen/Arbeitnehmern (BAG, Urteil vom 30. September 2010 - 2 AZR 88/09). Jedoch
stellt es in einem Betrieb, der nicht dem KSchG unterfallt, kein Indiz fir eine Sittenwid-
rigkeit oder Treuwidrigkeit einer Klindigung dar, wenn der Arbeitgeber kiindigt, ohne zu-

vor ein BEM durchgefiihrt zu haben (BAG, Urteil vom 24. Januar 2008 - 6 AZR 96/07).

Wann muss der Arbeitgeber titig werden?

Nach Riickkehr der betroffenen Person?

Der Arbeitgeber muss tatig werden und dem betroffenen Arbeithehmer ein BEM anbieten,
sobald die Sechswochenfrist erflllt ist. Auch die Weigerung des betroffenen Beschaftigten,
Angaben zu seinem Krankheitsbild zu machen, fliihren nicht dazu, dass der Arbeitgeber ein
BEM fir entbehrlich halten darf. Gleiches gilt, wenn der oder die betroffene Beschaftigte er-
klart, der Arbeitgeber kénne zur Vermeidung kiinftiger Arbeitsunféhigkeit nichts beitragen,
seine Erkrankungen seien schicksalshaft gewesen (LAG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 10. Ja-
nuar 2017 - 8 Sa 359/16). Von einer Aussichtslosigkeit oder Nutzlosigkeit des BEM darf erst
dann ausgegangen werden, wenn dem Arbeitnehmer ein BEM ordnungsgemaf angeboten
worden ist und er daraufhin seine Teilnahme oder Auskiinfte bestehender Beeintrachtigun-

gen verweigert (BAG, Urteil vom 13. Mai 2015 - 2 AZR 565/14). Der Arbeitgeber soll nicht

erst aktiv werden, wenn der oder die Beschaftigte nach der Erkrankung wieder an den Ar-
beitsplatz zurlickkehrt. Das BEM ist kein Krankenrlickkehrgesprach! Es sollte bereits in der
Phase der Arbeitsunfahigkeit Kontakt zu der betroffenen Person gesucht werden. Je nach
konkreter Erkrankung ist dann das weitere Vorgehen abzustimmen.

Wahrend der Dauer einer krankheitsbedingten Arbeitsunfahigkeit kann der Arbeitgeber
die Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer jedoch nur dann anweisen, zu einem Perso-
nalgespréach in den Betrieb zu kommen, wenn hierflr ein dringender betrieblicher Anlass
besteht, die Beendigung der Arbeitsunfahigkeit nicht abgewartet werden kann, sowie die
personliche Anwesenheit des Arbeithehmers im Betrieb dringend erforderlich ist und ihm
zugemutet werden kann (BAG, Urteil vom 2. November 2016 - 10 AZR 596/15).

Das Angebot zum BEM muss der Arbeitgeber dennoch machen. Der oder die arbeitsunfa-
hig erkrankte Beschdftigte ist frei, dieses Angebot anzunehmen oder abzulehnen. Kennt
der Arbeitgeber bereits den Grund der Erkrankung, kann dies beim weiteren Vorgehen
bericksichtigt werden. Im Ausnahmefall kann auch davon abgesehen werden, ein Ange-

bot eines BEM zu machen, zum Beispiel bei einer schweren Krebserkrankung. Der Grund
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flir das Absehen von dem Angebot sollte aber auf jeden Fall in der BEM-Akte vermerkt
und ein Wiedervorlagetermin gesetzt werden.

Nach einem schweren Autounfall oder einer langfristig schweren Erkrankung kénnen MaB-
nahmen am Arbeitsplatz erst in Betracht kommen, wenn die Genesung fortgeschritten ist.
Sind psychische Grinde Ursache der Erkrankung, kann es auch fir die erfolgreiche arzt-
liche Behandlung wichtig sein, konkrete MaBnahmen am Arbeitsplatz sofort zu vereinba-
ren. Beispiel: Ist eine Kassiererin einer Bank Opfer eines Bankiberfalls geworden und in-
folgedessen arbeitsunféhig, kann es notwendig sein, ihr unverziiglich die Versetzung in

eine interne Abteilung zuzusagen.

Was ist, wenn keine Interessenvertretung gewahlit wurde?

Wenn gar keine Interessenvertretung gewahlt wurde, fehlt dem Arbeitgeber zwar der
innerbetriebliche Partner fiir die notwendige Kldarung, wie BEM im Einzelfall umgesetzt
werden kann. Er bleibt aber zur Durchfiihrung des BEM, welche in diesem Fall weder un-
madglich noch sinnlos ist, verpflichtet (BAG, Urteil vom 30. September 2010 - 2 AZR
88/09). Wenn keine Schwerbehindertenvertretung gewdhlt wurde, nimmt allein der Be-

triebs- oder Personalrat an dem Verfahren teil.

Gilt das BEM auch fiir kirchliche Mitarbeiter?
Ja, auch fur kirchliche Arbeitgeber gilt die Pflicht zur Durchfiihrung eines BEM (Kirchen-
gerichtshof der evangelischen Kirche in Deutschland, Beschluss vom 9. April 2018 -

11-0124/52-2017).

2. Beteiligung der betroffenen Person
Kann BEM nur mit Zustimmung der betroffenen Person durchgefiihrt werden?
Ja! Es qgilt der Grundsatz der Freiwilligkeit! Daher ist die betroffene Person bereits mit dem

Angebot zum BEM darlber zu informieren, warum der Arbeitgeber nach sechs Wochen

Arbeitsunfahigkeit an sie herantritt, welches Ziel dies hat, welche datenschutzrechtlichen
Bestimmungen zu beachten sind (BAG, Urteil vom 24. Mdrz 2011 - 2 AZR 170/10), wie
mit den persénlichen Daten umgegangen wird und wer in dem Verfahren beteiligt werden
soll. Der nach § 167 Absatz 2 Satz 3 SGB IX erforderliche Hinweis Uber den Inhalt eines
BEM muss auch deutlich machen, dass eine Hinzuziehung des Betriebsrates zur Klarung
von Méglichkeiten nach § 167 Absatz 2 Satz 1 SGB IX das Einverstandnis des Betroffenen
voraussetzt (BAG, Beschluss vom 22. Mdrz 2016 - 1 ABR 14/14). Vor jedem weiteren
Schritt ist dann zunachst die freiwillige Zustimmung des Betroffenen erforderlich. Hinzu-
kommen muss die datenschutzrechtliche schriftliche Einwilligung, dass Gesundheitsdaten
(Ursache der Arbeitsunfahigkeit, Gesundheitszustand und Behandlungsverlauf, Gesund-
heitsprognose) erhoben werden diirfen. Es bedarf hierbei schriftlich einer vorherigen Auf-
klarung, eines Hinweises zu den Rechtsfolgen einer Weigerung und eines Hinweises zum
jederzeitigen Widerrufsrechts (fir die Zukunft) (Artikel 19 EU-DSGVO). Hierbei sollte ein,
am besten schriftlicher, Hinweis auf die gesetzlichen datenschutzrechtlichen Bestimmun-

gen erfolgen. Dies schlieBt die Information Uber den Datenschutz und besonders dariber
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ein, dass die Einwilligung ebenfalls freiwillig erteilt wird und jederzeit mit Wirkung fir die

Zukunft widerrufen werden kann (§ 4 Absatz 1 Satz 4 DSG NRW, § 4a Absatz 1 BDSG).

Kann die Zustimmung zum BEM spiéter zuriickgezogen oder spdter erteilt
werden?

Ja! Die Zustimmung zum BEM kann erst spater erteilt und auch jederzeit zuriickgezogen
werden. In diesem Fall tréagt die betroffene Person jedoch das Risiko, wenn bestimmte
MaBnahmen nicht mehr umgesetzt werden kdnnen. Daher sollte vor einem solchen Schritt
stets zuerst das Gesprach mit dem Betriebs- beziehungsweise Personalrat sowie der

Schwerbehindertenvertretung gesucht werden.

Darf der Arbeitgeber den Betriebsrat/Personalrat oder die Schwerbehinderten-
vertretung vor der Zustimmung der betroffenen Person informieren?

Der Arbeitgeber darf den Betriebsrat/Personalrat oder die Schwerbehindertenvertretung
vor der Zustimmung der betroffenen Person zum BEM Uber das Vorliegen der Vorausset-
zungen informieren. Datenschutzrechtliche Griinde stehen dem nicht entgegen. Wahrend
eines laufenden BEM darf jede Information Uber Ursachen und Auswirkungen der Erkran-
kung oder jede sonstige inhaltliche Information nur mit Zustimmung der betroffenen Per-
son an die Interessenvertretung (Betriebsrat/Personalrat) oder die Schwerbehinderten-
vertretung weitergegeben werden. Vor Beginn des BEM ist der Arbeitgeber aber
datenschutzrechtlich nicht gehindert, die Interessenvertretung und - bei schwerbehinder-
ten und gleichgestellten behinderten Menschen - die Schwerbehindertenvertretung dar-
Uber zu informieren, dass die betroffene Person langer als sechs Wochen erkrankt ist und
ein Erstkontakt hergestellt wird.

Das Bundesarbeitsgericht hatte bereits im Jahr 1997 festgestellt, dass der Betriebsrat ge-
geniber dem Arbeitgeber nicht als ,Dritter” im Sinne des Datenschutzrechts anzusehen
sei, da er nicht auBerhalb der speichernden Stelle, also des Unternehmens, stehe (BAG,

Beschluss vom 11. November 1997 - 1 ABR 21/97).

Daran anknupfend hat der 1. Senat klargestellt, der Betriebsrat kénne verlangen, dass
ihm der Arbeitgeber die Arbeitnehmer namentlich benennt, welche nach § 167 Absatz 2
die Voraussetzungen fir die Durchfiihrung des betrieblichen Eingliederungsmanagements
erflillen. Die Benennung der Arbeitnehmer sei zur Durchfiihrung der sich aus § 80 Absatz
1 Nummer 1 BetrVG, § 167 Absatz 2 Satz 7 SGB IX ergebenden Uberwachungsaufgabe
erforderlich. Sie hange nicht von der vorherigen Einwilligung des Arbeitnehmers ab. Die
Wahrnehmung des Beteiligungsrechts aus § 80 Absatz 1 Nummer 1 BetrVG stehe nicht
zur Disposition des Arbeitnehmers. Nach § 167 Absatz 2 SGB IX misse der Arbeitgeber
in einer ersten Phase allen Arbeitnehmern mit den erforderlichen Krankheitszeiten im Jah-
reszeitraum ein BEM anbieten. Erst danach sei in einer zweiten Phase zu klaren, wie die
Arbeitsunfahigkeit méglichst (berwunden, erneuter Arbeitsunfahigkeit vorgebeugt und
wie der Arbeitsplatz erhalten werden kdénne. Das Gesetz zwinge den betroffenen Arbeit-
nehmer nicht, ein BEM durchzuflihren, sondern verpflichte lediglich den Arbeitgeber, dem

Arbeitnehmer unter den gesetzlich normierten Voraussetzungen ein BEM anzubieten. Die
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nach § 167 Absatz 2 Satz 1 SGB IX erforderliche Zustimmung der betroffenen Person be-
ziehe sich nur auf den Klarungsprozess, nicht aber auf die vorhergehende Phase, die mit
Zugang des Angebotes Uber die Durchfiihrung des BEM beim Arbeitnehmer ende. Fir die-
sen Teil des BEM habe der Gesetzgeber kein Zustimmungserfordernis normiert. Der Uber-
mittlung der Namen stiinden auch keine datenschutzrechtlichen Griinde entgegen. Das
Erheben von Daten Uber die krankheitsbedingten Fehlzeiten durch den Arbeitgeber und
ihre Ubermittlung an den Betriebsrat sei auch bei fehlender Zustimmung der betroffenen
Arbeitnehmer nach § 28 Absatz 6 Nummer 3 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) zulassig
(BAG, Beschluss vom 7. Februar 2012 - 1 ABR 46/10).

Diese Sichtweise wird vom Bundesverwaltungsgericht aus personalvertretungsrechtlicher
Sicht geteilt (BVerwG, Beschluss vom 23. Juni 2010 - 6 P 8/09 und Beschluss vom 4. Sep-
tember 2012 - 6 P 5/11 sowie Parallelentscheidung vom selben Tag - 6 P 7/11). Die
Grundsatze zu den Informationsrechten des Betriebs- oder Personalrates sind auf die
Schwerbehindertenvertretung zu Ubertragen. Die Vertrauensperson der schwerbehinder-
ten Menschen ist nach § 167 Absatz 2 Satz SGB IX berechtigt, vom Arbeitgeber die be-
troffenen schwerbehinderten Kolleginnen und Kollegen benannt zu bekommen, die die

Voraussetzungen flr ein BEM erfillen und Einsicht in die Anschreiben zu nehmen.

Kann die betroffene Person eine Teilnahme des Betriebsrates/Personalrates
oder der Schwerbehindertenvertretung beziehungsweise eine Mitwirkung

des betriebséarztlichen Dienstes ablehnen, wenn sie ansonsten mit der
Durchfiihrung eines BEM einverstanden ist?

Die betroffene Person kann die Teilnahme des Betriebsrates/Personalrates oder der
Schwerbehindertenvertretung beziehungsweise eine Mitwirkung des betriebsarztlichen
Dienstes ablehnen, wenn er ansonsten mit der Durchfiihrung eines BEM einverstanden
ist. Auf dieses Recht ist vom Arbeitgeber zur Durchfiihrung eines BEM hinzuweisen (BAG,

Beschluss vom 22. Marz 2016 - 1 ABR 14/14). Die aktive Beteiligung der zusténdigen In-

teressenvertretung ist grundsatzlich geeignet, das nétige Vertrauen beim Beschaftigten
flr das BEM zu wecken. Gleichwohl ist es immer denkbar, dass einzelne Beschéaftigte — aus
welchen Grinden auch immer - kein Vertrauen zu ihrer Interessenvertretung haben
(BVerwG, Beschluss vom 23. Juni 2010 - 6 P 8.09). Grundsatzlich gilt dies auch fir den
Betriebsarzt, soweit der Arbeitgeber nicht aus anderen Griinden berechtigt ist, diesen hin-

zuzuziehen.

Muss die betroffene Person dem Arbeitgeber oder dem BEM-Team die Diagnose
der Erkrankung mitteilen?

Nein! Die Diagnose ist keine Information, die dem Arbeitgeber oder dem Integrationsteam
zu offenbaren ist! Im Einzelfall kann es aber sinnvoll sein, den Betriebsarzt dariber zu in-
formieren, damit dieser — gegebenenfalls nach Einholung weiterer Informationen der be-
handelnden Arzte auf Basis einer entsprechenden Entbindung von der Schweigepflicht
durch die betroffene Person - die Ubrigen Beteiligten Uber Auswirkungen der Erkrankung

am Arbeitsplatz informiert. Die Preisgabe der duBerst sensiblen gesundheitlichen Daten
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beziehungsweise der Daten (iber Behinderung und deren Folgen kann Beschaftigten nur
dann zugemutet werden, wenn der Schutz dieser personenbezogenen Daten wéhrend des
gesamten BEM-Verfahrens gewahrleistet ist. Das heiBt fiir den Arbeitgeber, dass die Zahl
derjenigen, die von diesen sensiblen Daten Kenntnis erlangen, auf das unumganglich Not-
wendige zu beschranken ist. Der Arbeitgeber hat dem Beschaftigten darzulegen, wer die-
se personenbezogenen Daten erhalt, wo diese und wie lange gespeichert werden. Hiermit
haben sich die Beschaftigten schriftlich einverstanden zu erkldaren — wobei sie das Einver-
standnis jederzeit widerrufen kénnen. Flr die Beschéftigten bedeutet es, dass die Ent-
scheidung zur Mitteilung von Krankheitsdaten ihnen selbst berlassen bleibt und vor al-
lem freiwillig ist. Es wird empfohlen, sensible Daten nur dann und nur insoweit zu

offenbaren, wie sie flir die Sachverhaltsermittlung im Verfahren von Bedeutung sind.

Kann die betroffene Person im offentlichen Dienst

zum Amtsarzt geschickt werden?

Diese Frage beantwortet sich allein nach den allgemeinen Bestimmungen, die durch § 167
Absatz 2 SGB IX nicht erweitert werden. Insofern kann eine betroffene Person, die im 6f-
fentlichen Dienst arbeitet, gegen ihren Willen dann zum Amtsarzt geschickt werden, wenn
dies nach den allgemein hierfiir bestehenden Vorschriften méglich ist (zum Mitbestim-
mungsrecht des Personalrates BVerwG, Beschluss vom 5. November 2010 - 6 P 18/09).
Es ist nicht zwingend erforderlich, dass vor einer amtsarztlichen Untersuchung ein BEM
angeboten oder durchgefiihrt wurde. Zwischen dem BEM und dem Verfahren zur Klarung
einer eventuellen Dienstunfahigkeit besteht kein Stufenverhaltnis. Die Durchfiihrung des
BEM ist keine RechtmaBigkeitsvoraussetzung flir eine beamtenrechtliche Zurruheset-
zungsverfigung (BVerwG, Urteil vom 5. Juni 2014 - 2 C 22.13). Im Rahmen einer amts-
arztlichen Untersuchung kann der Amtsarzt auch zu moéglichen MaBnahmen des BEM Stel-
lung nehmen (vergleiche OVG Niedersachsen, Beschluss vom 20. Januar 2007 - 5 ME

61/07). Es ist jedoch anzuraten, das amtsarztliche Verfahren klar von einem gegebenen-

falls parallel verlaufenden BEM-Verfahren zu trennen.

Welche BEM-Informationen kommen in die Personalakte?

In die Personalakte darf nur aufgenommen werden, dass die Durchfiihrung eines BEM an-
geboten wurde, ob die betroffene Person hiermit einverstanden war oder nicht und welche
konkreten MaBnahmen zur Uberwindung beziehungsweise Vorbeugung von Arbeitsunfé-
higkeit angeboten und umgesetzt werden.

Darlber hinausgehende Informationen im Rahmen des BEM-Verfahrens sind in gesonder-
ter Weise, in einer separaten BEM-Akte, aufzubewahren und spatestens nach einem Zeit-
raum von drei Jahren zu vernichten. Eine Arbeitnehmerin/ein Arbeithnehmer hat einen An-
spruch darauf, dass die Aufbewahrung sensibler Gesundheitsdaten unter Bericksichtigung
ihrer/seiner Interessen geschieht. Einer solchen Einschrénkung des Rechts zur Personal-
aktenfiihrung steht nicht das berechtigte Interesse des Arbeitgebers an der Vollstandig-
keit der Personalakte entgegen (vergleiche BAG, Urteil vom 12. September 2006 - 9 AZR
271/06). Wie er die gesonderte Aufbewahrung und damit die berechtigten Arbeitnehmer-
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interessen gewahrleistet, obliegt seiner Personal- und Organisationshoheit. Arztliche Aus-
sagen und Gutachten, Stellungnahmen der Rehatrager oder des Integrationsfachdienstes
(IFD) und Ahnliches gehéren nicht in die Personalakte, sondern entweder in die BEM-Ak-
te oder in die Akte beim Betriebsarzt. Bei arztlichen Aussagen und Gutachten sollte stets
Uberlegt werden, ob sie Gberhaupt zu den Unterlagen genommen oder der/dem Betrof-

fenen nicht besser nach Einsicht wieder zuriickgegeben werden.

Kénnen die im Rahmen des BEM-Verfahrens erhobenen Krankheitsdaten vom
Arbeitgeber bei einer nachfolgenden Kiindigung herangezogen werden?

Nein! § 167 Absatz 2 Satz 3 SGB IX verlangt ausdriicklich, dass die Arbeitsnehmerin/der
Arbeitnehmer auf Art und Umfang der erhobenen und verwendeten Daten hinzuweisen
ist. Soweit besondere Arten personenbezogener Daten — wie Krankheitsdaten - erhoben,
verarbeitet oder genutzt werden sollen, muss sich die Einwilligung der Arbeitnehmerin/
des Arbeitnehmers ausdriicklich auf diese Daten beziehen (§ 4a Absatz 3 BDSG, Artikel
19 EU-DSGVO). Die im BEM-Verfahren erteilte Einwilligung des Betroffenen zur Verarbei-
tung seiner krankheitsbezogenen Daten bezieht sich nur auf dieses Verfahren. Eine Ver-
wendung der Daten im Rahmen eines Kiindigungsverfahrens wiirde eine Zweckanderung

darstellen, die ohne entsprechende Einwilligung unzuladssig ist.

Was passiert, wenn die betroffene Person die Durchfiihrung eines BEM ablehnt?
Es hat grundsétzlich keine rechtlichen Auswirkungen, wenn die betroffene Person mit der
Durchfiihrung eines BEM nicht einverstanden ist und dieses ablehnt. Die Entscheidung muss
auch nicht begriindet werden, der oder die Betroffene kann dies aber selbstverstandlich tun
(vergleiche LAG Dusseldorf, Urteil vom 20. Oktober 2016 - 13 Sa 356/16). Stimmt der Ar-
beitnehmer trotz ordnungsgemaBer Aufklarung nicht zu, ist das Unterlassen eines BEM
+kindigungsneutral” (BAG, Urteil vom 24. Marz 2011 - 2 AZR 170/10). Das bedeutet, der

Arbeitgeber muss wie in jedem Fall einer krankheitsbedingten Kiindigung gemaf § 1 Absatz

2 Satz 4 Kindigungsschutzgesetz (KSchG) vortragen und beweisen, dass eine negative Ge-
sundheitsprognose vorliegt, durch die Fehlzeiten erhebliche betriebliche Interessen beein-
trachtigt sind und auch die abschlieBende Interessensabwagung nicht gegen die soziale
RechtmaBigkeit der Klindigung spricht. Der arbeitsgerichtliche Prifungspunkt ,,ordnungsge-
maBes BEM” fallt ersatzlos weg. Die betroffene Person kann sich nach Ablehnung des BEM-
Verfahrens in einem mdglichen arbeitsgerichtlichen Verfahren - also nach Ausspruch einer
krankheitsbedingten Kiindigung - nicht darauf berufen, dass kein BEM durchgefiihrt oder
keine leidens- oder behindertengerechte Anpassung des Arbeitsplatzes versucht wurde. Die
betroffene Person nimmt sich die tatsachliche Mdglichkeit, gemeinsam mit dem Arbeitgeber
und den weiteren am BEM beteiligten Personen eine gemeinsam erarbeitete Lésung zur Ver-

meidung oder Verringerung der Arbeitsunfahigkeitszeiten zu finden.
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3. Folgen eines fehlenden BEM fiir den Arbeitgeber

Gibt es Sanktionen gegen den Arbeitgeber, wenn er kein BEM macht?
Unmittelbar gibt es keine Sanktionen, insbesondere ist die fehlende Durchfiihrung eines BEM
nicht als Ordnungswidrigkeit in § 238 SGB IX (§ 156 SGB IX alter Fassung) benannt. Ein
VerstoB des Arbeitgebers gegen § 167 Absatz 2 SGB IX stellt auch kein Indiz im Sinne des
§ 22 AGG fur eine unzulassige Benachteiligung wegen einer Behinderung dar (BAG, Urteil
vom 28. April 2011 - 8 AZR 515/10).

Jedoch gilt: Eine krankheitsbedingte Kiindigung, die ohne Durchflihrung eines Verfahrens,
das die Fragestellung des § 167 Absatz 2 SGB IX beantwortet, ausgesprochen wurde, ist
in der Regel unverhaltnismaBig und damit sozialwidrig. Daher muss der Arbeitgeber der/
dem Beschaftigten zuvor ein BEM anbieten und im Fall der Zustimmung auch durchfihren.
Dabei ist die Durchfiihrung eines BEM zwar nicht formelle Wirksamkeitsvoraussetzung fur
eine krankheitsbedingte Kiindigung. Nach der Rechtsprechung konkretisiert § 167 Absatz
2 SGB IX aber das dem Kiindigungsrecht ohnehin innewohnende Ultima-Ratio-Prinzip in-
sofern, als Uber diese Vorschrift dem Arbeitgeber das MaB an Priifung vorgegeben wird,
die er zur Verhinderung der krankheitsbedingten Kiindigung vornehmen muss (grund-
legend BAG, Urteil vom 12. Juli 2007 - 2 AZR 716/06, sowie Urteil vom 23. April 2008 -
2 AZR 1012/06, Urteil vom 10. Dezember 2009 - 2 AZR 400/08, Urteil vom 10. Dezem-
ber 2009 - 2 AZR 198/09, Urteil vom 30. September 2010 - 2 AZR 88/09 sowie Urteil
vom 24. Madrz 2011 - 2 AZR 170/10).

Ein VerstoB des Arbeitgebers gegen seine Verpflichtung zur Durchfiihrung eines BEM kann
nicht folgenlos bleiben. Die 6ffentlich-rechtliche Praventionspflicht des Arbeitgebers I6st in-
sofern zugleich arbeitsvertragliche Pflichten aus. Vor einer krankheitsbedingten Kiindigung
muss der Arbeitgeber daher zunachst alle ihm zumutbaren Mdglichkeiten ausschépfen, den
Arbeitsplatz behinderungs- beziehungsweise leidensgerecht auszugestalten oder die
betroffene Person auf einem anderen Arbeitsplatz gegebenenfalls auch zu geanderten

Arbeitsbedingungen weiter zu beschéaftigen. Das BEM gibt ihm das Verfahren, die Méglich-

keiten und Hilfen flr eine Weiterbeschaftigung der gesundheitsgeféhrdeten betroffenen
Person zu klaren. Es ist ein vom Arbeitgeber dem Betroffenen anzubietendes Verfahren, das
die zu beteiligenden Stellen, Amter und Personen einbezieht, keine verniinftigerweise in
Betracht zu ziehende Anpassungs- und Anderungsméglichkeiten ausschlieBt und in dem die
von den Teilnehmern eingebrachten Vorschldge sachlich erdrtert werden (BAG, Urteil vom
10. Dezember 2009 - 2 AZR 400/08). Es geht somit um die Etablierung eines unverstell-
ten, verlaufs- und ergebnisoffenen Suchprozesses (BAG, Urteil vom 10. Dezember 2009 -
2 AZR 198/09). Die Darlegungs- und Beweislast dafir, dass ein BEM deshalb entbehrlich
war, weil es wegen der gesundheitlichen Beeintrachtigungen des Arbeitnehmers unter kei-
nen Umstanden ein positives Ergebnis hatte bringen kénnen, tragt der Arbeitgeber (BAG,
Urteil vom 24. Médrz 2011 - 2 AZR 170/10; LAG Hamm, Urteil vom 27. Januar 2012 -
13 Sa 1493/11).

Das Fehlen eines BEM nach § 84 Absatz 2 SGB IX fihrt nur dann nicht zur Unwirksamkeit
der krankheitsbedingten Kindigung, wenn feststeht, dass die Wiederherstellung der

Arbeitsfahigkeit einer Arbeitnehmerin/eines Arbeitnehmers ungewiss ist und eine Verset-
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zungsmoglichkeit auf einen anderen leidensgerechten Arbeitsplatz nicht besteht (vergleiche
LAG Hamm, Urteil vom 29. Marz 2006 - 18 Sa 2104/05; BAG, Urteil vom 10. Dezember
2009 - 2 AZR 400/08).

Fahrt der Arbeitgeber kein BEM durch, hat dies daher negative Folgen flir seine Darle-
gungs- und Beweislast. Er kann sich dann nicht pauschal darauf berufen, ihm seien keine
alternativen, der Erkrankung angemessenen Einsatzmdglichkeiten bekannt (so zuerst
BAG, Urteil vom 12. Juli 2007 - 2 AZR 716/06). Der Arbeitgeber hat vielmehr von sich
aus denkbare oder vom Arbeitnehmer (auBergerichtlich) bereits genannte Alternativen zu
wirdigen und im Einzelnen darzulegen, aus welchen Griinden sowohl eine Anpassung des
bisherigen Arbeitsplatzes an dem Arbeitnehmer zutragliche Arbeitsbedingungen als auch
die Beschaftigung auf einem anderen - leidensgerechten - Arbeitsplatz ausscheiden. Dies
kann zum Beispiel im Falle einer Alkoholerkrankung bei mangelnder Therapiewilligkeit des
Betroffenen im Kiindigungszeitpunkt gegeben sein (BAG, Urteil vom 20. Marz 2014 - 2
AZR 565/12). Der Arbeitgeber tragt die primare Darlegungslast fiir die Nutzlosigkeit eines
eigentlich erforderlichen BEM. Bezieht die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer eine
volle Erwerbsminderungsrente, muss der Arbeitgeber vortragen, weshalb ihm nicht - ge-
gebenenfalls nach zumutbaren UmorganisationsmaBnahmen - ein Arbeitsplatz zumindest
in Teilzeit oder jedenfalls mit einer Arbeitszeit von bis zu drei Stunden taglich hatte ange-
boten werden kénnen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob es vom Direktionsrecht des
Arbeitgebers gemaB § 106 GewO gedeckt ware, der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitneh-
mer eine solche Tatigkeit auf einen leidensgerechten anderen Arbeitsplatz zuzuweisen.
Der Arbeitgeber hatte ihm zur Vermeidung einer Beendigungskiindigung eine nach zu-
mutbarer Umorganisation bestehende Beschaftigungsmaoglichkeit zu gednderten Arbeits-
bedingungen notfalls im Wege einer Anderungskiindigung anbieten miissen (BAG, Urteil
vom 13. Mai 2015 - 2 AZR 565/14). Erst dann ist es Sache des Arbeitnehmers, sich hie-
rauf substanziiert einzulassen und darzulegen, wie er sich selbst eine leidensgerechte Be-
schaftigung vorstellt (BAG, Urteil vom 10. Dezember 2009 - 2 AZR 400/08 und Urteil vom
10. Dezember 2009 - 2 AZR 198/09).

Hingegen besteht grundsatzlich keine Pflicht des Arbeitgebers, einen Arbeitsplatz ,freizu-
kindigen” - selbst nicht zugunsten eines schwerbehinderten oder gleichgestellten Be-
schaftigten. Eine Pflicht des Arbeitgebers zur ,Freikiindigung” scheidet jedenfalls dann
aus, wenn der Inhaber der infrage kommenden Stelle den allgemeinen Kiindigungsschutz
genieBt. Ob ohne diesen Schutz anderes gilt, wenn der Stelleninhaber nicht seinerseits
behindert ist und die Kiindigung flr ihn keine besondere Harte darstellt, hat der 2. Senat
des Bundesarbeitsgerichts offen gelassen (BAG, Urteil vom 20. November 2014 - 2 AZR
664/13). Fur das Vorliegen dieser Voraussetzungen tragt der Arbeitnehmer, der sich auf
die Méglichkeit einer ,Freikiindigung” beruft, die Darlegungs- und Beweislast (BAG, Urteil
vom 13. Mai 1992 - 5 AZR 437/91). Dies gilt auch dann, wenn der Arbeitgeber die Durch-
fihrung eines BEM unterlassen hat. Dieser Umstand fiihrt zwar zu einer Verscharfung der
ihn nach § 1 Absatz 2 Satz KSchG treffenden Vortragslast, nicht aber zu einer Umkehr der
Darlegungslast in solchen Fallen, in denen sie von vornherein beim Arbeitnehmer liegt

(BAG, Urteil vom 20. November 2014 2 AZR 664/13).
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Was ist, wenn der Arbeitgeber das BEM nicht ordnungsgeméasB angeboten hat?
Hat der Arbeitgeber zur Erflillung seiner Verpflichtung aus § 167 Absatz 2 SGB IX ein
Verfahren durchgefiihrt, das nicht den gesetzlichen Mindestanforderungen an ein BEM ge-
nigt, so ist das gleichbedeutend mit einem nicht durchgefiihrten BEM. Zu diesen Mindest-
anforderungen gehoért, dass der Arbeitgeber den Betroffenen vor seiner Zustimmung auf
die Ziele des BEM sowie auf Art und Umfang der hierfir erhobenen und verwendeten Da-
ten hingewiesen hat (BAG, Urteil vom 24. Mérz 2011 - 2 AZR 170/10).

AuBerdem muss der nach § 167 Absatz 2 Satz 3 SGB IX erforderliche Hinweis (ber den
Inhalt eines BEM deutlich machen, dass eine Hinzuziehung des Betriebsrates zur ,,Klarung
der Moglichkeiten” nach § 167 Absatz Satz 1 SGB IX das Einverstandnis des betroffenen
Beschaftigten voraussetzt (BAG, Beschluss vom 22. Marz 2016 1 ABR 14/14).
AuBerdem muss der Arbeitgeber bei Einleitung eines BEM darauf hinweisen, dass von ihm
der zustandige Rehabilitationstrager oder das Inklusionsamt hinzugezogen werden,
sofern Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen am Arbeitsleben in Betracht kom-
men. Die Beteiligung der gesetzlich dafiir vorgesehenen Stellen ist Mindeststandard in ei-

nem BEM (Hessiches Landesarbeitsgericht, Urteil vom 13. August 2018 - 16, Sa 1466/17).

Kann der Arbeitgeber sich darauf berufen, die Arbeitnehmerin/

der Arbeitnehmer sei ,offensichtlich” nicht zu einem BEM-Verfahren bereit
gewesen?

Richtig ist: Die Zustimmung des Arbeitnehmers ist notwendige Voraussetzung fir ein
BEM-Verfahren. Jedoch muss der Arbeitgeber die Arbeitnehmerin/den Arbeitnehmer dazu
eindeutig auffordern, beziehungsweise ihm ein entsprechendes Angebot zum BEM unter-
breiten. Hat der Arbeitgeber dies nicht getan, kann er sich nicht spekulativ darauf beru-
fen, die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer hatte diesem Vorgehen ohnehin nicht zuge-
stimmt (vergleiche BAG, Urteil vom 12. Februar 2007 - 2 AZR 716/06).

Liegt das letzte Angebot eines BEM bereits mehr als ein Jahr zurlck, kann der Arbeitge-

ber nicht davon ausgehen, die oder der Beschaftigte werde es ein weiteres Mal ablehnen
und deshalb auf ein erneutes Angebot eines BEM verzichten. Das BEM muss zeitnah vor
Ausspruch der Kiindigung durchgefiihrt werden, da es ansonsten seinen Zweck nicht er-
flllt (vergleiche BAG, Urteil vom 12. Februar 2007 - 2 AZR 716/06). Indem der Arbeit-
geber den Anspruch der Kiindigung zeitnah zu der Ablehnung eines BEM unterlassen hat,
bringt er vielmehr zum Ausdruck, dass er selber bezogen auf die Beschaftigung des Ar-
beitnehmers keine negative Prognose gesehen hat (LAG Dusseldorf, Urteil vom 20. Okto-
ber 2016 - 13 Sa 356/16).

Entbindet die Aussage der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers, der
Arbeitgeber konne nichts zur Wiederherstellung ihrer/seiner Arbeitsfédhigkeit
tun, diesen von der Verpflichtung zum Angebot eines BEM-Verfahrens?

Nein, die Verpflichtung des Arbeitgebers, ein BEM anzubieten bleibt auch in einem solchen
Fall bestehen. Die pauschale Aussage der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers hat arbeits-

rechtlich keine Relevanz. Der Arbeitgeber muss trotz der gegenteiligen subjektiven Ein-
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schatzung der Arbeitnehmerin/des Arbeithehmers in einem arbeitsgerichtlichen Verfah-
ren dessen Arbeitsunfahigkeit im Falle des spateren Bestreitens beweisen. Ebenso bleibt
es bei der Verpflichtung des Arbeitgebers, in einem BEM-Verfahren abzuklaren, ob die
subjektive Einschatzung der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers bezliglich der mdglichen
Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit zutreffend ist. Eine solche AuBerung der Arbeit-
nehmerin/des Arbeitnehmers stellt auch keine (ausdriickliche) Ablehnung eines BEM-Ver-
fahrens dar. Beruhen die Fehlzeiten eines Arbeitnehmers auf einer Gberdurchschnittlichen
Krankheitsanfalligkeit, so kann Gegenstand eines betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments auch die Erarbeitung eines umfassenden Konzeptes zur Anderung der generellen
(das heiBt auch privaten) Lebensweise sein, damit der Arbeithehmer auf diese Weise sei-
ne gesundheitliche Verfassung gerade bei kdrperlich anstrengenden Tatigkeiten verbes-
sert und damit seine Krankheitsanfalligkeit mindert (LAG Frankfurt, Urteil vom 3. Juni 2013

- 21 Sa 1456/12).

Wie entscheidet das Inklusionsamt bei einem Antrag auf Zustimmung zur
Kiindigung, wenn kein BEM durchgefiihrt wurde?

Die besondere Konstellation, dass das Inklusionsamt einer beabsichtigten Kiindigung vor-
her zustimmen muss, ergibt sich, wenn die oder der betroffene Beschaftigte schwerbe-
hindert oder gleichgestellt ist.

In der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung wird — unter Bezug auf die Arbeitsgerichte
- davon ausgegangen, dass die Durchfiihrung des Préventionsverfahrens nach § 167 Absat-
ze 1 und 2 SGB IX keine RechtmaBigkeitsvoraussetzung fiir die Zustimmungsentscheidung
des Inklusionsamts nach §§ 168 ff. SGB IX ist. Jedoch kann das Inklusionsamt im Rahmen
seiner Ermessensentscheidung das Fehlen eines BEM gegebenenfalls zulasten des
Arbeitgebers beriicksichtigen, wenn bei Durchflihrung des Praventionsverfahrens die Mog-
lichkeit bestanden hatte, die Kiindigung zu vermeiden (vergleiche BVerwG, Beschluss vom
29. August 2007 - 5 B 77.07; OVG Minster, Beschluss vom 4. Juli 2007 - 12 A 641/07 so-
wie Beschluss vom 25. April 2008 - 12 A 395/08 und vom 5. Marz 2009 - 12 A 122/09).

Und wie entscheidet das Arbeitsgericht bei einer erteilten Zustimmung

zur Kiindigung durch das Inklusionsamt?

Die Kiindigung gegeniber einem schwerbehinderten oder gleichgestellten Menschen ist
nur dann zuldssig, wenn das Inklusionsamt nach §§ 168 ff. SGB IX (§§ 85 ff. SGB IX alter
Fassung) seine Zustimmung erteilt hat. Der Sonderkiindigungsschutz gewahrleistet ein
geordnetes Verfahren zur Priifung der Rechte des schwerbehinderten Beschaftigten durch
das Inklusionsamt, dessen Entscheidung in mehreren Instanzen gerichtlich nachgeprift
werden kann. Hierbei sind die Interessen des schwerbehinderten Menschen und die be-
trieblichen Interessen gegeneinander abzuwéagen. Ist das Inklusionsamt nach eingehen-
der Priifung zu dem Ergebnis gelangt, dass die Zustimmung der Kiindigung zu erteilen ist,
kann nur bei Vorliegen besonderer Anhaltspunkte davon ausgegangen werden, das ein
BEM nach § 167 Absatz 2 SGB IX die Kindigung verhindert hatte (LAG Frankfurt, Urteil
vom 12. November 2013 - 8 Sa 312/13). Diese Sichtweise wird vom Bundesarbeitsge-
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richt im Ergebnis geteilt. Der Zustimmungsbescheid des Inklusionsamts entfaltet jeden-
falls dann keine entsprechende Indizwirkung, wenn sich aus seiner Begriindung oder der
des Widerspruchsbescheids Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass mdgliche, kiindigungs-
schutzrechtlich beachtliche Beschaftigungsalternativen im Verwaltungsverfahren nicht in
den Blick genommen worden sind (BAG, Urteil vom 20. November 2014 - 2 AZR 664/13;
zum Praventionsverfahren vergleiche BAG, Urteil vom 7. Dezember 2006 - 2 AZR 182/66).

4. Umsetzung des BEM

Muss der Arbeitgeber BEM als System einfiihren?

Eine gesetzliche Verpflichtung zur Einfihrung des BEM als System mit BEM-Team und auf
der Grundlage einer Vereinbarung mit dem Betriebsrat/Personalrat besteht nicht (LAG
Hamburg, Beschluss vom 21. Mai 2008 - H 3 TaBV 1/08). Das Gesetz fordert die Durch-
fihrung des BEM im Einzelfall. Kleinere Arbeitgeber werden daher auch nur auf den Ein-
zelfall reagieren und versuchen, diesen mithilfe der externen Partner, also der Ansprech-
stellen nach § 12 Absatz 1 und 2 SGB IX, der erganzenden unabhangigen Teilhabeberatung
nach § 32 Absatz 1 bis 3 SGB IX, der Rehatrager und gegebenenfalls des Inklusionsamts
zu losen. Bei groBeren Arbeitgebern ab 200 Beschaftigten ist es allerdings sinnvoll, das
Verfahren einheitlich und durch Einbeziehung eines festen BEM-Teams zu erarbeiten und
umzusetzen. Dies legt auch § 166 Absatz 3 Nummer 5 SGB IX nahe, der die Regelung des

BEM-Verfahrens in einer Inklusionsvereinbarung hervorhebt.

Gibt es Mindestvoraussetzungen fiir ein BEM?

Ja. Zwar enthalt § 167 Absatz 2 SGB IX keine ndhere gesetzliche Ausgestaltung des BEM,
das Verfahren soll vielmehr den jeweiligen Gegebenheiten im Betrieb beziehungsweise in
der Dienststelle angepasst werden. Gleichwohl lassen sich aus dem Gesetz gewisse Min-
deststandards ableiten (zu den Aufgaben eines Integrationsteams vergleiche BAG, Urteil

vom 28. September 2016 - 7 AZR 699/14). Danach entspricht jedes Verfahren den ge-

setzlichen Anforderungen, das die zu beteiligenden Stellen, Amter und Personen einbe-
zieht, das keine verniinftigerweise in Betracht zu ziehende Anpassungs- und Anderungs-
maoglichkeit ausschlieBt und in dem die von den Teilnehmern eingebrachten Vorschlage
sachlich erdrtert werden (BAG, Urteil vom 10. Dezember 2009 - 2 AZR 400/08). Zu den
Mindestanforderungen gehort, dass der Arbeitgeber den Betroffenen geméaB § 167 Absatz
2 Satz 3 SGB IX vor seiner Zustimmung auf die Ziele des BEM sowie auf Art und Umfang
der hierfur erhobenen und verwendeten Daten hinweist (BAG, Urteil vom 24. Marz 2011
- 2 AZR 170/10). Zum Mindeststandard gehdort auch, dass der Arbeitgeber bei Einleitung
eines BEM darauf hinweist, dass von ihm die zustéandigen Rehabilitationstrager bezie-
hungsweise das Inklusionsamt hinzugezogen werden, wenn Leistungen zur Teilhabe oder
begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Betracht kommen (Hessisches Landesarbeitsgericht,
Urteil vom 13. August 2018 - 16 Sa 1466/17). AuBerdem ist auf eine ordnungsgemaBe
Beteiligung der Interessenvertretung zu achten. Es reicht zum Beispiel nicht aus, wenn
der Arbeitgeber dem Betriebsrat im Nachhinein lediglich das Ergebnis der arbeits-

medizinischen Untersuchung in Kopie zuschickt (LAG Frankfurt, Urteil vom 3. Juni 2013
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- 21 Sa 1456/12). Die Rahmenvorschrift des § 167 Absatz 2 Satz 1 SGB IX bezieht sich
auf das Verfahren Uber die Kldrung der Méglichkeiten, eine bestehende Arbeitsunfahigkeit

zu Uberwinden.

Wer soll mit ins BEM- beziehungsweise Integrationsteam?

Die Vertretung des Arbeitgebers kann aus dem Vorgesetzten oder einer Vertreterin/einem
Vertreter der Personalabteilung oder zum Beispiel dem Inklusionsbeauftragten des Arbeit-
gebers flir schwerbehinderte Menschen (§ 181 SGB IX - § 98 SGB IX alter Fassung) be-
stehen. Wichtig ist, dass die Person, die diese Aufgaben wahrnimmt, selbst berechtigt ist,
Entscheidungen zu treffen oder Gber Riickfragen schnell Entscheidungen des Arbeitgebers
zum Beispiel Uber eine Veranderung des Arbeitsplatzes oder eine Versetzung herbeiflihren
kann. Daneben sind ein Mitglied des Betriebsrates beziehungsweise Personalrates, die
Schwerbehindertenvertretung und der werksarztliche Dienst hinzuzuziehen. Hier sollte
eine regelmaBige Vertretung angestrebt werden. Ist die Schwerbehindertenvertretung
festes Mitglied eines BEM-Teams, kann sie wie die Gbrigen Team-Mitglieder auch, an Ver-
fahren mit nicht schwerbehinderten Beschdftigten beteiligt werden. § 167 Absatz 2 SGB
IX benennt keine Personen oder Stellen, denen die Leitung des BEM anvertraut ware
(BAG, Urteil vom 10. Dezember 2009 - 2 AZR 198/09). Um den Klarungsprozess gemaf
§ 167 Absatz 2 Satz 1 SGB IX auf ein entsprechendes Gremium zu Ubertragen, bedarf es
betriebsverfassungsrechtlich einer freiwilligen Ubereinkunft von Arbeitgeber und Be-
triebsrat nach § 28 Absatz 2 BetrVG.

Haufig sehen Betriebs-/Dienst- oder Inklusionsvereinbarungen (§ 166 SGB IX) zum BEM
vor, dass die betroffene Person die Mdglichkeit hat, zu bestimmen, welche Mitglieder des
Integrationsteams in ihrem konkreten Verfahren beteiligt werden sollen.

Wichtig ist, dass bei erfolgter Einwilligung der oder des Beschaftigten zum BEM-Verfahren
vonseiten des Arbeitgebers (oder der durch ihn beauftragten Person) die nachsten Schrit-

te zur Umsetzung des weiteren Verfahrens eingeleitet werden. In der Dienstvereinbarung

oder Inklusionsvereinbarung sollte festgelegt werden, welche Personen stdndige Mitglie-
der des Integrationsteams sind und dass weitere Mitglieder nur mit Einwilligung der be-
troffenen Person hinzugezogen werden.

Es ist auch mdglich, zusatzlich eine auBenstehende Person des Vertrauens hinzuzuziehen.
Es besteht jedoch keine Pflicht des Arbeitgebers, zu Gesprachen im Rahmen des betrieb-
lichen Eingliederungsmanagements (BEM) einen Rechtsbeistand des Arbeitnehmers hin-
zuzuziehen (LAG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 18. Dezember 2014 - 5 Sa 518/14 sowie
LAG Hamm, Urteil vom 13. November 2014 - 15 Sa 979/14). Die externen Partner, also
die Rehabilitationstrager, das Inklusionsamt, die Fachstellen oder der Integrationsfach-
dienst sind nicht Mitglied des Integrationsteams und nehmen - allein aus Zeitgrinden -
auch in der Regel nicht an dessen Sitzungen teil. Sie beraten das BEM-Team lediglich zu

konkreten Leistungen.
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Darf der Betriebsrat/Personalrat oder die Schwerbehindertenvertretung auch
vor dem Arbeitgeber titig werden und Kontakt mit der betroffenen Person
aufnehmen?

Dies ist natlrlich nicht verboten. Soweit es geschieht, erfolgt dies jedoch auBerhalb des

BEM-Verfahrens.

Wie kann man Angste bei der betroffenen Person abbauen, wenn sich der
Arbeitgeber nach sechs Wochen meldet?

Der entscheidende Punkt fir den Erfolg des BEM - neben dem Datenschutz - ist die mdg-
lichst umfassende Information der Beschéftigten. BEM lebt von Vertrauen. Die Informati-
on sollte regelmaBig im Rahmen von Betriebsversammlungen, einem Rundbrief, Aushang
oder Ahnlichem erfolgen. Diese umfassende Information {iber die Ziele, die datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen, die Beteiligten und den Ablauf des Verfahrens muss zudem
dann erfolgen, wenn der Arbeitgeber die Zustimmung der betroffenen Person zur Durch-
fihrung des BEM einholt. In dem dann folgenden Erstgesprach ist diese Information noch-

mals zu vertiefen.

Muss BEM ein bestimmtes Ergebnis haben?

Nein, ein BEM muss kein bestimmtes Ergebnis haben, erst recht muss und kann es nicht
immer erfolgreich sein. Das Gesetz schreibt weder bestimmte Mittel vor, die auf jeden
- oder auf gar keinen - Fall in Erwdgung zu ziehen sind, noch beschreibt es bestimmte
Ergebnisse, die das BEM haben muss oder nicht haben darf. Das Gesetz vertraut viel-
mehr darauf, dass die Einbeziehung aller Beteiligten und externen Stellen sowie die ab-
strakte Beschreibung des Ziels ausreichen, um die Vorstellungen der Betroffenen sowie
internen und externen Sachverstand in ein faires und sachorientiertes Gesprach einzu-
bringen, dessen Verlauf im Einzelnen und dessen Ergebnis sich nach den Erfordernissen
des jeweiligen Einzelfalls zu richten haben (BAG, Urteil vom 10. Dezember 2009 - 2 AZR
198/09).

Fest steht aber auch, dass das BEM-Verfahren einen Abschluss haben muss. Dies erwar-

tet nicht zuletzt die betroffene Person. Flhrt der Klarungsprozess zwischen Arbeitgeber
und Betriebsrat zu keiner Ubereinstimmenden Beurteilung der Mdglichkeiten, verbleibt es

bei einem Dissens (BAG, Beschluss vom 22. Marz 2016 - 1 ABR 14/14).

Muss der Arbeitgeber das im BEM gefundene Ergebnis umsetzen?

Es gibt keine Mdoglichkeit, dass die betroffene Arbeitnehmerin beziehungsweise der
betroffene Arbeitnehmer die Umsetzung des Ergebnisses einklagen kann. Hat das BEM
jedoch zu einem positiven Ergebnis geflihrt, ist der Arbeitgeber grundsatzlich verpflichtet,
vor Ausspruch einer krankheitsbedingten Kiindigung die empfohlene MaBnahme - soweit
diese in seiner alleinigen Macht steht - als milderes Mittel umzusetzen. Dies gilt auch fir
MaBnahmen, die auf Empfehlung des Betriebsarztes ausgesprochen werden (LAG Schles-
wig-Holstein, Urteil vom 11. April 2018 - 6Sa 361/17). Klindigt er, ohne sie umgesetzt zu

haben, muss er im Einzelnen und konkret darlegen, warum die MaBnahme entweder trotz
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Empfehlung undurchfiihrbar war oder selbst bei einer Umsetzung diese keinesfalls zu ei-
ner Vermeidung oder Reduzierung von Arbeitsunféhigkeitszeiten geflihrt hatte. Dem wird
der Arbeitnehmer regelmaBig mit einem einfachen Bestreiten entgegentreten kdnnen
(BAG, Urteil vom 10. Dezember 2009 - 2 AZR 400/08). Zu den gebotenen MaBnahmen
des betrieblichen Eingliederungsmanagements gemal § 167 Absatz 2 SGB IX gehért auch

) ) ] die Durchfihrung einer arztlich empfohlenen stufenweisen
Das Gelingen der Eingliederungs-

maBnahmen hangt wesentlich nach, kénnen Schadenersatzanspriiche des Arbeitnehmers
vom Vertrauen der Mitarbeiterin/  gemas s 280 BGB, § 823 Absatz 2 BGB in Verbindung mit

Wiedereingliederung. Kommt der Arbeitgeber dem nicht

des Mitarbeiters ab g 167 Absatz 2 SGB IX in Betracht kommen (LAG Hamm,
Urteil vom 4. Juli 2011 - 8 Sa 726/11).

Muss die betroffene Arbeitnehmerin beziehungsweise der betroffene
Arbeitnehmer dem im BEM gefundenen Ergebnis Folge leisten, zum Beispiel
eine RehabilitationsmaBnahme beantragen?

Die oder der betroffene Beschaftigte muss dem im BEM gefundenen Ergebnis grundsatz-
lich Folge leisten und zum Beispiel eine RehabilitationsmaBnahme beantragen. Das BEM-
Verfahren beinhaltet eine gemeinsame Klarung der Situation am Arbeitsplatz. Ein Ergeb-
nis wird somit gemeinsam gesucht und gefunden. Setzt die betroffene Person die
gefundene MaBnahme nicht um, muss der Arbeitgeber sie darauf hinweisen, dass sie im
Weigerungsfall mit einer Kiindigung rechnen muss. Lehnt die betroffene Person die MaB-
nahme dennoch ab oder bleibt sie trotz Aufforderung untatig, braucht der Arbeitgeber die
MaBnahme vor Ausspruch einer krankheitsbedingten Kindigung nicht mehr als milderes
Mittel zu bericksichtigen (BAG, Urteil vom 10.Dezmebr 2009 - 2 AZR 400/08; vergleiche
auch LAG Frankfurt, Urteil vom 3. Juni 2013 - 21 Sa 1456/12).

Was ist, wenn das BEM zu einem negativen Ergebnis fiihrt oder das gefundene

Ergebnis fehischldagt?

Fahrt das BEM zu dem Ergebnis, dass es keine Méglichkeit gibt, die Arbeitsunfahigkeit zu
Uberwinden oder kiinftig zu vermeiden, ist dies ebenfalls bei einer eventuellen krankheits-
bedingten Kiindigung zu bericksichtigen. Der Arbeitgeber genligt seiner arbeitsgerichtli-
chen Darlegungslast, wenn er auf diesen Umstand hinweist und behauptet, es bestlinden
keine anderen Beschdftigungsmdglichkeiten. Der nunmehr darlegungspflichtige Arbeit-
nehmer genlgt seiner Darlegungslast grundsatzlich nicht dadurch, dass er auf alternative
Beschaftigungsmaoglichkeiten verweist, die wahrend des BEM behandelt und verworfen
worden sind. Auch der Verweis auf nicht behandelte Alternativen wird grundsatzlich aus-
geschlossen sein. Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer muss diese bereits in das BEM
einbringen. Sie/er kann allenfalls auf Mdglichkeiten verweisen, die sich erst nach Ab-
schluss des BEM bis zum Zeitpunkt der Kiindigung ergeben haben (BAG, Urteil vom 10.
Dezember 2009 - 2 AZR 400/08). Ebenso verhalt es sich, wenn das im BEM gefundene
Ergebnis fehlschlagt. Der Arbeitgeber muss jedoch dafiir sorgen, dass die Arbeitneh-

merin/der Arbeitnehmer die realistische Méglichkeit zur Umsetzung erhalt und darf zum

32



Kapitel 2 | Grundlagen des BEM

Beispiel bei einer stufenweisen Wiedereingliederung (§ 44 SGB IX) nicht einen ungeeig-
neten Arbeitsplatz zur Verfiigung stellen oder bereits nach wenigen Tagen eine volle Ar-

beitsleistung verlangen.

Hat die betroffene Person einen eigenen einklagbaren Anspruch auf

die Durchfiihrung von BEM?

§ 167 Absatz 2 SGB IX ist vorrangig als 6ffentlich-rechtliche Verpflichtung des Arbeitge-
bers anzusehen, die zugleich arbeitsvertragliche Pflichten ausldst (vergleiche LAG Hamm,
Urteil vom 24. Januar 2007 - 2 Sa 991/06). Aus dieser Verpflichtung ergibt sich jedoch
auch ein Individualanspruch der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers gegen ihren/seinen
Arbeitgeber auf Durchflihrung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements. Dieser
Anspruch folgt zwar nicht ohne Weiteres aus der 6ffentlich-rechtlichen Norm des § 167
Absatz 2 Satz 1 SGB IX, jedoch aus § 241 Absatz 2 BGB in Verbindung mit § 167 Absatz
2 SGB IX als Konkretisierung der allgemeinen Firsorgepflicht des Arbeitgebers (LAG
Hamm, Urteil vom 13. November 2014 - 15 Sa 979/14). Ein einklagbarer Anspruch be-
steht auBerdem in den Fallen, in denen eine Betriebs-/Dienstvereinbarung abgeschlossen
wurde, die ein entsprechendes individuelles Recht des einzelnen Beschaftigten beinhaltet.
Unabhangig hiervon kann sich die Mitarbeiterin beziehungsweise der Mitarbeiter natilir-
lich jederzeit an den Betriebsrat/Personalrat sowie die Schwerbehindertenvertretung

wenden.

Kann der Betriebsrat/Personalrat oder die Schwerbehindertenvertretung

die Durchfiihrung des BEM gegen den Arbeitgeber durchsetzen?

Dem Betriebsrat/Personalrat steht bei der Ausgestaltung der ,Kléarung der Mdglichkeiten”
eines Betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM) nach der Rahmenvorschrift des
§ 167 Absatz 2 Satz 1 SGB IX durch generelle Verfahrensregelungen ein Initiativrecht

nach § 87 Absatz 1 Nummer 7 BetrVG zu. Der Betriebsrat/Personalrat kann seine Unter-

richtung und eine Beratung mit dem Ziel der Verstdndigung Uber die Mdglichkeiten eines
BEM verlangen. Nicht erfasst vom Mitbestimmungsrecht des § 87 Absatz 1 Nummer 7 Be-
trVG wird eine sich anschlieBende Umsetzung konkreter MaBnahmen (BAG, Beschluss

vom 22. Marz 2016 - 1 ABR 14/14).

Ist die Einfiihrung des BEM mitbestimmungspflichtig?

Sofern der Arbeitgeber lediglich im jeweiligen konkreten Einzelfall darliiber entscheidet, ob
er ein BEM durchflihrt, besteht kein Mitbestimmungsrecht nach § 87 Absatz 1 Nummer 1
BetrVG. Dagegen besteht ein Mitbestimmungsrecht in den Féllen, in denen der Arbeitgeber
fir alle Beschaftigten generell ein standardisiertes Verfahren zum BEM einfiihrt. Das Bun-
desarbeitsgericht hat festgestellt, dass bei der Ausgestaltung des BEM fiir jede einzelne Re-
gelung zu prifen ist, ob ein Mitbestimmungsrecht besteht (BAG, Beschluss vom 13. Marz
2012 - 1 ABR 78/10). Bei vielen Arbeitgebern wird es so gehandhabt, dass Arbeitgeber und
Betriebsrat/Personalrat und Schwerbehindertenvertretung bereits bei der Einfihrung des

BEM, zum Beispiel bei der Erstellung des Rundbriefes, zusammenarbeiten.
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Solite eine Betriebsvereinbarung oder eine Inklusionsvereinbarung bei
Einfiihrung des BEM als standardisiertes Verfahren abgeschlossen werden?

Ein standardisiertes Verfahren ist nur dann erfolgreich, wenn alle Beteiligten etwas fir die
Pravention und fir die Gesundheitsfiirsorge in dem Unternehmen tun wollen. Daher soll-
te hier ein gemeinsames Konzept aller Beteiligten angestrebt werden, von dem die Be-
schaftigten und der Arbeitgeber in gleicher Weise profitieren. § 166 Absatz 3 Nummer 5
SGB IX geht davon aus, dass in einer Inklusionsvereinbarung Regelungen zur Durchfiih-
rung eines BEM getroffen werden. Es empfiehlt sich jedoch, in der Inklusionsvereinbarung
lediglich auf eine Betriebsvereinbarung zu verweisen beziehungsweise zu regeln, dass
hierzu eine Betriebsvereinbarung abgeschlossen wird. Der Grund hierftir liegt darin, dass
eine Inklusionsvereinbarung in erster Linie die Inklusion schwerbehinderter und gleichge-
stellter behinderter Menschen regeln soll und vornehmlich mit der Schwerbehindertenver-
tretung zu verhandeln ist. Der Betriebsrat/Personalrat ist dabei zu beteiligen. Da das BEM
aber alle Beschaftigten betrifft, ist hier eine Vereinbarung mit dem Betriebsrat/Personalrat
unter Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung notwendig, die dann auch fir alle Be-
schaftigten gilt. Daher empfiehlt sich eine Betriebsvereinbarung. In der Rechtsprechung
wird zwar ein Anspruch der Schwerbehindertenvertretung gegentiber dem Arbeitgeber
auf Aufnahme von Verhandlungen Uber eine Inklusionsvereinbarung, nicht jedoch auf Ab-
schluss einer Inklusionsvereinbarung anerkannt (vergleiche LAG Hamm, Beschluss vom

19. Januar 2007 - 13 TaBV 58/06).

Hinweise zur Handhabung des Datenschutzes

Grundsatzliches

Ein wirksamer und sorgféltig gehandhabter Datenschutz ist eine Grundvoraussetzung fur
das BEM. Ihm kommt beim BEM eine besondere Bedeutung zu, da das Gelingen oder
Scheitern der EingliederungsmaBnahmen wesentlich vom Vertrauen der Mitarbeiterin/des
Mitarbeiters in die Verfahren des BEM abhangt.

Soll die Zusammenarbeit der Beteiligten im BEM erfolgreich sein, erfordert das den Aus-
tausch eventuell schiitzenswerter Informationen zum jeweiligen Einzelfall. Es stellt sich aber
die Frage, wie viel muss beziehungsweise darf ein Arbeitgeber wissen, um seiner BEM-Ver-

pflichtung nach § 167 Absatz 2 SGB IX nachzukommen? Aber auch: Wie viel sollte die/der

betroffene Beschdaftigte von ihren/seinen Krankheits- oder Behinderungsdaten (auch) ge-
genuber dem Arbeitgeber offenlegen, damit ein BEM erfolgreich durchgeflihrt werden kann?
Die Antwort auf beide Fragen an Arbeitgeber und Beschaftigte kann - im Sinne eines Leit-
satzes — nur lauten: Nur so viel wie unbedingt erforderlich, um ein zielfihrendes, der Ge-
sundwerdung und Gesunderhaltung der Beschaftigten dienendes BEM durchfiihren zu
kénnen.

Die im Zusammenhang mit dem BEM-Verfahren erhobenen personenbezogenen Daten

unterliegen nach § 167 Absatz 2 SGB IX einer strengen Zweckbindung.
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Der Datenschutz ist daher grundsatzlich zu beachten. Hier gilt der allgemeine Daten-
schutz nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), die seit Mai 2018 in Kraft getretene
Datenschutzgrundverordnung der EU (EU-DSGVO) und das ebenfalls seit Mai 2018 in
Kraft getretene neue Bundesdatenschutzgesetz (BDSG nF), welches unter anderem den

Beschaftigten-Datenschutz (§26) EU-konform regelt.

Umgang mit Daten im BEM

Beschiftigten-Datenschutz allgemein

Der Beschaftigten-Datenschutz setzt sich aus mehreren Elementen zusammen:

® Grundsiétze der Erhebung von personenbezogenen Daten
Die Erhebung von sensiblen personenbedingten Daten ist nach EU-Recht untersagt
(vergleiche Artikel 9 EU DSGVO). Die Erhebung ist nur mit ausdricklicher Einwilligung
der Person mdglich. §26 Absatz 3 BDSG nF schrankt dieses Recht insoweit ein, dass
die Datenerhebung und -nutzung zuldssig ist, wenn sie zur Auslibung von Rechten und
zur Erfullung rechtlicher Pflichten aus dem Arbeitsrecht, den Recht der sozialen Sicher-
heit und des Sozialschutzes erforderlich ist.

e Informationsrechte
Personen sollen in der Lage sein, die Erhebung, Nutzung und Verarbeitung ihrer per-
sonlichen Daten priifen zu kdnnen (Artikel 13 EU-DSGVO). Die verarbeitende Stelle hat
dabei flir die von der Datenerhebung betroffene Person die Informationen prazise,
transparent, verstandlich und leicht zuganglich aufzubereiten und schriftlich oder elek-
tronisch bereitzustellen. Werden die Daten bei der betroffenen Person selber erhoben,
so ist im Zeitpunkt der Erhebung auf das Informationsrecht aufmerksam zu machen.

o Datenschutzrechtliche Einwilligung
Die Daten dirfen nur erhoben werden, wenn die betroffene Person ausdriicklich ihre
Einwilligung dazu gegeben hat. Dabei ist folgendes nach §26 Absatz 1 und 1 BDSG nF
zu beachten:
- Die Einwilligung muss freiwillig erfolgen.
- Die Einwilligung muss schriftlich erfolgen.
- Die betroffenen Daten und der Verwendungszweck mussen prazise benannt

werden.
- Die betroffene Person kann die Einwilligung jederzeit widerrufen. Auf dieses Recht
muss die erhebende Stelle hinweisen.

- Es gilt ein Kopplungsverbot. So darf zum Beispiel der Abschluss eines Vertrages

nicht von einer Datenbereitstellung, die Uber den Vertragszweck hinausgeht,
abhangig gemacht werden.
® Recht auf Zugriff
Die betroffene Person hat das Recht auf Ubermittlung der eigenen gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten in einem strukturierten, gdngigen und maschinenlesbaren For-
mat zur Ubermittlung an einen anderen Verantwortlichen, zum Beispiel neue Vertrags-

partner (Artikel 20 EU-DSGVO).
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® Recht auf Berichtigung

Die betroffene Person hat das Recht, zu verlangen, dass unrichtige personenbezogene
Daten unverzlglich (also ohne schuldhaftes Zégern) berichtigt werden (Artikel 16 EU-
DSGVO). Sie kann die Einschrankung der Datenverarbeitung verlangen, wenn die per-
sonenbezogenen Daten unrichtig und (noch nicht) berichtigt sind (Artikel 18 EU-DS-
GVO).

® Recht auf Widerspruch

Eine betroffene Person kann Widerspruch gegen die Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten einlegen, wenn diese genutzt werden flr Werbung oder Profiling (Sammlung
von Daten, sowie deren anschlieBende Analyse und Auswertung, zum Zwecke der
Identifikation und Uberwachung von Personen, auch zur Optimierung und Vorhersage
des (Direkt)marketings, oder zum Zwecke der Wahl-, Verhaltens- und Meinungsbeein-
flussung). Die verantwortliche Stelle muss Dritte, die die Daten ebenfalls nutzen, zwin-
gend Uber Berichtigung und Widerspruch personenbezogener Daten informieren (Arti-

kel 19 EU-DSGVO).

e Recht auf Vergessen

Eine betroffene Person kann unverzlglich die Léschung personenbezogener Daten
verlangen (Artikel 17 EU-DSGVO), wenn

- diese ohne konkreten Zweck erhoben worden sind

diese flr den urspringlichen Zweck nicht mehr erforderlich sind

die betroffene Person ihre Einwilligung wiederrufen hat

eine Loschung gesetzlich vorgeschrieben ist.

Umgekehrt muss der Verantwortliche auch die personenbezogenen Daten nicht

aufbewahren, wenn er selber diese nicht mehr benétigt (Artikel 11 EU-DSGVO).

Es

sind alle Links, Kopien, Back-ups zu l6schen. Loschen bedeutet, dass sich die Daten

nicht ohne unverhaltnismaBigen Aufwand wiederherstellen lassen (physische Zerstérung

des Datentrdgers, bei wiederbeschreibbaren Datentrdgern (Festplatten) ist eine zertifi-

zierte Loschsoftware einzusetzen). Es ist nicht ausreichend, den Datentréger zu entsor-

ge
Vo

n oder organisatorische MaBnahmen zu treffen.

n der Losch-Verpflichtung ausgenommen sind personenbezogene Daten, die

erforderlich sind fir die Vertragserftillung

- das Recht auf freie MeinungsauBerung und Information beriihren

- zur Erfullung von 6ffentlichen Aufgaben erforderlich sind, zum Beispiel in den
Bereichen Statistik, Forschung und Gesundheits(schutz)

- flr das Geltendmachen oder Verteidigen von Rechtsanspriichen bendétigt werden.

Das Recht auf Vergessen greift auch fur Dritte, die die Daten vom Verantwortlichen erhal-

ten haben.
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Rechte der betroffenen Beschiftigten

Die Freiwilligkeit ist — wie bereits beschrieben - ein wesentliches Grundprinzip des BEM-

Verfahrens. Die Beschéftigten haben ein Selbstbestimmungsrecht Gber ihre gesundheitli-

chen Daten. Sie entscheiden selbst, ob sie am BEM-Verfahren teilnehmen md&chten oder

nicht. Die Erhebung der Gesundheitsdaten wie

e Ursache der Arbeitsunfahigkeit

e Gesundheitszustand und Behandlungsverlauf

e Gesundheitsprognose

ist nur mit Einwilligung der/des betroffenen Beschaftigten erlaubt.

Dafiir bedarf es nach § 167 Absatz 2 Satz 3 SGB IX und der entsprechenden datenschutz-

rechtlichen Gesetzgebung

e einer vorherigen Aufklarung

* eines Hinweises zu den Rechtsfolgen einer Weigerung

e eines Hinweises zum Widerrufsrecht (fir die Zukunft)

e der Schriftform.

Hier eignet sich ein transparentes Informationsschreiben an die betroffenen Beschéaftigten.

Den betroffenen Beschaftigten sollten dann zur Beantwortung dieses Informationsschrei-

bens verschiedene Antwortmadglichkeiten - vielleicht durch Ankreuzen - eréffnet werden.

Dies kénnten zum Beispiel sein:

a. Ich bin mit der Durchfiihrung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements ein-
verstanden.

b. Ich bin mit der Durchfiihrung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements nicht
einverstanden.

c. Ich bin mit der Beteiligung des Personalrats/der Schwerbehindertenvertretung bei
der Durchflihrung des betrieblichen Eingliederungsmanagements einverstanden.

d. Hiermit willige ich in die Beteiligung folgender weiterer Personen/Gremien/Institutio-
nen am BEM-Verfahren ein: ... (Name, Bezeichnungen, zum Beispiel von Fachkraften

(Betriebsarzt, Arbeitssicherheitsfachkraft).

Offenbarung von Krankheits- oder Behinderungsdaten im BEM

Das BEM braucht eine ausreichende Datengrundlage. Um zu bestimmen, was als
ausreichende Datengrundlage zum Gesundheitsstand der/des betroffenen Beschaft-
igten anzusehen ist, empfiehlt sich die deutliche Unterscheidung von drei Datenkatego-

rien:

e Daten zur medizinischen Diagnose
Die eigentlichen medizinischen Diagnosen sind fir die Planung von MaBnahmen des
BEM nicht erforderlich. Nur der Betriebsarzt, der der arztlichen Schweigepflicht unter-
liegt, sollte die Diagnose kennen, um Aussagen dariber treffen zu kédnnen, ob im Ein-
zelfall der Zeitpunkt fir MaBnahmen des BEM geeignet ist beziehungsweise ob geplan-

te MaBnahmen des BEM dem Krankheitsgeschehen genligend Rechnung tragen.
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o Daten zur Aufkldrung von Krankheitsursachen im Betrieb
Gibt es plausible Hinweise darauf, dass bestimmte Arbeitsbedingungen mit erhéhten
Erkrankungsraten von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern im Zusammenhang stehen, ist der
Betrieb auf entsprechende Daten angewiesen, um handeln zu kénnen. Dies betrifft
nicht nur generelle Zusammenhdnge, sondern auch den Einzelfall.

e Daten zu den gesundheitsbedingten Einschrdankungen der
Einsatzmoglichkeiten einer Person
Diese Daten sind fir das BEM unerlasslich. Fir die Planung von MaBnahmen ist es
notwendig, die Einschrankungen der Einsatzmdglichkeiten einer Person zu kennen,
eventuell auch erwartbare Verdanderungen, die sich etwa durch den Krankheitsverlauf
oder durch die Auswirkungen medizinischer oder rehabilitativer MaBnahmen ergeben
kénnen.
Im gesamten BEM ist die Befilirchtung von betroffenen Beschaftigten zu berilicksichti-
gen, dass sie sich mit der Offenbarung persénlicher Daten Uber ihre gesundheitliche
Situation selbst schddigen kdnnten. Deswegen wird es auf die tatsachliche Handhabung
des BEM im Betrieb ankommen, wie viel Vertrauen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in die Beteiligten des BEM haben.
Hier ist zu beachten, dass die betroffenen Beschéaftigten lUber ihre datenschutzrecht-

lichen Rechte im BEM aufgeklart werden und ihre schriftliche Einwilligung geben.

Die Benennung von Gesundheits- und Behinderungsdaten als zwingende
Voraussetzung fiir betriebliche Pravention von Beschiftigungsrisiken

§ 167 Absatz 2 SGB IX enthélt eine Verpflichtung des Arbeitgebers gegeniiber den
Beschaftigten. Es geht insofern um die Mdglichkeiten im Betrieb oder in der Dienststelle,
im Konsens eine tatigkeits- und arbeitsplatzbezogene Gesundheitsférderung zu betrei-
ben. Im Vordergrund steht somit die Frage, ob betriebliche beziehungsweise dienstliche
Faktoren (mit-)ursachlich fur Arbeitsunfahigkeitszeiten sind. Ohne Benennung der Ursa-
chen, die den mehr als sechswdchigen Arbeitsunfahigkeitszeiten im Sinne des § 167 Ab-
satz 2 Satz 1 SGB IX zugrunde liegen, ist diese Frage nicht zu beantworten. Ist ein solcher
Zusammenhang allerdings offensichtlich ausgeschlossen — zum Beispiel bei einem grip-
palen Infekt - so offenbart die/der Beschaftigte selbstredend die Erkrankungsursache
nicht; das BEM-Verfahren endet hier bereits beim Erstkontakt. Sind allerdings Zusam-
menhange zwischen Arbeitsunféhigkeitszeiten und betrieblichen Gegebenheiten denkbar,

braucht der von § 167 Absatz 2 SGB IX in die Pflicht genommene Arbeitgeber Informati-

onen von der oder dem Beschaftigten, um sachgerecht MaBnahmen zur Abhilfe gemein-
sam mit allen Beteiligten priifen zu kénnen.

Diese Informationen des betroffenen Beschéftigten sind besonders schutzwiirdig. Hierflir
ist die Einwilligung der betroffenen Person notwendig. Die Person muss vorab auf die Zie-
le des BEM sowie auf die Art und den Umfang der hierfiir erhobenen und verwendeten
Daten hingewiesen werden. Aus der Einwilligungserkldrung muss der Zweck der Daten-
erhebung, der Datenverarbeitung oder Datennutzung (,,Durchflihrung des BEM”) klar her-

vorgehen. Die strikte Zweckbindung ist wichtig: Die im Zusammenhang mit dem BEM er-
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hobenen, verarbeiteten oder genutzten Daten diirfen auf keinen Fall fir andere Zwecke
genutzt werden. Die Einwilligung muss schriftlich erfolgen. Sofern die datenschutzrecht-
liche Einwilligung gemeinsam mit der Zustimmung zum BEM gegeben wird, muss sie be-
sonders hervorgehoben werden.

Eine datenschutzrechtliche Einwilligung ist grundsatzlich vor dem Beginn des BEM erfor-
derlich. Ein nachtragliches Einverstandnis genigt nicht. Die Einwilligung kann jedoch je-
derzeit erweitert oder widerrufen werden. Wenn die betroffene Person die Einwilligung
widerruft, diirfen von da an keine Daten mehr verarbeitet werden. Bereits erhobene Da-
ten missen geldscht werden. Auf das Widerrufsrecht muss in der Einwilligung hingewie-
sen werden. Sind Daten (rechtmdBig) an Dritte ibermittelt worden, missen diese Dritten
Uber den Widerruf informiert werden.

Ist eine datenschutzrechtliche Einwilligung erteilt worden, kénnen die betroffenen Be-
schaftigten jederzeit Auskunft (iber die Art und den Umfang der gespeicherten Daten ver-
langen. Sie haben auBerdem Anspruch darauf, dass ihre Daten geléscht werden, wenn
deren Speicherung nicht mehr zulassig ist.

Der betroffenen Person ist Kopie ihrer Einwilligungserklarung auszuhdndigen.

Der Betriebsarzt als geeigneter Moderator und Verwalter von Krankheits- und

Behinderungsdaten der Beschiftigten

Im Spannungsfeld zwischen dem, was der Arbeitgeber zur Durchfiihrung des BEM im Ein-

zelfall an Informationen unumganglich benétigt, und dem, was eine Beschaftigte/ein Be-

schaftigter an sensiblen Krankheits-, Behinderungs- und weiteren persénlichen Daten zu
offenbaren bereit ist, kann der Betriebsarzt eine entscheidende, beiden Seiten gerecht
werdende Funktion einnehmen. Der Betriebsarzt hat nach § 3 Absatz 1 des Gesetzes liber

Betriebsédrzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkrafte flir Arbeitssicherheit (ASIG)

unter anderem

e die Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer zu untersuchen, arbeitsmedizinisch zu beurteilen
und zu beraten sowie die Untersuchungsergebnisse zu erfassen und auszuwerten,

* Ursachen von arbeitsbedingten Erkrankungen zu untersuchen, die Untersuchungser-
gebnisse zu erfassen und auszuwerten und dem Arbeitgeber MaBnahmen zur Verh(-
tung dieser Erkrankungen vorzuschlagen,

e arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologischen und sonstigen ergonomischen sowie
arbeitshygienischen Fragen (zum Beispiel zum Arbeitsrhythmus, zur Arbeitszeit und

zur Gestaltung der Arbeitsplatze und des Arbeitsablaufs sowie der Arbeitsumgebung)

nachzugehen,
e insgesamt die Arbeitsbedingungen zu beurteilen sowie
e auch Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der Eingliederung und Wiedereingliede-
rung behinderter Beschéftigter in den Arbeitsprozess zu klaren.
Der Betriebsarzt ist bei der Anwendung seiner arbeitsmedizinischen Fachkunde weisungs-
frei (§ 8 Absatz 1 Satz 1 ASiG). Der Betriebsarzt ist nur seinem &rztlichen Gewissen unter-
worfen und hat die Regeln der arztlichen Schweigepflicht gegenliber dem Arbeitgeber, den

Interessenvertretungen, der Schwerbehindertenvertretung und allen tbrigen Dritten strikt

39



Kapitel 2 | Grundlagen des BEM

zu beachten (vergleiche § 8 Absatz 1 Satz 3 ASiG). Wichtig ist ferner, dass der Betriebsarzt
ausdriicklich nicht die Aufgabe hat, Krankmeldungen der Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer
auf ihre Berechtigung hin zu Gberpriifen (§ 3 Absatz 3 ASiG). Nach Auffassung der Inklusi-
onsamter ist der Betriebsarzt somit ein geeigneter und sachkundiger Moderator des BEM-
Prozesses in medizinischer Hinsicht. Er ist es wegen seiner Schweigepflicht gewohnt, sen-
sible Krankheits- und Behinderungsdaten nicht ungeschitzt zu offenbaren, sondern die
arbeitsmedizinischen Erkenntnisse und Bewertungen daraus mit den Beteiligten im Betrieb/
in der Dienststelle ohne Benennung der einzelnen Krankheitsdiagnosen zu erértern. Damit
kénnen die Erfordernisse fachgerechter Sachverhaltsaufkldrung einerseits und die berech-
tigten Interessen der betroffenen Beschdaftigten am Schutz ihrer personenbezogenen Daten

im BEM-Verfahren andererseits zusammengefihrt werden.

Die Verpflichtung der librigen Beteiligten am BEM-Verfahren zum Schutz der

personenbezogenen Daten der Beschiftigten

Die gemaB § 167 Absatz 2 SGB IX am BEM-Verfahren neben der Mitarbeiterin/dem Mit-

arbeiter und dem Arbeitgeber beteiligten Stellen unterliegen im Hinblick auf die Weiter-

gabe personenbezogener schutzwirdiger Daten wie Krankheitsdiagnosen und Behinde-
rungsart an den Arbeitgeber einem strengen Datenschutz:

e die Interessenvertretungen gemaBs § 79 BetrVG, § 10 BPersVG und § 9 LPVG NRW,

e die Schwerbehindertenvertretungen gemal den §§ 178 Absatz 3 und 179 Absatz 7
SGB IX,

e die Rehabilitationstrager und das Inklusionsamt gemaB § 35 SGB I in Verbindung mit
den §§ 67 folgende SGB X. Fir alle Beteiligten gilt, dass eine Verletzung der Schwei-
gepflicht strafbewehrt ist (§ 203 StGB).

Problematisch ist die Frage der Weitergabe von Daten fiir die Vertreterin beziehungswei-

se den Vertreter des Arbeitgebers, wenn sie/er Vorgesetzter der/des Betroffenen ist oder

eine Mitarbeiterin/ein Mitarbeiter der Personalabteilung. Diese kdnnten im weiteren Ver-
lauf des Verfahrens in Konflikte zu ihren tbrigen Aufgaben geraten.

Daher sollte bei der Einflihrung des BEM konkret festgelegt werden, wer den Arbeitgeber

in einem BEM- beziehungsweise Integrationsteam vertritt. Ist dies zum Beispiel der

Inklusionsbeauftragte des Arbeitgebers flir schwerbehinderte Menschen (§ 181 SGB IX),

der nicht gleichzeitig in der Personalabteilung angesiedelt ist, kdnnte dieser zur Schwei-

gepflicht auch gegenliber dem Arbeitgeber und der Personalabteilung verpflichtet werden.

Eventuell ist hier noch eine entsprechende Verschwiegenheitsverpflichtungserklarung

notwendig.

Ist es eine andere Person, besteht moéglicherweise die Notwendigkeit, die Diskussion im
BEM-Team auf die Auswirkungen der Erkrankung, auf die Tatigkeit und mdgliche betrieb-
liche Ursachen zu beschranken. Die Art der Erkrankung und andere Fragen zur Gesund-
heitsprognose diirfen dann nicht besprochen werden, weil der Arbeitgeber hierauf eine
madgliche spatere Kiindigung stitzen kénnte.

Wichtig ist auch hier, dass die Weitergabe von personenbezogenen Daten immer nur mit

Einwilligung der oder des betroffenen Beschaftigten erfolgen darf.
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Personalakte und Aufbewahrung von einzelfallbezogenen relevanten
BEM-Unterlagen mit geschiitzten Daten

Eine dem BEM vergleichbare Problematik im Hinblick auf die Aufbewahrung sensibler per-
sonenbezogener Daten von Beschaftigten besteht im Bereich der arbeitsmedizinischen
Vorsorgeuntersuchungen hinsichtlich gefahrlicher Arbeitsstoffe. Bei diesen Untersuchun-
gen werden aus Grinden der arztlichen Schweigepflicht in einer dem Arbeitgeber zugang-
lichen Kartei nur der Zeitpunkt der Vorsorgeuntersuchung und die Daten eingetragen, die
Uber die Eignung oder Nichteignung flir die Beschaftigung beziehungsweise Weiterbe-
schaftigung etwas aussagen. Nicht in dieser Kartei dokumentiert, sondern nur vom Arzt
schriftlich festgehalten werden die erhobenen Befunde, Diagnosen und sonstige medizi-
nische Daten. Diese Handhabung empfehlen die Inklusionsamter auch fiir das BEM.

Alle weiteren Informationen, die im Zusammenhang mit

BEM erhoben werden, werden getrennt von der Personal-

akte in einer BEM-Akte aufbewahrt und spéatestens nach Alle Betei/igten unter/iegen

einem Zeitraum von drei Jahren vernichtet. Dieser Zeit- .
dem gesetzlichen Datenschutz

raum orientiert sich an dem Grundsatz der Zweckbindung.

Daten sollen nur fiir den Zweck verarbeitet werden, flir den

sie erhoben worden sind. Ein méglicher Zweck zur Aufbe-

wahrung der Daten Uber das BEM hinaus kdnnte darin liegen, dass bei einem erneuten
BEM-Verfahren, mit Einwilligung der/des Betroffenen, die BEM-Akte zur schnelleren Fall-
besprechung dient. Eine unmittelbare Loschung der BEM-Akte nach Beendigung des Ver-
fahrens ist ebenso denkbar.

Mit Urteil vom 12. September 2006 - 9 AZR 271/06 - hat das Bundesarbeitsgericht fest-
gestellt, dass sensible Gesundheitsdaten grundsatzlich in besonderer Weise aufbewahrt
werden und vor unbefugter zufalliger Kenntnisnahme durch Einschrédnkung des Kreises
der Informationsberechtigten geschiitzt werden missen. Die Aufbewahrung in einem ver-
schlossenen Umschlag reicht hierzu aus. Zu empfehlen ist aber die Aufbewahrung in ei-
nem verschlossenen Schrank.

Das bedeutet, dass in der Personalakte die wesentlichen Grundinformationen zum BEM
aufgenommen werden, und zwar das Informationsschreiben, die Zustimmung/Ablehnung
der betroffenen Person einschlieBlich der datenschutzrelevanten Erkldarungen, dass ein
BEM durchgefiihrt wurde und welche MaBnahmen zur Uberwindung beziehungsweise Vor-
beugung von Arbeitsunfahigkeit ergriffen wurden sowie ein Abschlussbericht. Dasselbe

gilt, wenn die/der Beschéftigte der Durchflihrung eines BEM zu Beginn oder im Prozess-

verlauf nicht (mehr) zustimmt. Medizinische Daten hingegen werden nicht in die Perso-
nalakte aufgenommen. Sie verbleiben bei den beteiligten Arzten, insbesondere dem
Betriebsarzt (siehe oben) oder werden an die betroffene Person zuriickgegeben.

Falls medizinische Daten, Gutachten et cetera in der BEM-Akte verleiben sollen, sind diese
in einem verschlossenen Umschlag unter Verschluss zu nehmen.

Angesichts dieser die Interessen der Beschdftigten schiitzenden Regelungen sollten diese
bereit sein, die zum BEM erforderlichen Informationen zu méglichen Zusammenhangen

zwischen Arbeitsunfahigkeitszeiten und Arbeitsbedingungen in das vom Arbeitgeber zu
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verantwortende BEM-Verfahren einzubringen. Anderenfalls ist ein gesundheitsférderndes
BEM nicht durchfihrbar.

Ob diese Informationen gleichfalls aus der Personalakte geléscht werden miissen und ob
hierflir wie flr die Lé6schung der BEM-Akte eine Dreijahreszeit anzusetzen ist, ist bisher

nicht geklart.

Regelungsempfehlung bei
Kollektivvereinbarungen -
zum Beispiel bei der BEM-Vereinbarung

Die datenschutzrechtlichen Grundsatze gelten auch fir Kollektivvereinbarungen (Artikel

5 in Verbindung mit Artikel 88 EU DSGVO). Kollektivvereinbarungen sind zum Beispiel

Tarifvertrage oder auch Betriebs- und Dienstvereinbarungen. GemaB § 26 Absatz 4 Satz

2 BDSG neuer Fassung stellen Kollektivvereinbarungen eine Rechtsgrundlage flr die per-

sonenbezogene Datenerhebung und Verarbeitung in Beschéaftigungsverhaltnissen dar.

Mit dem neuen Datenschutzrecht erhéhen sich damit auch die Anforderungen an eine

BEM-Vereinbarung, die als Betriebs- oder Dienstvereinbarung abgeschlossen wird. Bereits

bestehende Betriebsvereinbarungen sind darauf zu Gberprifen, ob die - friher - verein-

barten Regelungen zum Schutz der persdnlichen Mitarbeiterdaten den neuen Anforderun-

gen geniigen. Das neue Datenschutzrecht enthalt keine Ausnahmen oder Ubergangsfris-

ten fur bestehende Kollektivvereinbarungen.

Der Kollektivvereinbarung muss nach Artikel 5 EU DSGVO zwingend zu entnehmen sein,

* zu welchem Zweck die personenbezogenen Daten erhoben werden. Bei BEM-Vereinba-
rungen muss geregelt sein, dass die Daten erhoben werden, um MaBnahmen der
Pravention, der Gesundheitsforderung beziehungsweise der Wiedereingliederung
entwickeln zu kdénnen.

* welche Daten erhoben werden,

e wer mit den Daten arbeitet,

* wie lange die Daten gespeichert werden,

e unter welchen Umstédnden sie genutzt werden.

Die Datenerhebung ist grundsatzlich fur die Beschaftigten klar und verstandlich schriftlich

aufzubereiten. Pauschale Regelungen bei bestehenden Kollektivvereinbarungen miissen

naher beschrieben werden, da diese gegen die EU-DSGVO verstoBen kénnten.
Folgende Daten kdnnten erhoben werden:

* Name, Vorname

e Geschlecht

* Personalnummer

» Kostenstelle

* Vorgesetzte/r

e Schicht
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* Vollzeit/Teilzeit

* Geburtstag

» Betriebszugehdérigkeit

* Schwerbehindert/gleichgestellt

e Ausbildung

e Tatigkeiten im Unternehmen

* Fehlzeiten

e Leistungseinschréankungen laut (betriebs-)arztlicher Stellungnahme

e BEM-Erstkontakt am/durch

e BEM-Erstgesprach am/durch

e Einverstandnis fur BEM liegt vor

e Einverstandnis zur Erhebung personenbezogener Daten liegt vor

Ob dariber hinaus Daten erhoben werden, sollte vom Einzelfall und von den Gegebenhei-
ten im Betrieb abhangen.

Es sollte geregelt werden, dass nur autorisierte Personen der Personalakte Daten entneh-
men durfen (zum Beispiel die Personalabteilung).

Informationen oder personenbezogene Daten, die die oder der Beschaftigte der Ansprech-
person mitgeteilt hat, diurfen nur mit schriftlicher Einwilligung weitergegeben werden -
auch an Arbeitgeber, betriebliche Interessenvertretung oder Schwerbehindertenvertre-
tung. Die Entscheidung dariber, ob und wem Krankheitsdetails mitgeteilt werden, bleibt
damit der oder dem Beschaftigten Uberlassen.

In der Vereinbarung sollte auch geregelt werden, dass der Datenschutz und die Schwei-
gepflicht (zum Beispiel die (betriebs-)arztliche Schweigepflicht) durch das BEM nicht
berihrt werden. Datenschutzbeauftragte des Arbeitgebers sollten daher priifen, welche

Daten flir das BEM grundsatzlich erhoben und verwendet werden.

Datensparsamkeit (Minimalprinzip) und Speicherdauer

Ziel sollte es sein, mdglichst wenige personenbezogene Daten zu erheben, zu verarbeiten
und zu nutzen. Es sollte daher stets hinterfragt werden, ob die Daten fiir das BEM wirk-
lich nétig sind.

Eine spezielle gesetzliche Frist fir die Loschung der Daten aus der BEM-Akte gibt es nicht.
Sie missen geldéscht werden, wenn sie nicht mehr erforderlich sind. Empfohlen wird
allgemein, die BEM-Daten drei Jahre aufzubewahren.

Auf die elektronische Speicherung von BEM-Daten sollte verzichtet werden. Durch den

geringen Aufwand einer Datenweitergabe besteht hier bei elektronischer Speicherung die
Gefahr, dass sensible Informationen unberechtigten Personen zuganglich gemacht wer-

den.

Folgen datenschutzrechtlicher VerstoBBe
Fehlt die Einwilligung der betroffenen Person oder ist diese unwirksam, ist eine Daten-
erhebung, Datenverarbeitung und Datennutzung unzuldssig. Geschieht sie dennoch,

mussen die Daten geldscht werden. AuBerdem liegt dann eine Ordnungswidrigkeit vor, die
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mit einem BuBgeld von erheblicher Hohe geahndet werden kann.

Dies gilt auch, wenn das Minimalprinzip nicht berlicksichtigt wird. Auch die Verletzung der
Schweigepflicht kann schwer bestraft werden.

Darliber hinaus erhalten Betroffene zivilrechtlichen Schadensersatz bei unzuldssiger
Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten. Im Gegensatz zu bisher werden
dabei nicht nur Vermdgensschaden, sondern auch immaterielle Schaden ausgeglichen.
Dafiir ist die Beweislast umgekehrt worden - die fiir die Datenerhebung verantwortliche

Stelle muss beweisen, dass die die Daten rechtskonform erhebt und verarbeitet.
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Betriebliches Eingliederungs-
management im Einzelfall

Aufgaben und Rollen der Beteiligten

im Einzelfall

Arbeitgeber

Betroffene
Mitarbeiterin/
betroffener
Mitarbeiter

Betriebliche
Interessen-
vertretung

Schwerbehinderten-
vertretung

Betriebsarzt

Externe Partner

BEM ist Aufgabe des Arbeitgebers. Er ist flr die
Einleitung und Durchfuhrung verantwortlich, ,zugleich®
ist der Arbeitgeber ,Herr des Verfahrens".

Ist zweiter ,Herr des Verfahrens”. Ohne ihre/seine
Bereitschaft kann BEM nicht durchgeflihrt werden.
Sie/Er kann das BEM jederzeit abbrechen. Dann kann
sie/er sich allerdings nicht darauf berufen, dass kein

BEM angeboten beziehungsweise durchgefiihrt wurde.

Mitwirkungsrechte der betrieblichen Interessen-
vertretung sind durch das BEM nicht eingeschrankt.
Die betriebliche Interessenvertretung wird vom

Arbeitgeber im Rahmen des BEM eingeschaltet.

Bei schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern oder diesen Gleichgestellten wird vom
Arbeitgeber die Schwerbehindertenvertretung
verbindlich hinzugezogen.

Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter kann die Beteiligung
der Schwerbehindertenvertretung ebenso wie die der
betrieblichen Interessenvertretung ablehnen.

Zur Abklarung der gesundheitlichen Einschrankungen
und der Leistungsfahigkeit der Mitarbeiterin/des
Mitarbeiters kann der Betriebsarzt hinzugezogen
werden.

Erbringen Leistungen zur Teilhabe in Form von
Beratung, Férdermitteln, Assistenzleistungen am
Arbeitsplatz oder externen MaBnahmen zur

Rehabilitation und Qualifizierung.
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Die Prozesskette
Der Verfahrensablauf im Uberblick...

Schritt Arbeitsmittel

Abfrage Personal-
informationssystem

Fragen zur Vorbereitung
Erstkontakt

l

BEM ist nicht notwendig
Mitarbeiter lehnt BEM ab

v

Beendigung des BEM

Leitfaden Erstgesprach/
Erkldrung zum Datenschutz

v

BEM ist nicht notwendig
Mitarbeiter lehnt BEM ab

v

Beendigung des BEM

v

Keine MaBnahmen méglich

Leitfaden Erstgesprach

MaBnahmenprotokoll

Beendigung des BEM

Ergebnisprotokoll

v

MaBnahmen nicht erfolgreich Abschlussdokumentation

HEFHHE

Beendigung des BEM
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Die Schritte im BEM

Wichtig sind die Schritte und die dort abzuarbeitenden Ziele und Inhalte. Dieses struktu-

rierte Vorgehen ist fir GroBbetriebe, Unternehmen mittlerer GréBe und fir Kleinbetriebe

gleichermaBen zu empfehlen. In der Spalte ,Organisation, Struktur” haben wir uns teil-

weise an groBeren Betrieben orientiert. Kleine und mittlere Betriebe kénnen die Vorschla-

ge an ihre Gegebenheiten anpassen.
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In diesem Kapitel

e Einzelfallibergreifender
systematischer Ansatz
des BEM

Einzelfallubergreifender
systematischer Ansatz
des BEM

Wie dargelegt, handelt es sich beim BEM um ein teilweise komplexes Verfahren mit einer
Reihe von Beteiligten. Daher sollte das BEM jedenfalls in gréBeren Betrieben/Dienststel-
len einzelfallibergreifend systematisch geordnet und gemeinsam verabredet werden. Da-
bei empfiehlt es sich, auch die Verantwortlichkeiten fiir den BEM-Prozess sowie fiir einzel-
ne Schritte dieses Prozesses klar festzulegen. Eine solche Vereinbarung zwischen den
Betriebspartnern sollte Regelungen zu folgenden Punkten beinhalten:
e zum Verfahrensablauf
e zur Zuweisung von Verantwortlichkeiten flir den BEM-Prozess oder Teilschritte
(zum Beispiel Integrationsteam, Betriebsarzt)
e zur Mitwirkung des/der Beschaftigten (Freiwilligkeitsprinzip)
e zur Gewdhrleistung des Datenschutzes
e zur Ergebniskontrolle und Fallauswertung zwecks Gewinnung von Erkenntnissen zur
Verbesserung der betrieblichen Gesundheitssituation sowie
» zu Dokumentationsformen und -pflichten.
Fir ein systematisches einzelfalliibergreifendes BEM ist eine betriebliche Vereinbarung er-
forderlich, zum Beispiel eine Betriebs- oder Dienstvereinbarung oder die Inklusionsver-
einbarung nach § 166 SGB IX.
An dieser Stelle sei noch einmal betont: Das BEM ist kein starres, flir alle Betriebe und
Dienststellen gleichartiges System. Ein BEM im 6ffentlichen Dienst sieht sicherlich anders
aus als eines in der Privatwirtschaft, ein BEM in einem GroBkonzern anders als eines in
einem mittelstédndischen Betrieb. So unterschiedlich mdgliche betriebliche Faktoren, die
zu Arbeitsunféhigkeitszeiten fihren, sind, so unterschiedlich kénnen auch die gemeinsam
im Betrieb/in der Dienststelle vereinbarten Schwerpunktsetzungen fir ein erfolgreiches
BEM sein. Wichtig ist, dass insbesondere der Arbeitgeber und die Beschaftigten, aber auch
alle Gbrigen Beteiligten des BEM gemeinsam hinter dem gesetzlichen Anliegen - der Ge-

sundheitsférderung und Pravention — stehen.
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BEM-Team

Der Arbeitgeber benennt, wer an dem BEM- beziehungsweise Integrationsteam beteiligt
wird. Dies sind in der Regel ein Vertreter des Arbeitgebers, Betriebsrat/Personalrat,
Schwerbehindertenvertretung und gegebenenfalls Betriebsarzt. Flr die Fallbesprechung

im Team kann es hilfreich sein, externe Partner mit hinzuzuziehen:

Ansprechstellen
(8 12 Absatz 1 und 2 SGB IX)

Inklusionsamt L . Krankenkassen

+ unabhangige Teilhabeberatung

(§ 32 Absatz 1 und 3 SGB IX)
Rentenversicherungstrager Berufsgenossenschaften Agentur fir Arbeit
. Integrations-
Arzte Reha-Kliniken g',’ !

fachdienste
Empfehlungen:

* Es wird dem Arbeitgeber empfohlen, ein konstantes BEM-Team zu bilden und diesem
Raum und Zeit zur Verfligung zu stellen, um das BEM flir betroffene Mitarbeiterinnen
oder Mitarbeiter durchfihren zu kénnen.

e Auch wenn in kleinen und mittleren Unternehmen kein BEM-Team existiert, ist drin-
gend zu empfehlen, externen Rat hinzuzuziehen. Das Inklusionsamt, Krankenkassen
oder die Berufsgenossenschaft kénnen Ansprechpartner (zum Beispiel Technischer
Beratungsdienst, Integrationsfachdienst, Krankenmanagement, Berufshelfer/Disability
Manager) benennen, die zu Fallbesprechungen vor Ort kommen.

e Es ist effektiver, das Hauptaugenmerk auf die verbliebenen Fahigkeiten und Starken
der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters zu richten und nicht auf deren/dessen Erkrankung.
Detaillierte Informationen Uber Erkrankungen sind nicht Gegenstand der Erdrterungen
im BEM-Team.

Was miissen das BEM-Team beziehungsweise die beauftragten
Personen wissen?
Sie mussen sich Gedanken dariber machen, welche Mdglichkeiten sie zur L6sung von

BEM-Fallen in ihrem Betrieb haben,

wie die berufliche Wiedereingliederung grundsétzlich organisiert wird und ablauft,

- wen Sie im Betrieb oder in der Stadt bei Problemen ansprechen kénnen,

welches Netzwerk sie im Betrieb und um den Betrieb herum haben,

wie sie bei konkreten BEM-Féllen mit dem Gegeniber sprechen kdnnen

(Gesprachsfiihrung), welche Rolle sie haben.

In einer Entscheidung vom 20. November 2014 hat das Bundesarbeitsgericht (BAG, Urteil
vom 20. November 2014 - 2 AZR 755/13) allgemeine Grundsatze aufgestellt, was im
Rahmen eines BEM-Verfahren zu ermitteln und umzusetzen ist:

~Nach der Konzeption des Gesetzes lasst das BEM den Beteiligten bei der Priifung, mit
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welchen MaBnahmen, Leistungen oder Hilfen eine kiinftige Arbeitsunfahigkeit des Arbeit-
nehmers moglichst vermieden werden und das Arbeitsverhaltnis erhalten bleiben kann,
jeden denkbaren Spielraum. Es soll erreicht werden, dass keine verniinftigerweise in Be-
tracht kommende, zielfilhrende Mdglichkeit ausgeschlossen wird. Nach der Gesetzesbe-
grindung (BT-Drs. 15/1783 Seite 16) soll durch eine derartige Gesundheitspravention
das Arbeitsverhaltnis mdglichst dauerhaft gesichert werden. Zugleich sollen auf diese
Weise medizinische Rehabilitationsbedarfe friihzeitig, gegebenenfalls praventiv erkannt
und auf die beruflichen Anforderungen abgestimmt werden. Kommen Leistungen zur Teil-
habe oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Betracht, hat der Arbeitgeber deshalb ge-
maB § 167 Absatz 2 Satz 4 SGB IX auch bei nicht behinderten Arbeitnehmern die Reha-
bilitationstrager hinzuzuziehen. Darauf hat der Arbeitgeber bei der Einleitung des BEM
auch schon hinzuweisen (Hessisches Landesarbeitsgericht, Urteil vom 13. August 2018
- Sa 1466/17). Die Rehabilitationstrager oder das Inklusionsamt wirken darauf hin, dass
die erforderlichen Hilfen und Leistungen unverziglich beantragt und innerhalb der Frist
des § 14 Absatz 2 Satz 2 SGB IX erbracht werden. Als Hilfen zur Beseitigung und még-
lichst langerfristigen Uberwindung der Arbeitsunfahigkeit kommen dabei - neben MaB-
nahmen zur kurativen Behandlung - insbesondere Leistungen zur medizinischen Rehabi-
litation im Sinne von § 42 SGB IX in Betracht.

Denkbares Ergebnis eines BEM kann es damit sein, den Arbeitnehmer auf eine MaBnahme
der Rehabilitation zu verweisen. Dem steht nicht entgegen, dass deren Durchfiihrung von
seiner Mitwirkung abhangt und nicht in der alleinigen Macht des Arbeitgebers steht.
Gegebenenfalls muss der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine angemessene Frist zur
Inanspruchnahme der Leistung setzen. Eine Kiindigung kann er dann wirksam erst erkla-
ren, wenn die Frist trotz Kiindigungsandrohung ergebnislos verstrichen ist. Durch die Be-
ricksichtigung entsprechender, aus dem BEM entwickelter Empfehlungen wird der ,Ulti-
ma-Ratio-Grundsatz" nicht Gber die gesetzlichen Grenzen hinaus ausgedehnt. Die aus
ihm resultierende Verpflichtung des Arbeitgebers, gegebenenfalls mildere Mittel zu ergrei-
fen, ist nicht auf arbeitsplatzbezogene MaBnahmen im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2
KSchG beschrankt. Diese Vorschrift dient der Konkretisierung des VerhaltnismaBigkeits-
grundsatzes lediglich mit Blick auf ihren eigenen Regelungsbereich. Sie schlieBt die Be-
ricksichtigung sonstiger Umstande, die eine Kindigung entbehrlich machen kdnnten,
nicht aus. Eine Kiindigung muss, damit sie durch Griinde im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz
1 KSchG bedingt’ ist, unter allen Gesichtspunkten verhaltnismaBig, das heil3t, unvermeid-
bar sein. Daraus kann sich die Verpflichtung des Arbeitgebers ergeben, auf bestehende
Therapiemdglichkeiten Bedacht zu nehmen. Wenn er ein BEM unterlassen hat, kann er
gegen eine solche Verpflichtung nicht einwenden, ihm seien im Kiindigungszeitpunkt -
etwa schon mangels Kenntnis der Krankheitsursachen - entsprechende Méglichkeiten we-
der bekannt gewesen noch hatten sie ihm bekannt sein kénnen.

Das bedeutet nicht, dass der Arbeitgeber bei Unterlassen eines BEM, um die Verhéltnis-
maBigkeit der Kiindigung aufzuzeigen, fiir jede nur erdenkliche MaBnahme der Gesund-
heitspravention - etwa bis zu méglichen Anderungen in der privaten Lebensfiihrung des

Arbeitnehmers - von sich aus darzulegen hatte, dass und weshalb sie zur nachhaltigen
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Verminderung der Fehlzeiten nicht geeignet gewesen sei. Es reicht aus, wenn er dartut,
dass jedenfalls durch gesetzlich vorgesehene Hilfen oder Leistungen der Rehabilitations-
trager kinftige Fehlzeiten nicht in relevantem Umfang hatten vermieden werden kdnnen.
Der Grundsatz der VerhdltnismaBigkeit verlangt lediglich die Berlicksichtigung solcher
Praventions- und RehabilitationsmaBnahmen, deren Beachtung dem Arbeitgeber zumut-
bar ist. Zumutbar wiederum ist nur eine Beachtung solcher MaBnhahmen, deren Zweck-
maBigkeit hinreichend gesichert ist. Auch muss deren tatsachliche Durchfiihrung objektiv
Uberprift werden kénnen. Beides trifft auf gesetzlich vorgesehene Leistungen und Hilfen,
die der Pravention und/oder Rehabilitation dienen, typischerweise zu. Solche MaBnahmen
muss der Arbeitgeber deshalb grundsétzlich in Erwagung ziehen. Hat er ein BEM unter-
lassen, muss er von sich aus ihre objektive Nutzlosigkeit aufzeigen und gegebenenfalls
beweisen. Dabei kommt eine Abstufung seiner Darlegungslast in Betracht, falls ihm die
Krankheitsursachen unbekannt sind. Fiir eine MaBnahme auBerhalb des Leistungskatalogs
der Rehabilitationstrager - und sei es ein fachkundig entwickeltes Konzept zur privaten
Gesundheitspravention - gilt dies dagegen in aller Regel nicht. Deren objektive Nutz-
losigkeit braucht der Arbeitgeber nicht darzutun.®

Im vom Bundesarbeitsgericht entschiedenen Fall durfte das Landesarbeitsgericht die Kiin-
digung zwar nicht deshalb flir unwirksam erachten, weil im Rahmen eines BEM die Mdg-
lichkeit bestanden hatte, ein — wie auch immer geartetes — Konzept fiir ein konsequentes
Gesundheitsmanagement des Klagers zu entwickeln. Die angefochtene Entscheidung
stellte sich aber aus anderen Griinden als richtig dar. Die Beklagte hatte nicht dargetan,
dass auch bei regelkonformer Durchfiihrung eines BEM keine geeigneten Leistungen oder
Hilfen fir den Klager hatten erkannt werden kdnnen, zu deren Erbringung die Rehabilita-
tionstrager verpflichtet gewesen waren. Das galt umso mehr, als sich der Klager aus-
dricklich auf eine nach Zugang der Kiindigung erfolgreich durchgefiihrte Reha-Behand-
lung berufen hatte. Die Beklagte hatte aufzeigen miissen, warum MaBnahmen zur
kurativen Behandlung und/oder der medizinischen Rehabilitation im Sinne von § 42
SGB IX - zu denen nach Absatz 2 Nummer 1 der Vorschrift auch die ,Anleitung, eigene
Heilungskrafte zu entwickeln™ zahlt - nicht in Betracht gekommen waren oder doch zu ei-
ner erheblichen Verringerung der Fehlzeiten nicht hatten beitragen kénnen. An solchen

Darlegungen fehlt es (BAG, Urteil vom 20. November 2014 - 2 AZR 755/13)

Wo findet das BEM-Team weiterfiihrende und niitzliche
Informationen zur Umsetzung einer BEM-Vereinbarung?
Es gibt im Sozialgesetzbuch eine Reihe von Vorschriften, die — ohne einen Anspruch auf
Vollstandigkeit zu erheben - den am BEM-Verfahren beteiligten Personen hilfreich sein
kdénnen. Fur die Rehabilitationstrager, die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA)
oder zur medizinischen Rehabilitation erbringen (§§ 5, 6 SGB IX), sind dies:
§ 145 SGB II1 Minderung der Leistungsfahigkeit

(Bundesagentur fir Arbeit)
8§ 146 SGB III Leistungsfortzahlung bei Arbeitsunfahigkeit

(Bundesagentur fur Arbeit)
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§ 20a SGB V

§ 40 SGB V

§42SGB YV

88§ 44,48 SGB V

§ 51 SGBV

§ 275 Absatz 1 SGB V

§§ 10, 11 SGB VI

8§ 43 SGB VI

§ 116 SGB V1

§ 240 SGB V1

§§ 8, 9 SGB VII

§ 35 SGB VII

Betriebliche Gesundheitsférderung

(Gesetzliche Krankenversicherung)

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
(Gesetzliche Krankenversicherung)
Belastungserprobung und Arbeitstherapie

(Gesetzliche Krankenversicherung)

Anspruch auf Krankengeld und Dauer des Bezuges
(Gesetzliche Krankenversicherung)

Wegfall des Krankengeldes, Antrag auf Leistungen zur
Teilhabe (Gesetzliche Krankenversicherung)
Begutachtung und Beratung durch den medizinischen
Dienst zur Beseitigung von Zweifeln an der Arbeitsunfa-
higkeit (Gesetzliche Krankenversicherung)

Persénliche und versicherungsrechtliche Voraussetzungen
fur Leistungen zur Teilhabe

(Gesetzliche Rentenversicherung)

Rente wegen Erwerbsminderung

(Gesetzliche Rentenversicherung)

Besonderheiten bei Leistungen zur Teilhabe
(Gesetzliche Rentenversicherung)

Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfa-
higkeit (Gesetzliche Rentenversicherung)

Arbeitsunfall und Berufskrankheit

(Gesetzliche Unfallversicherung)

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

(Gesetzliche Unfallversicherung)

Daneben gibt es im SGB IX eine Reihe von hilfreichen Vorschriften, die grundsatzlich fir

alle Rehabilitationstrager bei Vorliegen einer Behinderung (§ 2 SGB IX) gelten:

8§ 14 SGB IX

Leistender Rehabilitationstrager (hierzu BSG, Urteil
vom 24. Januar 2013 - B 3 KR 5/12 R sowie Urteil vom
18. Mai 2011 - B 3 KR 10/10 R)

8§ 44 SGB IX (§ 28 SGB IX alte Fassung)

Stufenweise Wiedereingliederung

8§ 49 SGB IX (§ 33 SGB IX alte Fassung)
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8§ 50 SGB IX (§ 34 SGB IX alte Fassung)
Leistungen an Arbeitgeber

(speziell Zuschisse fiir Arbeitshilfen im Betrieb)

Nur bei schwerbehinderten oder ihnen gleichgestellten Beschaftigten kommen daneben
die Unterstitzungs- und Fordermdglichkeiten der Inklusionsamter in Betracht:
§ 185 Absatz 2, 3 SGB IX (§ 102 Absatz 2, 3 SGB IX alte Fassung)

Begleitende Hilfe im Arbeitsleben

(weiterfliihrende Regelungen in der SchwbAV)
8§ 185 Absatz SGB IX (§ 102 Absatz 4 SGB IX alte Fassung)

Arbeitsassistenz (hierzu OVG Berlin-Brandenburg, Urteil

vom 18. Mai 2011 - OVG 6 B 1.09)
8§§ 192, 193 SGB IX (§§ 109, 110 SGB IX alte Fassung)

Integrationsfachdienste, Personenkreis und Aufgaben
Nicht aus den Augen verloren werden darf hierbei jedoch die Flrsorgepflicht des Arbeit-
gebers. Diese qilt flr alle Arbeitnehmer, die krankheits- bzw. behinderungsbedingt eine
bestimmte Tatigkeit nicht oder nicht mehr in vollem Umfang ausiiben kénnen (vergleiche
BAG, Urteil vom 19. Mai 2010 - 5 AZR 162/09). Fur schwerbehinderte und ihnen gleich-
gestellte Arbeitnehmer ist der Anspruch eine behinderungsgerechte Beschéftigung dar-
ber hinaus in § 164 Absatz 4 SGB IX ausdricklich gesetzlich geregelt (vergleiche BAG,
Urteil vom 14. Marz 2006 - 9 AZR 411/05).

Eine Reihe von Internetseiten bieten auBerdem - wiederum ohne einen Anspruch auf Voll-
standigkeit — weiterfiihrende Informationen, auch zu vereinbarten Handlungsempfehlun-

gen und Verfahrensabsprachen:

www.integrationsaemter.de
www.inklusionsamt.lvr.de
www.lwl-inklusionsamt-arbeit.de
www.rehadat.de

www.reha-recht.de
www.arbeitsagentur.de
www.deutsche-rentenversicherung.de
www.dkv.com

www.unfallkasse-nrw.de
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Einfuhrung des BEM

Von ausschlaggebender Bedeutung fir den Erfolg oder Misserfolg des BEM und der Ge-
sundheitspravention im Betrieb ist die Phase der Einfihrung des Systems des BEM. Mit
dem Abschluss einer Vereinbarung zum BEM zwischen den Betriebspartnern ist die Arbeit

nicht getan, sie beginnt damit erst.

Organisation der Einfiihrung als Projekt

Aus dem bisher Gesagten wird deutlich, warum es ein flr alle Betriebe und Verwaltungen
passendes Konzept fiir die Einflihrung des BEM nicht geben kann.
In kleinen und mittleren Unternehmen reichen oft allein die gut strukturierte Umsetzung
des BEM im Einzelfall und die Inanspruchnahme der Unterstltzung externer Hilfen (siehe
Seite 55). Dies spart Ressourcen und genligt den gesetzlichen Mindestanforderungen.
Anders ist dies in Betrieben etwa ab einer GréBe von 200 Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern. Hier
bietet es sich an, BEM in Form eines Projekts einzufiihren. Dazu empfiehlt sich die Griindung
eines BEM- beziehungsweise Integrationsteams. Dieses Team ist der Entwicklungsmotor des
BEM. Seine einzelnen Aufgaben und Rollen wurden bereits oben beschrieben.
Das dort genannte Kernteam aus Arbeitgeber, Schwerbehindertenvertretung, Betriebsrat/
Personalrat und Betriebsarzt kann sich bei Bedarf erweitern um:
* Arbeitsmedizinischen Dienst
» Arbeitssicherheitsbeauftragte
* Gesundheitsbeauftragte
¢ Gleichstellungsbeauftragte (im 6ffentlichen Dienst)
» externe Partner: Reha-Trager, Inklusionsamt, Agentur fir Arbeit,

Integrationsfachdienst
Das Team sollte strukturiert arbeiten, sich vor allem in der Einflihrungsphase regelmaBig
treffen und neben der einzelfallbezogenen Arbeit die Einfihrung des BEM als System be-
gleiten. Es ist darauf zu achten, dass die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter der Mitwirkung der
Beteiligten des Integrationsteams zugestimmt hat. Keiner besonderen Zustimmung be-

darf die Mitwirkung von Arbeitgeber und Betriebsarzt.
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Phasen der Einfiihrung

Um BEM erfolgreich zu installieren, empfehlen wir folgende Einfiihrungsschritte:

Uberzeugungsarbeit, Aufklirung, Sammeln von Informationen

* Arbeitgeber, Betriebsrat/Personalrat und Schwerbehindertenvertretung informieren
sich Uber die gesetzliche Grundlage des § 167 Absatz 2 SGB IX (zum Beispiel in den
regelmaBigen Besprechungen zwischen Arbeitgeber und Interessenvertretung).

» Die Belegschaft und die Fiihrungskrafte werden (ber das BEM informiert und sensibili-
siert. Dazu kénnen zum Beispiel Betriebsversammlungen, Mitarbeiterzeitungen,
Intranet oder etwa ein gezieltes Rundschreiben an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter eingesetzt werden.

¢ Alle betriebsintern notwendigen Informationen Uber Strukturen und Prozesse sowie
Zustandigkeiten werden zusammengetragen.

» Alle Informationen Uber die gesetzlichen Grundlagen werden zusammengestellt.

» Weiterhin sollten alle extern méglichen Hilfen und die flir den Betrieb bei den ver-
schiedenen Tragern von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (Bundesagentur fir
Arbeit, Rentenversicherungstrager, Unfallversicherungstrager/Berufsgenossenschaften
und Inklusionsamt) zustandigen Personen ermittelt und erfasst werden.

Allen Beschaftigten muss die Sinnhaftigkeit des BEM-Verfahrens vermittelt werden. Die

Beschaftigten miissen davon Uberzeugt werden, dass das BEM ihren ganz persénlichen

(Gesundheits-) Interessen dient und nicht der Vorbereitung von personenbedingten Kiin-

digungen wegen AU. BEM lebt von Vertrauen! Die Zusage, dass die datenschutzrechtli-

chen Bestimmungen eingehalten werden und personenbezogene Daten nicht ohne Einwil-

ligung der Beschéaftigten weitergegeben werden, ist dabei von groBer Bedeutung.

Auftragsklarung fiir die Einfiihrung
Mit dem Arbeitgeber wird geklart, welche Personen konkret im Betrieb fiir den Aufbau des

BEM zustandig sind. Es wird ein Projektteam gebildet.

Projektorganisation
Das Projektteam organisiert die Struktur, den Verlauf, das Verfahren und die Rahmenbe-
dingungen ziel- und passgenau auf die Belange des Betriebs und vor allem der Beschéf-

tigten im Betrieb.

Projektstart und Beginn der operativen Arbeit

Zu einem festgelegten Zeitpunkt startet das Team mit seiner operativen Arbeit: Die kon-
kreten Einzelfalle werden anhand der Prozesskette bearbeitet. Der Anteil behinderter oder
gesundheitlich eingeschrankter Beschaftigter wird ermittelt. Alle in der taglichen Arbeit

anfallenden Vorgange und Probleme werden dokumentiert.
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Erste Zwischenbilanz
Nach einem gemeinsam festgelegten Zeitraum, etwa nach sechs Monaten, wird Bilanz ge-
zogen, werden Starken und Schwdachen des Systems analysiert und die notwendigen

praktischen Konsequenzen daraus gezogen.

Abschluss des Projekts und Uberfiihrung in die betriebliche Praxis

Nach erfolgreicher Umsetzung der Konsequenzen wird das System des BEM in die tagliche
betriebliche Praxis Uberfiihrt. Es wird eine zentrale Koordinationsstelle, etwa in der Personal-
abteilung, bestimmt und die Umsetzung wird im Betrieb bekannt gemacht. Dazu wird zum
Beispiel eine spezielle Informationsbroschiire erstellt und an alle Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter verteilt. Die Fihrungskrifte erhalten Schulungsangebote flir die Umsetzung des BEM.

Moglichkeit und Bedeutung externer Hilfen

Um eine erfolgreiche Umsetzung des BEM im Einzelfall, aber auch im System, zu erreichen,

bietet sich generell die Einbindung kompetenter externer Partner an.

Dazu gehdren:

« die Rehabilitationstrager: Krankenkasse, Rentenversicherungstrager, Unfallversiche-
rung, Agentur fir Arbeit

* Reha-Kliniken

e Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation

e das Inklusionsamt bei schwerbehinderten/gleichgestellten behinderten Menschen

e die ortlichen Fachstellen bei Kreisen und Stadten bei schwerbehinderten/gleichgestell-
ten behinderten Menschen

e der Integrationsfachdienst

Die regelmdBige Zusammenarbeit mit diesen Partnern férdert deren Verstandnis fir die

betrieblichen Belange, erleichtert die Kooperation im Einzelfall und erhéht sukzessiv die

Beratungskompetenz aller am Prozess Beteiligten.

Mogliche Stolpersteine
und wie man sie vermeidet

Mogliche Stolpersteine fir das Projekt kénnen sein:

» Die Bedeutung des BEM wird nicht erkannt (vom Arbeitgeber, vom Betriebsrat/
Personalrat oder von der Schwerbehindertenvertretung).

» Die Beschaftigten akzeptieren das BEM nicht: mangelnde Information, Angst vor

Kontrolle und Datenmissbrauch.
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» Die Beschaftigten sind nicht ausreichend Uber ihre Rechte bei der Offenlegung ihrer
personenbezogenen Daten informiert.

* Widerstdnde aus Angst vor Bedeutungs- und Machtverlust (zum Beispiel Interessen-
vertretungen, Flhrungskrafte).

» Wichtige betriebliche Funktionstrager zeigen mangelnde Bereitschaft zur Mitwirkung.

* Boykott durch Arbeitgeber aus Angst vor Kosten und Zweifel am Nutzen.

» Es gibt keine verbindlichen Regelungen, wer flir was verantwortlich ist.

e BEM ist zu kompliziert geregelt, tiberreguliert und formalisiert.

¢ Es gibt liberzogene Erwartungen von einzelnen Beteiligten.

e Instrumentalisierung des BEM flr Eigeninteressen.

Die Einfihrung des BEM wird nur gelingen, wenn sowohl der Arbeitgeber als auch die Inte-

ressenvertretungen nicht nur formal, sondern auch inhaltlich hinter der Gesundheitspra-

vention und dem BEM stehen, dies gemeinsam den Beschéftigten vermitteln und Gberzeu-

gend darlegen, dass sie gemeinsam Verantwortung in den einzelnen BEM-Prozessen

Ubernehmen werden. Es kommt wesentlich auf die Transparenz des gewahlten Vorgehens

an sowie auf die offene und kooperative Beteiligung aller betrieblichen Partner. Die Kom-

munikation des BEM, warum es eingefihrt wird und welchen Nutzen es fir die verschiede-

nen Zielgruppen bringt, ist ein wichtiges Mittel, um maogliche Widerstande zu Gberwinden.

Unbedingt vermeiden sollte man die Erwartungshaltung, mit dem BEM sei in jedem Ein-

zelfall ein Allheilmittel zur Uberwindung beziehungsweise Verringerung von Arbeitsunfé-

higkeitszeiten und zur Vermeidung personenbedingter Kiindigungen gefunden worden.

Das BEM zielt zwar auf die Sicherung des Beschaftigungsverhaltnisses, jedes einzelne

BEM-Verfahren ist aber stets ergebnisoffen: Vieles geht, aber nicht jede Erkrankung lasst

sich auskurieren, nicht jede Belastung verringern, nicht jeder Arbeitsplatz leidens-/behin-

derungsgerecht gestalten.

Leistungen der Inklusionsamter

Beratung bei der Einfihrung, Pramien fir die Einfihrung, Leistungen im konkreten Ein-
zelfall, etwa im Rahmen der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben - dies sind die Handlungs-
felder der Inklusionsdmter. Die Zielgruppen sind dabei die schwerbehinderten und gleich-
gestellten behinderten Menschen.

Die Aufgabe der Inklusionsamter besteht nicht in der konkreten Einfihrung und Durch-
filhrung des BEM im einzelnen Betrieb oder der einzelnen Verwaltung. Die Inklusionsam-
ter unterstitzen die Betriebe/Dienststellen bei der Umsetzung ihrer Aufgabe - so zum
Beispiel mit diesen Handlungsempfehlungen. Dariber hinaus halten die Inklusionsamter
der Landschaftsverbénde in NRW weitere Informationsschriften zum BEM und anderen

verwandten Themen bereit.
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Pramien fiir die Einfiihrung

Ein weiteres Handlungsfeld ist die Vergabe einer Préamie an Arbeitgeber fir die Einfiihrung
des BEM. Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsédmter und Hauptflirsorgestellen
(BIH) hat dazu Empfehlungen erarbeitet (zu finden unter www.integrationsaemter.de).
Die Inklusionsamter der Landschaftsverbande Rheinland und Westfalen-Lippe haben erst-
mals 2006 BEM-Pramien vergeben. Dabei mlUssen die BEM-Regelungen des jeweiligen Ar-
beitgebers (ber die gesetzlichen Mindestvorgaben hinausgehen. Voraussetzung ist das
Vorliegen einer betrieblichen Vereinbarung zum BEM, die konkrete Regelungen zu betrieb-
lichen Ablaufen und Zusténdigkeiten enthalt und geeignet ist, die gesetzlichen Ziele der
Praventionsbestimmung zu realisieren sowie die Personlichkeitsrechte der betroffenen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu sichern.

Beim Landschaftsverband Rheinland finden Sie weitere Informationen zu den konkreten
Kriterien und Modalitéten der Vergabe im Internet unter www.inklusionsamt.lvr.de.
Beim Landschaftsverband Westfalen-Lippe finden Sie Informationen zum BEM im Internet

unter www.lwl-inklusionsamt-arbeit.de.
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Materialien zur Prozesskette

A. Fragen zur Vorbereitung des Erstkontaktes/Erstgesprachs aus

Sicht des BEM-Beauftragten

1. Ist die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter in den vergangenen zwdlf Monaten erstmals
sechs Wochen oder ldnger erkrankt oder zeigen sich steigende Tendenzen im Ver-
gleich zu vorangegangenen Perioden?

2. Liegt bereits eine betriebsarztliche Stellungnahme jlingeren Datums vor?

3. Gibt es Hinweise von anderer Seite (zum Beispiel vom Betriebsrat/Personalrat, Schwer-
behindertenvertretung oder einer Flihrungskraft), dass die Erkrankung der Mitarbeite-
rin/des Mitarbeiters in Zusammenhang mit ihrer/seiner Tatigkeit oder dem Arbeitsplatz
steht (geduBerte Unzufriedenheit, Anzeichen von Uberforderung et cetera)?

4. Liegen Erkenntnisse dariber vor, ob es sich bei der Erkrankung um einen Unfall
handelt, infolge dessen durch eventuelle Unfallfolgen nicht mit einer vollstandigen
Wiederherstellung der Gesundheit gerechnet werden kann?

5. Ist damit zu rechnen, dass die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter nur mit Einschrankungen
an den urspringlichen Arbeitsplatz oder nur durch Verdnderungen des urspriinglichen
Arbeitsplatzes dahin zurlickkehren kann?

6. Liegt eine Schwerbehinderung/Gleichstellung vor und gibt es Hinweise darauf, dass

diese in Zusammenhang mit der Arbeitsunfdhigkeit steht?

B. Hinweise fiir den Arbeitgeber zum Erstkontakt

Zielsetzung

Der Start des BEM hat einen groBen Einfluss darauf, ob Beschdftigte sich auf das BEM ein-
lassen und aktiv an effektiven Ldsungen mitwirken. Die wichtigste Zielsetzung beim Her-
stellen des Erstkontaktes besteht darin, der betroffenen Person die positive Aufmerksam-
keit des Betriebes zu signalisieren und Vertrauen aufzubauen. Dies ist deshalb von so
groBer Bedeutung, da die Frage, ob ein BEM lberhaupt und mit welchem Erfolg durchge-
fihrt wird, entscheidend von der Zustimmung und Kooperationsbereitschaft der Mitarbei-
terin/des Mitarbeiters abhdngig ist. Aus diesem Grund ist es besonders wichtig, dass die
Kontaktaufnahme mit der betroffenen Person behutsam und mit der erforderlichen Wert-
schatzung erfolgt.

Der Erstkontakt im BEM ist dann erfolgreich, wenn die betroffene Person die Mdglichkeit
hat, sich (iber die Ziele des BEM und den Umfang einschlieBlich des Schutzes der daflir
erhobenen personenbezogenen Daten zu informieren. Im Erstkontakt wird die Mitarbei-
terin/der Mitarbeiter auf die Freiwilligkeit der Teilnahme am BEM hingewiesen. Damit die
Freiwilligkeit tatsachlich gegeben ist, muss eine Ablehnung des BEM ohne negative Folgen

maoglich sein.
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Ob der Arbeitgeber selbst, die/der direkte Vorgesetzte, der betriebsarztliche Dienst, eine
BEM-Beauftragte/ein BEM-Beauftragter den ersten Kontakt herstellt, hangt von den je-
weiligen betrieblichen Gegebenheiten ab. Die Umsetzung von BEM in der Praxis hat ge-

zeigt, dass die Herangehensweisen hier sehr vielfaltig sind.

Form des Erstkontaktes

Nachdem der Arbeitgeber oder eine von ihm benannte Ansprechperson Name, Abteilung
und die private Telefonnummer der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters erhalten hat, gilt es zu
Uberlegen, ob die Kontaktaufnahme persénlich im Betrieb, telefonisch oder schriftlich er-
folgen und was dabei inhaltlich zur Sprache gebracht werden soll. Ersteres hangt von den
Umstédnden des Einzelfalles und den betrieblichen Rahmenbedingungen ab. Grundsatzlich
bietet sich ein Informationsschreiben an, welches durch eine persdnliche Ansprache er-

ganzt werden sollte.

@ Kontaktaufnahme im Betrieb

Wird die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter an seinem/ihrem Arbeitsplatz aufgesucht, sollte
dies so diskret geschehen, dass dabei die Vertraulichkeit gewahrt wird. AuBerdem sollte
der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter die Moglichkeit gegeben werden, sich zu auBern, ob sie/
er jetzt oder zu einem spateren Zeitpunkt fiir ein kurzes Gesprach Zeit hat. Auf keinen
Fall ist die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter an ihrem/seinem Arbeitsplatz zu iberrumpeln und
an Ort und Stelle mit dem Anliegen der Ansprechperson zu konfrontieren. Zeigt die Mit-
arbeiterin/der Mitarbeiter Bereitschaft fiir ein kurzes Gespréch, sollte dazu die Ortlichkeit

so gewahlt werden, dass es dabei zu keiner Stérung kommt.

@ Telefonischer Kontakt

Ist die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter wegen Arbeitsunfahigkeit nicht im Betrieb, kann der
Kontakt telefonisch erfolgen. Besteht zwischen der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter und Ar-
beitgeber beziehungsweise der von ihm benannten Ansprechperson bereits ein guter Kon-
takt, kann ein Telefonat persénlicher sein als ein Brief und im Gespréch auf ihre/seine Au-
Berungen eingegangen werden. Andererseits kann sich die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter
durch ein unangekiindigtes Telefonat ,(iberwacht” und ,iberrumpelt” fliihlen und so von

vornherein der Ansprechperson mit Misstrauen begegnen.

@ Schriftlicher Kontakt

Entscheidet sich der Betrieb dafir, mit der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter nur schriftlich
Kontakt aufzunehmen, sollte man darauf achten, dass das Schreiben wohlwollend formu-
liert ist, darin die FUrsorge des Betriebes zum Ausdruck kommt und die Mitarbeiterin/der
Mitarbeiter sich in keiner Weise unter Druck gesetzt fiihlt. Unter Umstanden empfiehlt sich
die Anklindigung einer telefonischen oder persdnlichen Kontaktaufnahme zur weiteren

Abklarung.
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Inhalt des Erstkontaktes
Q Wird ein personlicher (im Betrieb), telefonischer und/oder schriftlicher Erstkontakt
zur Mitarbeiterin/zum Mitarbeiterin hergestellt, sollte dieser Folgendes zum Inhalt
haben:
* Die Ansprechperson bekundet gegentiber der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter Interesse
an der Uberwindung der Arbeitsunfihigkeit und der Wiederherstellung der Gesundheit,
e sie gibt ihr/ihm erste kurze Informationen liber das BEM sowie Uber die Vertraulichkeit
der im Verfahren erhobenen personenbezogenen Daten,
e sie betont die Bedeutung ihrer/seiner Bereitschaft zur Mitarbeit und

» erkundigt sich, ob sie/er grundsatzlich an der Durchfiihrung eines BEM interessiert ist.

Inhalt des ersten Anschreibens
» Hinweis auf Inhalt und Ziele des BEM (§ 167 Absatz 2 SGB IX)
* Feststellung der sechswdchigen Arbeitsunfahigkeit
* Gesprachsangebot
e Freiwilligkeit des Mitwirkens am BEM
e Hinweis auf Art, Umfang und Verbleib der fiir BEM erhobenen Daten und
des generellen Datenschutzes

* Umfang der Dokumentation des Arbeitgebers in der Personalakte

* Hinweis auf die Mdéglichkeit der Beteiligung des Personalrates/Betriebsrates/der
Schwerbehindertenvertretung/des Betriebsarztes/anderer Personen des Vertrauens

* Hinweis, dass vom Arbeitgeber die Rehabilitationstrager oder das Inklusionsamt
hinzugezogen werden, sofern Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im
Arbeitsleben in Betracht kommen

* Fragen nach dem medizinischen Grund der Arbeitsunféhigkeit miissen nicht

beantwortet werden

* Ansprechpartnerinnen/Ansprechpartner fir Riickfragen und gegebenenfalls Angebot

flr vorherige Beratung durch den Betriebsarzt

* Riickantwortbogen mit der Antwortmaoglichkeit Einwilligung zum BEM oder Ablehnung

des BEM.

Q AuBert sich die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter ablehnend, muss die Ansprechperson
dies respektieren, sollte ihm/ihr jedoch die Gelegenheit geben, die Entscheidung
nochmals zu Uberdenken.

Q Bekundet die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter hingegen Bereitschaft zu einem BEM,

kann ein Erstgesprach vereinbart werden.

Beispiel eines Erstanschreibens
Das nachfolgende Beispiel stellt weder eine zwingende Vorgabe noch eine verbindliche
Empfehlung dar. Es soll Vertrauen des betroffenen Mitarbeiters in das ihm angebotene

Verfahren wecken und gleichzeitig so verstandlich wie mdglich sein.
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Betriebliches Eingliederungsmanagement nach § 167 Absatz 2 Sozialgesetzbuch -
Neuntes Buch (SGB IX)

Sehr geehrte/r Frau/Herr,

aufgrund Ihrer langer andauernden Erkrankung/Ihrer wiederholten Kurzerkrankun-
gen in der Vergangenheit wende ich mich/wenden wir uns heute an Sie mit dem
Angebot eines betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM).

Worum geht es beim BEM?

Es geht vor allem darum, friihzeitig gesundheitlichen Beeintrachtigungen am
Arbeitsplatz entgegenzuwirken und Sie darin zu unterstiitzen, méglichst schnell
wieder gesund zu werden.

Da mir/uns Ihre Gesundheit ein groBes Anliegen ist, biete ich/bieten wir Ihnen gerne
ein Gesprach an.

Was ist Gegenstand des Gesprdches?

Mit Ihnen mdchte ich/mdchten wir Uberlegen, welche betrieblichen Bedingungen
zu Ihrer Gesundung bzw. Gesunderhaltung verandert werden mussten. AuBerdem
madchte ich/moéchten wir mit Ihnen besprechen, welche Schritte unternommen
werden kénnen, um einer erneuten Arbeitsunfahigkeit vorzubeugen.

Wer kann teilnehmen?

Wenn Sie mdchten, kdnnen an diesem Gesprach

e der Personalrat/der Betriebsrat

» die Schwerbehindertenvertretung

« die Gleichstellungsbeauftragte und

e eine Person Ihres Vertrauens

teilnehmen. Ein Personalratsmitglied/ein Betriebsratsmitglied kénnen Sie selber
benennen.

Wie ist es mit Vertraulichkeit und Datenschutz?

Vertraulichkeit und Datenschutz sind wesentliche Bestandteile des BEM. Wichtig fir
Sie ist, dass Sie keine Angaben zum medizinischen Grund Ihrer Arbeitsunfahigkeit
machen muissen. Im BEM geschieht nichts ohne Ihr Wissen und Ihre Einwilligung.
Ihre persodnlichen Daten werden vertraulich behandelt und Sie entscheiden, wer
diese personlichen Daten erfahrt. Sie werden spatestens ... Jahre nach Abschluss
des Verfahrens geléscht/Ihnen ausgehandigt.

Was sollten Sie tun?

Ich bitte Sie, mir bis zum ... auf dem beigefligten Rickmeldebogen mitzuteilen,

ob Sie mein Angebot annehmen mdchten und ein Gesprach wiinschen. Ihre
Teilnahme am BEM ist freiwillig. Lediglich Ihre Entscheidung wird in der Personalakte
dokumentiert.

Ich wiinsche Ihnen alles Gute und wiirde es sehr begriiBen, wenn wir kurzfristig
einen Gesprachstermin vereinbaren kdnnten.

Fir eventuelle Riickfragen stehe ich/stehen wir gerne zur Verfligung. Weitere
Informationen zum BEM kdnnen Sie dem Intranet/dem Aushang am Schwarzen
Brett/den Verwaltungsnachrichten der Stadt/der Betriebszeitung oder dem
beiliegenden Flyer entnehmen.

Mit freundlichen GriBen
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C. Anschreiben fiir Arbeitgeber bei fehlender Reaktion auf das
Erstanschreiben

Auch wenn die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter sich auf das Erstanschreiben des Arbeitge-
bers nicht gemeldet hat, sollte versucht werden, noch mal ein positives Angebot zu ma-

chen. Hier sollte auf die Ziele des BEM und den Datenschutz eingegangen werden.

Betrifft: Vergebliche Einladung zu einem Erstgespriach im Rahmen des Betrieb-
lichen Eingliederungsmanagements

Sehr geehrte/r Frau/Herr,

Leider haben Sie unser Angebot nicht angenommen, sich bei uns fiir ein Erstgesprach zum
Betrieblichen Eingliederungsmanagement zu melden. Auch auf unsere zweite Einladung
und das damit verbundene Erinnerungsschreiben vom ... haben Sie nicht reagiert.

Wir gehen deshalb davon aus, dass Sie derzeit keinen Gebrauch von einem Betrieblichen
Eingliederungsmanagement (BEM) machen mdochten. Dies dokumentieren wir in Ihrer
Personalakte.

Vorsorglich weisen wir noch einmal darauf hin, dass es sich beim BEM gemaB § 167
SGB IX um ein fur Sie freiwilliges Praventionsverfahren handelt. Es dient der Sicherung
Ihrer Beschaftigungsfahigkeit und der Vermeidung von wirtschaftlichen Krankheitsfolgen.
Die Nichtteilnahme wird keine unmittelbaren Konsequenzen haben. Damit dauerhaft kei-
ne Nachteile entstehen, empfehlen wir Ihnen, im Falle anhaltender gesundheitlicher Ein-
schrankungen das Angebot doch zu nutzen.

Wir sichern Ihnen den Schutz Ihrer persénlichen Daten - gerade was Krankheitsfolgen
betrifft — zu. Informationen zu Ihrer Gesundheit werden der Personalabteilung, Ihrem
Vorgesetzten oder anderen Beteiligten nur dann zur Kenntnis gebracht, wenn Sie es aus-
dricklich wiinschen. Und hierzu eine schriftliche Einwilligung geben. Die Beteiligten im
BEM-Verfahren - das BEM-Integrationsteam - ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. An
Kundigungen oder arbeitgeberseitigen arbeitsrechtlichen MaBnahmen wirken diese nicht
mit. AuBerdem ist es fir ein BEM-Verfahren nicht notwendig, dass Sie Diagnosen bekannt
geben. Wichtig ist im BEM-Verfahren, wie sich Ihre Erkrankung auf Ihre Arbeitsfahigkeit
und Ihre Mdglichkeiten auswirkt.

Bitte fiihlen Sie sich eingeladen, jederzeit bei Bedarf selbst ein Betriebliches Eingliede-
rungsmanagement zu initiieren. Wenden Sie sich zur Beantragung eines Erstgespraches
und Terminvereinbarung gern an die Personalabteilung. Darliiber hinaus kénnen Sie bei
Fragen den Betriebsrat oder die Schwerbehindertenvertretung hier im Hause ansprechen.
Wir hoffen, dass es Ihnen gesundheitlich wieder gut geht. Bitte melden Sie sich, wenn wir

etwas flr Sie tun kénnen.

Freundliche GriBe

Arbeitgeber, Datum, Unterschrift

Quelle: Kerstin Reisinger, GIB21 Gesundheit im Betrieb, Heidelberg
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D. Gesprachsleitfaden fiir das Erstgesprach

Grundsidtzliches

Far die Durchfiihrung des Erstgespraches gelten grundsatzlich die gleichen Voraussetzun-
gen wie fur die Herstellung des Erstkontaktes, das heiBt der vertrauensvolle Umgang mit
der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter ist von entscheidender Bedeutung hinsichtlich einer er-
folgreichen Durchflihrung eines BEM. Aus diesem Grund dient das Erstgesprach vor allem
der Hilfe und Unterstliitzung der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters, um gemeinsam das
Ziel einer sinnvoll geplanten und durchgefiihrten Beschaftigungssicherung und -férderung

zu erreichen.

Zielsetzung

Ziel dieses Erstgespraches soll sein:

Q Vertrauen zu der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter herstellen

Q Uber die Ziele und Hintergriinde zu informieren und darauf hinzuweisen, dass vom
Arbeitgeber die Rehabilitationstrager oder das inklusionsamt hinzugezogen werden,
sofern Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Betracht
kommen

Q darauf hinzuweisen, dass zu arztlichen Diagnosen keine Angaben gemacht werden
mussen, sondern hierzu das Gesprach mit dem Betriebsarzt gefiihrt werden kann

Q Uber den Datenschutz und die Selbstbestimmung der persénlichen Daten
informieren

Q Grunde fur die Erkrankungen erkennen (private/betriebliche Griinde)

Q Zusammenhange mit Arbeitsbedingungen erkennen

Q Bereitschaft der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters zur Mitwirkung am BEM erfragen und
die Zustimmung dazu schriftlich einholen

@ Losungsansatze mit den Betroffenen entwickeln und die betrieblichen Méglichkeiten
einbringen

@ die nachsten Schritte planen

Vorbereitung des Erstgesprachs

Q Der Termin fir das Erstgesprdach muss in Absprache mit der Mitarbeiterin/dem
Mitarbeiter vereinbart werden.

Q Die Gesprachsrunde sollte so besetzt sein, dass die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter sich
unterstutzt flihlt und sich daher fur das Gesprach offen zeigt. Bei schwerbehinderten
oder gleichgestellten behinderten Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern kann es
vertrauensbildend wirken, wenn die Schwerbehindertenvertretung an der Runde
teilnimmt.

e Die Wahl der Raumlichkeit und die Vermeidung von auBeren Stérungen vermitteln

der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter Sicherheit und ein Gefilihl der Wertschatzung.
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Inhalte des Erstgesprichs

1. Der Gesprachsfiihrer begriiBt die an der Gesprachsrunde Beteiligten und dankt ihnen
far ihr Kommen.

2. Zu Beginn des Gespraches erklart der Gesprachsfihrer der Runde die Zielsetzung die-
ses Treffens.

3. Als Néchstes folgt ein Hinweis darauf, dass dieses Gesprach protokolliert wird, und
ohne die ausdriickliche schriftliche Zustimmung der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters kei-
ne vertraulichen Informationen weitergegeben werden. Weiter wird darauf aufmerk-
sam gemacht, dass zu arztlichen Diagnosen keine Angaben gemacht werden miissen,
sondern hierzu das Gesprach mit dem Betriebsarzt gefiihrt werden kann.

4. Im nachsten Schritt wird die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter zuerst ausfihrlich Gber das
BEM und den Datenschutz informiert (unter besonderen Hinweisen auf die Bedeutung
des SGB IX und des Integrationsteams) und sich anschlieBend nach ihrem/seinem
grundsatzlichen Interesse an einer Zusammenarbeit in Bezug auf das BEM erkundigt.

5. Im Anschluss daran wird der Zusammenhang zwischen der Arbeitsunfahigkeit und der
Tatigkeit der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters beziehungsweise ihrem/seinem Arbeits-
platz erértert (Ursachen und Auswirkungen). Erkennt die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter
einen solchen Zusammenhang nicht, obwohl lberzeugende Griinde daflir vorliegen,
oder ist sie/er aus anderen Griinden nicht an der Durchfiihrung des BEM interessiert,
sollte der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter erlautert werden, warum der Betrieb eine
Handlungsnotwendigkeit in Bezug auf ihre/seine Arbeitsunfahigkeit sieht. Dazu gehort
auch, dass das betriebliche Anliegen einer addquaten Leistungserbringung durch die
Mitarbeiterin/den Mitarbeiter verdeutlicht wird und eventuelle zukinftige arbeitsrecht-
liche Schritte aufgezeigt werden.

6. Erklart sich die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter zur Zusammenarbeit bereit, sollen nun in
einem offenen Gesprach mdogliche Lésungsansatze erdrtert werden. Um zu vereinba-
rungsféahigen Lésungen zu gelangen, ist es wichtig, Vorschlage der Mitarbeiterin/des
Mitarbeiters anzuhéren. Dabei gilt es, die betrieblichen Rahmenbedingungen und die
betrieblichen Mdéglichkeiten im Auge zu behalten. Dariber hinaus soll der Grundsatz
gelten, dass durch die Krankheit keine Besserstellung gegenltiber anderen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern erfolgt.

7. Nun sollen die ndchsten Schritte besprochen und terminlich festgelegt werden, wie zum
Beispiel die Vorstellung des Falles im BEM-Team (falls dies im Erstgesprach nicht voll-
standig vertreten ist) oder die betriebsarztliche Abklarung.

8. SchlieBlich soll zum Ende des Gespraches die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter die Einver-
standniserklarung zum BEM und die Vereinbarung tUber den Schutz persénlicher Daten
unterschreiben. Dabei soll die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter selbst entscheiden kénnen,
welcher der Beteiligten von ihren/seinen persénlichen Daten erfahrt. Falls die Mitarbei-
terin/der Mitarbeiter nicht zur Mitwirkung an MaBnahmen des BEM bereit ist, sollte dies
schriftlich festgehalten werden (einschlieBlich der Aufklarung der Mitarbeiterin/des Mit-

arbeiters liber mdgliche Auswirkungen ihrer/seiner Ablehnung) und der Mitarbeiterin/

dem Mitarbeiter ebenfalls zur Unterschrift vorgelegt werden.
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9. Zum Schluss dankt der Gesprachsfiihrer der Runde fiir das Gesprach und der Mitarbei-
terin/dem Mitarbeiter gegebenenfalls fiir ihren/seinen Willen zur Zusammenarbeit und

beendet das Erstgespréch.
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Erklarungen zum Datenschutz sowie Vereinbarung iiber den Schutz
personlicher Daten im Rahmen von MaBnahmen des BEM

Name:

Vorname:

Personal-Nr.:

Vorgesetzter:

Das Unternehmen/die Dienststelle

vertreten durch
(Name BEM-Beauftragter des Arbeitgebers beziehungsweise Vertreterin/Vertreter des Arbeitgebers)

und

(Name Mitarbeiter/Mitarbeiterin)

erkldren und vereinbaren Folgendes zum Schutz personenbezogener Daten und Uber die
Mitwirkung am BEM:

Flr den Arbeitgeber, vertreten durch .......ccoooviiiiiiiiiiii wird erklart,
dass sowohl alle datenschutzrechtlichen Bestimmungen als auch alle sonstigen Schwei-
gepflichten (zum Beispiel § 203 StGB - Arztliche Schweigepflicht) bei der Durchfiihrung
des BEM beachtet und sichergestellt werden.

= U 7 =T o erklart, dass sie/er Uber die Ziele und

das Verfahren eines BEM umfassend informiert worden ist.

Ich bin Gber die Freiwilligkeit, persdnliche Angaben mitzuteilen, unterrichtet worden und
habe selbst die Mdglichkeit, darliber zu entscheiden, wem diese Angaben zugénglich ge-
macht werden.

Uber die Speicherung und Nutzung mitgeteilter persdnlicher Angaben zu BEM-Zwecken
wurde ich ebenfalls belehrt.

Sie/er willigt ein, dass ausschlieBlich die Angaben, die im Rahmen des BEM erhoben und
auf einem Datenblatt dokumentiert werden, den Mitgliedern des BEM-Teams, mit deren
Beteiligung sie/er einverstanden ist, zum Zwecke ihrer/seiner Eingliederung bekannt ge-

macht werden.

Ihr/ihm wurde mitgeteilt, dass die Mitglieder des BEM-Teams zur Wahrung des Datenge-
heimnisses schriftlich verpflichtet wurden, und dass eine Verletzung dieser Geheimhal-

tungspflicht arbeits- und strafrechtliche Konsequenzen nach sich zieht.

Arztliche Angaben zu Krankheitsdiagnosen werden nicht erfasst und auch nicht zur Per-

sonalakte genommen.
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In die Personalakte werden im Rahmen eines BEM ausschlieBlich folgende Unterlagen

ibernommen:

e Durchschrift des ,Erstschreibens” und eventuell Vermerk tber telefonischen oder
persodnlichen , Erstkontakt”

e Zustimmung beziehungsweise Ablehnung der/des Betroffenen

e Durchschrift der Erklarung zum Schutz personenbezogener Daten im Rahmen von
MaBnahmen des BEM

e Abschlussvermerk

Alle sonstigen Unterlagen und Dokumente (zum Beispiel Vermerke Uber vereinbarte MaB-
nahmen; Protokolle Uber Arbeitsversuche; Verlauf und Ergebnis; Protokolle (iber MaBnah-
men der stufenweise Wiedereingliederung und Weiteres), die im Zusammenhang des BEM
anfallen, werden auBerhalb der Personalakte in einer separaten BEM-Akte gefiihrt, die
spatestens drei Jahre nach Abschluss der MaBnahmen mit allen in ihr enthaltenen Daten

vernichtet wird.

Alle erhobenen Daten werden ausschlieBlich fiir die Ziele genutzt, die fir einen zu verein-

barenden MaBnahmeplan gemeinsam erarbeitet werden.

Ich bin dariber unterrichtet, dass ich Einsicht in alle Unterlagen und Dokumente, die mei-
ne Person betreffen, nehmen kann (dies bezieht sich nicht auf handschriftliche Aufzeich-
nungen, die nicht Bestandteil einer Akte werden).

Mir ist bekannt, dass eine Weitergabe von BEM-Daten an Personen oder Stellen, die nicht
an dem BEM-Verfahren beteiligt sind (zum Beispiel Einrichtungen der Rehabilitation),
ebenfalls nur nach meiner vorherigen schriftlichen Zustimmung fiir den konkreten Einzel-
fall der Weitergabe erfolgt.

Ich bin darlber informiert, dass ich die Einwilligung zur Durchfiihrung des BEM jederzeit

fur die Zukunft widerrufen kann.

Ort, Datum Mitarbeiterin/Mitarbeiter Ort, Datum  Unterschrift Arbeitgeber
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Datenblatt fiir das BEM

Name:

Vorname:

Personal-Nummer:

Kostenstelle:

Vorgesetzter:

Schicht:

Vollzeit/Teilzeit:
Geburtstag:

Betriebszugehdérigkeit:

schwerbehindert/
gleichgestellt:

Ausbildung:

Tatigkeiten im Unternehmen:

Fehlzeiten:

Leistungseinschrankungen laut Betriebsarzt oder sonstiger arztlicher Stellungnahme:

BEM-Erstkontakt am/durch:

BEM-Erstgesprach am/durch:

Einverstandniserklarung fiir BEM liegt vor:

Sonstiges:
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MaBnahmen-Blatt BEM

Name:

Vorname:

Personal-Nummer:

Datum MaBnahme Ergebnis Zeichen
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Checkliste zur Vorbereitung einer Fallbesprechung

1. Der Arbeitgeber beziehungsweise die Arbeitgebervertreter laden schriftlich diejenigen

ein, die im konkreten Fall am BEM beteiligt werden (BEM-Team).

2. Der Arbeitgeber beziehungsweise eine von ihm beauftragte Person organisiert die Fall-
besprechung, sodass die Raumlichkeit und eine entsprechende Ausstattung (zum Bei-

spiel Flipchart, Beamer und Sonstiges) zur Verfligung stehen.

3. Zur Vorbereitung auf die Fallbesprechung lasst der Arbeitgeber beziehungsweise eine
von ihm beauftragte Person den Mitgliedern des BEM- beziehungsweise Integrati-
onsteams vertraulich zu behandelnde Informationen, die die Mitarbeiterin/den Mitar-
beiter betreffen, zukommen, wenn daflir die ausdriickliche Zustimmung der/des Be-
schaftigten vorliegt. Dazu zahlen formale Informationen wie das Datenblatt der
Mitarbeiterin/des Mitarbeiters zum BEM und die Kldrung des aktuellen Status der Mit-
arbeiterin/des Mitarbeiters.

Auch Informationen, die die Mitarbeiterin/den Mitarbeiter konkret in Zusammenhang
mit ihrer/seiner Tatigkeit beziehungsweise ihrem/seinem Arbeitsplatz betreffen, sollen
flr die Fallbesprechung vorbereitet werden. Dazu gehoren vor allem auch diejenigen
Informationen, die dem Protokoll des Erstgespraches mit der Mitarbeiterin/dem Mitar-
beiter entnommen werden kénnen, zum Beispiel die Frage, welche mdglichen Lésungs-
ansatze bereits besprochen wurden, beziehungsweise welche sich unter Umstanden
noch anbieten wirden. Es ist sicherzustellen, dass keine weiteren Personen von diesen

Daten Kenntnis erhalten.

4. Auf der Grundlage dieser Informationen lassen sich bei der Fallbesprechung in der

Regel bereits erste Aussagen zu folgenden Fragestellungen treffen:

Q Liegt bezogen auf den Arbeitsplatz ein Fahigkeits- und Anforderungsprofil vor,
und kann eine Aussage darliber getroffen werden, ob die Mitarbeiterin/der
Mitarbeiter adaquat eingesetzt ist?

Q Kann die technische Ausstattung des Arbeitsplatzes verbessert werden?

Q Kdnnen Arbeitsbelastungen verringert werden (durch organisatorische
Veranderungen, Technikeinsatz und Sonstiges)?

Q Gibt es andere geeignete Einsatzmdglichkeiten?

Q Gibt es Qualifizierungsbedarf?

@ Waren externe MaBnahmen der medizinischen Rehabilitation oder sonstige

Leistungen zur Teilhabe sinnvoll?
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Empfehlungen zur Gesprachsfiihrung

Die Verantwortung fiir die Gesprachsfiihrung liegt vorrangig beim Arbeitgeber. Die Ver-
antwortung fir das Gesprachsergebnis liegt bei allen Gesprachsbeteiligten. Das Gesprach
zur Klarung der Méglichkeiten zur Vermeidung beziehungsweise Uberwindung der Ar-
beitsunfahigkeit ist ein persénlicher Dialog. Er erfordert von allen Gesprachsbeteiligten
ein hohes MaB an Offenheit, Ehrlichkeit und Bereitschaft, sich auf die Sichtweise der be-
ziehungsweise des anderen einzulassen.

AuBerer Ausdruck eines Dialogs sind regelm&Big wechselnde Gespréchsrichtungen und
eine ungeféhr gleich verteilte Gesprachszeit. Ein Gesprach im Dialog zu fiihren heiBt vor
allem,

o die Gesprachspartnerin/den Gesprachspartner ernst zu nehmen,

e die Gesprachspartnerin/den Gesprachspartner nicht zu unterbrechen,

e der Gesprachspartnerin/dem Gesprachspartner zuzuhoren,

e das Gesprach durch Fragen zu steuern,

e nicht mit vorgefassten Meinungen in das Gesprach zu gehen,

* zu beschreiben statt zu werten,

e die Richtung des Gesprachs offen zu lassen,

» die Ergebnisse des Gesprachs gemeinsam zu finden.

Grundregeln der Gesprachsfiihrung sind:

» Das Gesprach sollte nicht unter Zeitdruck und zu ungtlinstigen Terminen wie Freitag-
nachmittag oder gegen Feierabend stattfinden,

» Kern des Gesprachs ist es, die Situation des Gegenlibers anzuerkennen und eventuelle
zukiinftige Veranderungen gemeinsam zu klaren.

¢ Es sollte keine Kritik an der Person geduBert werden.

e Es sollte kein unredliches Verhalten unterstellt werden.

* Wenn die Situation emotional zu geladen ist, sollte das Gespréach vertagt werden.
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Organisation und Protokoll Arbeitsversuch

Mitarbeiter:

Name:

Vorname:

Personal-Nummer:

Kostenstelle:

Vorgesetzter:

Arbeitsversuch

auf Kostenstelle:

zustandige

Fihrungskraft:

prinzipielle Eignung des Arbeitsplatzes gepriift durch:

am:

Beginn Arbeitsversuch:

Ende Arbeitsversuch:

Ergebnis:
O Arbeitsplatz geeignet
O Arbeitsplatz nicht geeignet
O Abbruch durch Mitarbeiter:
Grund:

O Abbruch durch:
Grund:

Stellungnahme Betriebsarzt:

Datum, Unterschrift Fihrungskraft Arbeitsversuch

Datum, Unterschrift Mitarbeiterin/Mitarbeiter
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Datenblatt zum Abschluss des BEM (geeignet fiir die Personalakte)

Name

Vorname

Personal-Nummer

Informationsgesprach am

Ergebnis:

O Zusage BEM

O Absage BEM

O Vertagung

Beginn des BEM-Verfahrens
Ende des BEM-Verfahrens

Griinde fur die Beendigung des BEM-Verfahrens:

O Das BEM-Verfahren wurde abgebrochen/eingestellt.

O Die Person ist wieder dienst- beziehungsweise arbeitsfahig und eingegliedert.
O Folgende MaBnahmen wurden durchgefihrt:

Technische MaBnahmen:

Organisatorische MaBnahmen:

O andere Griinde fur die Beendigung des BEM-Verfahrens:

Datum Unterschrift (BEM-Beauftragte/r)

(Auszug aus Konzept zum BEM nach § 167 Absatz 2 SGB IX der Universitdat zu Kéln,

Humanwissenschaftliche Fakultat, Arbeit und Rehabilitation, Prof. Dr. Dr. Mathilde Niehaus,

BEM-Beauftragte: Monika von Wrede)
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Hinweise zur Gestaltung einer Betriebs- oder
Dienstvereinbarung zum BEM

In einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung zum BEM sollten folgende Punkte behandelt

werden:

1. Praambel
* gemeinsame Grundlage und gemeinsame Ziele von Arbeitgeber, betrieblicher
Interessenvertretung und Schwerbehindertenvertretung fir das BEM im Betrieb
* gemeinsame Arbeit mit dieser Vereinbarung zum Wohl der Beschaftigten

e gemeinsame Weiterentwicklung

2. Ziele des BEM
e die in § 167 Absatz 2 SGB IX genannten Ziele

» Konkretisierung nach den betrieblichen Gegebenheiten

3. Geltungsbereich
gilt fir alle Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter, nicht nur fiir schwerbehinderte oder-

gleichgestellte

4. MaBnahmen zur Umsetzung

» Beauftragung: BEM- beziehungsweise Integrationsteam, Betriebsarzt oder sonstiger
BEM-Beauftragter

» Verantwortlichkeiten

e Erfassung von Arbeitsunféhigkeitszeiten, Bedarfsfeststellung, Auslésung des BEM

* MaBnahmen, betriebliche Angebote zur Eingliederung

» Koordination der Aktivitdten im Einzelfall

* (ibergreifende MaBnahmen: Sensibilisierung von Fihrungskraften, Information und

Kommunikation des Themas Eingliederung im Betrieb
5. Datenschutz (Siehe auch: Hinweise zum Datenschutz, Seite 34)
6. Geltungsdauer
Auch: Nach XX Jahren wird die BEM-Vereinbarung aufgrund der Auswertung der

Erfahrungen Uberarbeitet.

Weiterfilhrende Hinweise zur Gestaltung von Betriebs- oder Dienstvereinbarungen sind

zu finden unter: www.iqpr.de, www.teilhabepraxis.de sowie www.rehadat.de
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Vorschlag fiir eine Prasentation
vor der Geschaftsleitung

Prasentation vor Geschaftsfiihrung

am

Was ist BEM?

Was ist BEM?
» ein Verfahren zur erfolgreichen Eingliederung

Slepeilizne langzeitkranker Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
dG:s.ln;EI;ge e ein Ansatz zur Uberwindung von AU, zur Vorbeugung

von erneuter Arbeitsunfahigkeit und zum Erhalt des
Nutzen flr Arbeitsplatzes
den Betrieb zum Beispiel durch:
Organisation * Umsetzung auf einen geeigneten Arbeitsplatz
des BEM » Arbeitsplatzanpassung (haufig mit finanzieller Férderung)

* MaBnahmen zur besseren Qualifizierung oder
Rehabilitation des Mitarbeiters

Themen des BEM

Einfihrung
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Gesetzliche Grundlage des BEM
Sozialgesetzbuch IX, § 167 Absatz 2

Was ist BEM?

Gesetzliche
Grundlage
des BEM

Nutzen flr
den Betrieb

Organisation
des BEM

Themen des BEM

Einfihrung

»Sind Beschaftigte innerhalb eines Jahres ldanger als sechs
Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeitsunfahig, klart
der Arbeitgeber mit der zustdndigen Interessenvertretung im
Sinne des § 176, bei schwerbehinderten Menschen auBerdem
mit der Schwerbehindertenvertretung, mit Zustimmung und
Beteiligung der betroffenen Person die Mdglichkeiten, wie die
Arbeitsunfahigkeit mdglichst iberwunden werden und mit
welchen Leistungen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfahigkeit
vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann
(BEM). Soweit erforderlich, wird der Werks- oder Betriebsarzt
hinzugezogen. Die betroffene Person oder ihr gesetzlicher
Vertreter ist zwar auf die Ziele des betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements sowie auf Art und Umfang der hierfiir
erhobenen und verwendeten Daten hinzuweisen. Kommen
Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeitsle-
ben in Betracht, werden vom Arbeitgeber die Rehabilitations-
trager oder bei schwerbehinderten Beschaftigten das Inklusi-
onsamt hinzugezogen. Diese wirken darauf hin, dass die
erforderlichen Leistungen oder Hilfen unverziglich beantragt
und innerhalb der Frist des § 14 Absatz 2 Satz 2 erbracht
werden. Die zusténdige Interessenvertretung im Sinne des

§ 176, bei schwerbehinderten Menschen auBerdem die

Schwerbehindertenvertretung, kénnen die Klarung verlangen.
Sie wachen darlber, dass der Arbeitgeber die ihm nach dieser

Vorschrift obliegenden Verpflichtungen erfllt.”

Welchen Nutzen hat der Betrieb vom BEM?

Was ist BEM?

Gesetzliche
Grundlage
des BEM

Nutzen fiir
den Betrieb

Organisation
des BEM

Themen des BEM
Einfihrung

1. Reduzierung von Zeiten der Arbeitsunféhigkeit
bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

2. Frihzeitige Vorbereitung des Betriebes auf den
demografischen Wandel: dlter werdende Belegschaft

3. Positive Auswirkungen auf Mitarbeiterzufriedenheit und
Identifikation mit dem Betrieb

4. Positiver Imagefaktor in der Region durch kompetente
und weitblickende Personalarbeit

5. Inanspruchnahme externer Leistungen
(Beratung, Forderleistungen)

6. Schnellere Abwicklung von Kindigungsverfahren

7. Mehr Rechtssicherheit bei krankheitsbedingter Kiindigung
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Wie kann BEM konkret organisiert werden?

Was ist BEM?

* Regelung des BEM in einer Betriebsvereinbarung oder
Cesszlien Inklusionsvereinbarung
S;zn;EI;ge » Definition der Verfahren des BEM

e Einrichten eines BEM- beziehungsweise Integrationsteams
Nutzen far « bei KMU: Benennen eines Beauftragten fiir BEM durch den
den Betrieb Arbeitgeber
Organisation » Kontakt mit Inklusionsamt, Krankenkasse,
des BEM Rentenversicherungstrager und Information tber

das Vorhaben, BEM im Betrieb zu fiihren
» Organisation der Einfihrung als Projekt

Themen des BEM

Einfihrung

Wo sollten wir noch ansetzen?

Was ist BEM?

Gesetzliche * MaBnahmen zur Sensibilisierung und Schulung von
Grundlage Flhrungskraften zum professionellen Umgang mit haufig
des BEM oder langzeitkranken Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern
N G * MaBnahmen zur ausreichenden Berticksichtigung der
den Betrieb demografischen Veranderungen in der Belegschaft bei

der Planung und Einrichtung von Arbeitsplatzen oder

ORI bei der Vergabe von Tatigkeiten

des BEM * MaBnahmen zur generellen Gesundheitspravention im
Themen des BEM Betrieb (betriebliches Gesundheitsmanagement)
Einfihrung

Einfliihrung des BEM als Projekt

Was ist BEM? » Auftrag durch die Geschéftsleitung
Gesetzliche e Einrichtung eines , Projektteams BEM”
Grundlage Zusammensetzung:
des BEM Personalabteilung, Betriebsrat, Schwerbehinderten-
. vertretung, Betriebsarzt, Arbeitssicherheit, Vertreter
g:;zgzt?i'gb aller wichtigen Betriebsbereiche
Arbeitsweise:
Organisation RegelmaBig, zum Beispiel alle vier Wochen
dla 2 Aufgabe:
Themen des BEM e Einfihrung des BEM im Betrieb
Einfiihrung » Erfolgskontrolle

* Entwickeln geeigneter BEM-Verfahren fiir den Betrieb

* Entwicklung von Schulungs- und Sensibilisierungs-
maBnahmen fur Fihrungskrafte

» Vorbereitung einer Betriebsvereinbarung fiir BEM oder
Aufnahme von BEM in die Inklusionsvereinbarung
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Abkilirzungsverzeichnis

ArbGG

ASIG

AU

BAG

BDSG

BEM

BetrVG

BGH

BIH

BPersVG

br

BSG

BV

BVerwG

DSG NRW

DV

EU DSGVO

IFD

v

KMU

KSchG

LAG

LPVG NW

LTA

6D

OoVG

sb

SBV

SchwbAvV

SGB IX

StGB

VG

Arbeitsgerichtsgesetz
Arbeitssicherheitsgesetz
Arbeitsunfahigkeit

Bundesarbeitsgericht
Bundesdatenschutzgesetz

Betriebliches Eingliederungsmanagement
Betriebsverfassungsgesetz

Bundesgerichtshof

Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptflirsorgestellen

Bundespersonalvertretungsgesetz
Behindertenrecht, Fachzeitschrift flir Fragen der Rehabilitation
Bundessozialgericht

Betriebsvereinbarung

Bundesverwaltungsgericht

Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen
Dienstvereinbarung

Europdische Datenschutzgrundverordnung
Integrationsfachdienst

Inklusionsvereinbarung

Klein- und Mittelunternehmen
Kindigungsschutzgesetz

Landesarbeitsgericht
Landespersonalvertretungsgesetz Nordrhein-Westfalen
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
Offentlicher Dienst

Oberverwaltungsgericht

schwerbehindert

Schwerbehindertenvertretung
Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung
Sozialgesetzbuch - Neuntes Buch
Strafgesetzbuch

Verwaltungsgericht

85

Anhang



Notizen

86



87

Notizen



Notizen

88






	Handlungsempfehlungen zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement
	Vorwort – 
Blick hinter die Kulissen 
	Auf einen Blick
	BEM – Ziele und Nutzen 
	BEM nach „Schema F”? 
	BEM – individuell und dynamisch 
	Dialog und Konsens 
	Die Beschäftigten im Mittelpunkt
	Aus den Erfahrungen lernen 


	Grundlagen des BEM
	Gesundheitsförderung als Betriebskultur 
	Die gesetzliche Regelung 
des § 167 Absatz 2 SGB IX im Überblick 
	Ziel des BEM 
	Beteiligte Personen und Stellen 

	BEM – letztlich ein Gewinn für alle Beteiligten 
	Die Sicht der Arbeitgeber 
	Die Sicht der Beschäftigten 
	Aus der Sicht der Schwerbehindertenvertretung, 
der Betriebs- und Personalräte 

	Häufig gestellte Fragen 
	1. Anwendungsbereich des § 167 Absatz 2 SGB IX 
	2. Beteiligung der betroffenen Person 
	3. Folgen eines fehlenden BEM für den Arbeitgeber 
	4. Umsetzung des BEM 

	Hinweise zur Handhabung des Datenschutzes 
	Grundsätzliches 
	Umgang mit Daten im BEM

	Regelungsempfehlung bei ­Kollektivvereinbarungen – 
zum Beispiel bei der BEM-Vereinbarung

	Betriebliches Eingliederungs­management im Einzelfall
	Aufgaben und Rollen der Beteiligten 
im Einzelfall 
	Die Prozesskette 
	Der Verfahrensablauf im Überblick ...
	Die Schritte im BEM 


	Einzelfallübergreifender systematischer Ansatz des BEM
	BEM-Team 
	Was müssen das BEM-Team beziehungsweise die beauftragten Personen wissen?
	Wo findet das BEM-Team weiterführende und nützliche ­Informationen zur Umsetzung einer BEM-Vereinbarung?


	Einführung des BEM 
	Organisation der Einführung als Projekt 
	Phasen der Einführung 
	Überzeugungsarbeit, Aufklärung, Sammeln von Informationen 
	Auftragsklärung für die Einführung 
	Projektorganisation 
	Projektstart und Beginn der operativen Arbeit 
	Erste Zwischenbilanz 
	Abschluss des Projekts und Überführung in die betriebliche Praxis 

	Möglichkeit und Bedeutung externer Hilfen 
	Mögliche Stolpersteine 
und wie man sie vermeidet 
	Leistungen der Inklusionsämter 
	Prämien für die Einführung

	Praxisteil
	Materialien zur Prozesskette 
	A. Fragen zur Vorbereitung des Erstkontaktes/Erstgesprächs aus Sicht des BEM-Beauftragten 
	B. Hinweise für den Arbeitgeber zum Erstkontakt 
	C. Anschreiben für Arbeitgeber bei fehlender Reaktion auf das Erstanschreiben
	D. Gesprächsleitfaden für das Erstgespräch 
	Erklärungen zum Datenschutz sowie Vereinbarung über den Schutz persönlicher Daten im Rahmen von Maßnahmen des BEM
	Datenblatt für das BEM 
	Maßnahmen-Blatt BEM 
	Checkliste zur Vorbereitung einer Fallbesprechung 
	Empfehlungen zur Gesprächsführung
	Organisation und Protokoll Arbeitsversuch
	Datenblatt zum Abschluss des BEM (geeignet für die Personalakte) 

	Hinweise zur Gestaltung einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung zum BEM 
	Vorschlag für eine Präsentation 
vor der Geschäftsleitung 
	Abkürzungsverzeichnis 




